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Leitantrag zum Landesparteitag am 15./16.3.2025 1 

Antragsteller: Landesvorstand 2 

Kommunalpolitische Leitlinien 3 

Einleitung  4 

Für lebenswerte, sozial gerechte, friedliche und klimaneutrale Kommunen 5 

Die Linke in Nordrhein-Westfalen steht fü r eine Kommünalpolitik, die den Menschen in den 6 
Mittelpünkt stellt. Wir setzen üns ein fü r lebenswerte, sozial gerechte, friedliche ünd 7 
klimaneütrale Kommünen, in denen alle Menschen güte Lebensbedingüngen vorfinden. Unser 8 
Ziel ist es, güt bezahlte Arbeitspla tze, bezahlbaren Wohnraüm ünd kostenfreie, barrierefreie 9 
Mobilita t fü r alle zü gewa hrleisten. 10 

In den letzten fü nf Jahren haben ünsere Kommünalpolitiker:innen an vielen Orten bewiesen, 11 
dass sie die Garantie fü r eine Kommünalpolitik im Sinne der Menschen sind: Sie haben 12 
verpflichtende Qüoten fü r gefo rderten sozialen Wohnüngsbaü dürchgesetzt ünd somit 13 
taüsenden Menschen bezahlbaren Wohnraüm gesichert. Sie haben die Kita-Gebü hren gerechter 14 
gestaltet, aüch wenn die Landespolitik einer gebü hrenfreien Kindertagesbetreüüng bisher noch 15 
im Weg steht, ünd damit Familien mit niedrigen ünd mittleren Einkommen entlastet. Im Bereich 16 
der Mobilita t haben wir üns fü r den Aüsbaü des o ffentlichen Nahverkehrs sowie sichere Füß- 17 
ünd Radwege stark gemacht ünd aüf Barrierefreiheit bei Büssen ünd Bahnen gedra ngt. Wir 18 
haben üns gegen Kü rzüngen bei Bildüng, Kültür ünd Sport gewehrt ünd fü r aktiven Umwelt- ünd 19 
Klimaschütz stark gemacht.  20 

Unsere parlamentarischen Grüppen ünd Fraktionen sind ha üfig erste Anlaüfstellen fü r 21 
Menschen, die etwas vera ndern wollen, aber aüch fü r Menschen, die sich von der herrschenden 22 
Politik alleingelassen fü hlen. Bei üns finden sie nicht nür Rat ünd Hilfe in Alltagsfragen, sondern 23 
aüch die Mo glichkeit, sich zü organisieren ünd politisch mitzügestalten.  24 

Als sozialistische Menschenrechtspartei ünterstü tzen wir das Engagement von Einwohner:innen 25 
ünd Initiativen fü r solidarisches Züsammenleben ünd fü r den Erhalt der Demokratie. Nicht die 26 
Geflü chteten sind verantwortlich fü r kapütte Infrastrüktür, Mietenwahnsinn ünd zü wenig 27 
Lehrer:innen ünd Erzieher:innen, sondern die Politik der letzten Jahrzehnte. Wir mü ssen die 28 
Flüchtürsachen beka mpfen, nicht die Menschen, die zür Flücht getrieben würden.  29 

Antifaschismüs findet bei üns nicht nür in Sonntagsreden statt, sondern jeden Tag. Wir leisten 30 
Widerstand gegen die Militarisierüng aller Lebensbereiche ünd arbeiten dabei eng mit 31 
Friedensgrüppen ünd Gewerkschaften züsammen. Wir ünterstü tzen das friedenspolitische 32 
Engagement aüf kommünaler Ebene ünd setzen üns dafü r ein, dass ünsere Kommünen 33 
entsprechenden Bü ndnissen wie den Mayors for Peace beitreten. 34 

Neben der Friedensfrage ist die Klimakrise die zentrale Heraüsforderüng ünserer Tage. Unter 35 
den Folgen der Erderwa rmüng leiden diejenigen am meisten, die am wenigsten dazü beigetragen 36 
haben: Menschen, die in dicht bebaüten Vierteln mit schlecht isoliertem Wohnraüm leben, alte 37 
ünd pflegebedü rftige Menschen, Menschen die ko rperlich ünd im Freien arbeiten – sie alle 38 
braüchen eine Politik, die sie vor Hitze ünd Unwettern besser schü tzt. Mehr Grü nfla chen, 39 
besseres Wassermanagement, Schattenzonen ünd Hitzeschützra üme in den Sta dten – neben 40 
Klimaschütz wird aüch Klimaanpassüng immer wichtiger.  41 
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Wir machen keine Politik fü r diejenigen, die sich alles kaüfen ko nnen, sondern fü r diejenigen, die 42 
im Alltag aüf fünktionierende Kitas ünd Schülen, Straßen, Büsse, Krankenha üser ünd 43 
Pflegedienste angewiesen sind.  44 

Eine zentrale Aüfgabe der Stadtplanüng müss es sein, sich an den Bedü rfnissen der Bevo lkerüng 45 
zü orientieren. Dies bedeütet, dass Kültür, Bildüng, Pflege ünd Gesündheitsversorgüng fü r alle 46 
züga nglich ünd güt aüsgebaüt sein mü ssen. Unsere Vision ist eine Gesellschaft, in der Solidarita t 47 
ünd Züsammenhalt gelebt werden ünd in der jede:r die Mo glichkeit hat, ein erfü lltes ünd 48 
selbstbestimmtes Leben in Gemeinschaft mit anderen Menschen zü fü hren.  49 

Doch diese Vision kann nür verwirklicht werden, wenn die Kommünen finanziell aüsreichend 50 
aüsgestattet sind. Hier zeigt sich die Schwa che der aktüellen Politik von Bündes- ünd 51 
Landesregierüng, die den Kommünen immer wieder neüe Aüfgaben züweisen, ohne eine 52 
aüsko mmliche Finanzierüng sicherzüstellen. Stattdessen werden die finanziellen Mittel gekü rzt 53 
ünd die Kommünen in eine preka re Lage gebracht, die es ihnen erschwert, ihre Aüfgaben im 54 
Interesse der Bevo lkerüng zü erfü llen. Die Linke steht fü r starke, selbstbewüsste Kommünen ünd 55 
einen staatlich finanzierten Altschüldenfonds, der verhindert, dass Sta dte ünd Kreise erneüt in 56 
die Haüshaltssicherüng geraten ünd damit ihren Handlüngsspielraüm verlieren.    57 

Es zeichnet sich züdem ab, dass aüf die Sta dte ünd Gemeinden dürch massive Aüfrü stüng noch 58 
weitere Einschnitte der o ffentlichen Daseinsvorsorge ünd Infrastrüktür zükommen. In dieser 59 
Aüseinandersetzüng wird die Linke eine starke Gegenstimme sein, die den Züsammenhang von 60 
Aüfrü stüng ünd dem Abbaü sozialer Infrastrüktür benennt. 61 

Die vergangenen Jahrzehnte waren gepra gt von Umverteilüng von ünten nach oben ünd von 62 
Privatisierüng der o ffentlichen Daseinsvorsorge. Wenn Kommünen nicht aüsreichend finanziert 63 
werden, steigt der Drück, Leistüngen zü privatisieren. Das machen wir nicht mit! 64 

Die Linke sagt: O ffentliche Daseinsvorsorge müss ünter o ffentlicher Kontrolle bleiben, üm 65 
sicherzüstellen, dass sie den Bedü rfnissen der Bevo lkerüng gerecht wird ünd nicht den 66 
Profitinteressen privater Unternehmen dient.  67 

Privatisierüng fü hrt ha üfig nicht nür zü einer Verschlechterüng der Qüalita t ünd Züga nglichkeit 68 
von Dienstleistüngen, sondern aüch zür Zünahme preka rer Arbeitsverha ltnisse da private 69 
Unternehmen immer Kosten senken ünd Gewinne maximieren wollen. Die Vergabe von 70 
o ffentlichen Aüftra gen an private Unternehmen müss daher immer an die Einhaltüng von 71 
Umwelt- ünd Sozialstandards sowie Tarifvertra gen gebünden werden.  72 

O ffentliche Dienstleistüngen spielen eine entscheidende Rolle bei der Fo rderüng der sozialen 73 
Gerechtigkeit, indem sie allen Einwohner:innen ünabha ngig von ihrem Einkommen oder 74 
sozialen Statüs Zügang zü wichtigen Dienstleistüngen wie Bildüng, Gesündheit ünd o ffentlichem 75 
Verkehr bieten. Obwohl Privatisierüng kürzfristig Einsparüngen bringen kann, sind die 76 
langfristigen Kosten fü r die Gesellschaft ho her, da private Unternehmen mo glicherweise ho here 77 
Gebü hren erheben ünd weniger in die Infrastrüktür investieren. 78 

Ohne eine gründlegende A nderüng dieser Politik werden wir keine lebendigen ünd 79 
lebenswerten Kommünen schaffen ko nnen. Daher ist es ünabdingbar, dass die Linke stark 80 
vertreten ist, üm diese Vera nderüngen herbeizüfü hren. Nür mit der Linken kann ein soziales, 81 
gerechtes ünd zükünftsfa higes NRW geschaffen werden, in dem die Gemeinden nicht nür 82 
existieren, sondern aüch florieren. 83 

Ohne eine starke Linke keine lebendigen Kommünen! 84 
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Thema: Antifaschismus 85 

Die rechte Szene ist eine allta gliche Bedrohüng fü r zahlreiche Menschen in den Kommünen. Es 86 
brennen geplante oder bereits bewohnte Flü chtlingsünterkü nfte. Geflü chtete, Migrant:innen, 87 
Angeho rige der LGBTIQ-Commünity, Antifaschist:innen, Gewerkschafter:innen ünd viele andere, 88 
die nicht in ein aütorita res rechtes Weltbild passen, werden verbal ünd ko rperlich attackiert. 89 

Die Verbrechen des Faschismüs in Erinnerüng zü rüfen, ist ein wichtiger Beitrag fü r den Kampf 90 
gegen rechts in der heütigen Zeit. Da die Zeitzeüg:innen immer weniger werden, sind Orte des 91 
Erinnerns ünd kültürelle Beitra ge der Erinnerüngskültür in den Kommünen zü organisieren. 92 

Das Andenken an den vielfa ltigen Widerstand gegen das Naziregime verpflichtet üns, gerade in 93 
der heütigen Zeit, zü einer klaren Haltüng. Angesichts der Verharmlosüng der Verbrechen des 94 
Faschismüs dürch die extreme Rechte ist es wichtig, Orte des Gedenkens an die Strüktüren ünd 95 
Opfer sowie an den antifaschistischen Widerstand sta rker zü betonen. 96 

Deshalb engagieren wir üns fü r eine generationsü bergreifende Geschichtsarbeit, welche die 97 
Aüseinandersetzüng mit der faschistischen, kolonialen ünd imperialistischen Vergangenheit 98 
Deütschlands fo rdert. Wir fordern eine spezifische Erinnerüngskültür, die aüch die Opfer rechter 99 
Gewalt der Gegenwart einbezieht, etwa dürch die Benennüng von Straßen, Pla tzen ünd Schülen. 100 

Unsere Sta dte ünd Kommünen sollen weltoffen ünd engagiert gegen jede grüppenbezogene 101 
Menschenfeindlichkeit aüfgestellt sein. Das bedeütet, die Bedü rfnisse ünd Interessen aller 102 
Einwohner:innen gleichberechtigt zü berü cksichtigen, ünabha ngig von Haütfarbe, Herkünft oder 103 
Aüfenthaltsstatüs, von Geschlecht oder sexüeller Orientierüng, sozialem Statüs, Alter oder 104 
Behinderüng. Im kommünalen Alltag setzen wir aüf offene Disküssionen ünd die Beteiligüng 105 
aller, üm fremdenfeindlichen ünd nationalistischen Deütüngen entgegenzüwirken. Breite 106 
Bü ndnisse aüf lokaler Ebene sta rken ünsere demokratische Kültür ünd helfen, neonazistische 107 
ünd rassistische Stro müngen zürü ckzüdra ngen. 108 

Dafü r setzen wir üns ein: 109 

- fü r eine klare Positionierüng kommünaler Gremien ünd Verwaltüngen gegen 110 
Antisemitismüs, Rassismüs ünd andere Formen grüppenbezogener 111 
Menschenfeindlichkeit dürch o ffentliche Stellüngnahmen ünd die Fo rderüng 112 
zivilgesellschaftlicher Projekte, 113 

- fü r die Unterstü tzüng ünd Vernetzüng selbst organisierter Grüppen, interkültüreller 114 
Vereine ünd Initiativen zür Geflü chtetenhilfe, 115 

- fü r Beratüngsstellen, die sich Antidiskriminierüng, Antirassismüs ünd der Unterstü tzüng 116 
von Opfern rechter Gewalt widmen. 117 

Antifaschismüs ist ein zentraler Aüftrag linker Kommünalpolitik, die sich entschlossen dafü r 118 
einsetzt, rechten Organisationen den Na hrboden zü entziehen. Wir setzen aüf einen 119 
konseqüenten, antirassistischen Antifaschismüs ünd legen Wert aüf: 120 

- Widerstand ünd Selbstschütz gegen rechte Angriffe, 121 

- Eine stabile Brandmaüer im Umgang mit Rechten. 122 

- Züsammenarbeit mit allen demokratischen Kra ften gegen rechts 123 

- Ein Verbot aller (neo-)faschistischer Organisationen einschließlich der AfD 124 
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Dafü r braüchen wir breite gesellschaftliche Bü ndnisse ünd gelegentlich aüch zivilen 125 
Ungehorsam, üm rechten Strüktüren entgegenzütreten. Ein wichtiger Bestandteil dieser 126 
Strategie ist, dass es in Kommünalparlamenten keinerlei Züsammenarbeit mit Rassist:innen ünd 127 
Faschist:innen geben darf. Unterstü tzüng fü r ihre Antra ge oder die Teilnahme an 128 
interfraktionellen Initiativen mit ihnen fü hren zür Normalisierüng rechter Positionen ünd sind 129 
konseqüent zü vermeiden. 130 

Unsere kommünale Erinnerüngskültür tra gt dazü bei, dass die Verbrechen des Faschismüs nicht 131 
in Vergessenheit geraten. Die Verlegüng von Stolpersteinen, die Aüfarbeitüng von 132 
Eüthanasieverbrechen, die Erinnerüngen an die Schicksale von Zwangsarbeitenden sowie 133 
Fahrten zü Gedenk- ünd Erinnerüngssta tten sind wichtige Beitra ge dazü. O ffentliche 134 
Aüsstellüngen ünd Theateraüffü hrüngen zür Erinnerüng an die nationalsozialistischen 135 
Verbrechen tragen ebenso dazü bei, das historische Bewüsstsein wachzühalten, wie moderne 136 
Mültimedia-Projekte, die sich mit Erinnerüngskültür aüseinandersetzen. 137 

Die Linke stellt sich gegen jede Form von Rassismüs ünd Diskriminierüng ünd ka mpft fü r eine 138 
mültikültürelle Gesellschaft ohne Aüsgrenzüng. Wir setzen üns dafü r ein, dass rechte 139 
Organisationen keinen Raüm fü r ihre Ideologie finden – sowohl in der Politik als aüch im 140 
o ffentlichen Raüm.  141 
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Thema: Arbeit 142 

Arbeit: Eine gerechte und zukunftsfähige Beschäftigungspolitik für alle 143 

Viele Menschen in den Sta dten ünd Landkreisen in Nordrhein-Westfalen leiden ünter preka ren 144 
Arbeitsbedingüngen. Sie mü ssen sich von Befristüng zü Befristüng hangeln, werden schlecht 145 
bezahlt ünd ko nnen ihren Job nicht mit ihren Familien in Einklang bringen. Neoliberale Politik 146 
ünd der wirtschaftliche Strüktürwandel haben ihre Spüren hinterlassen. Besonders in 147 
indüstriellen Regionen hat es einen massiven Arbeitsplatzabbaü gegeben, der immer noch 148 
anha lt. Das belastet die Kommünen ünd schra nkt ihre Handlüngsfa higkeit ein. Die kommünale 149 
Selbstverwaltüng ünd die Politik im Interesse der Einwohner:innen werden dadürch infrage 150 
gestellt. 151 

Wir setzen üns fü r Arbeitspla tze ein, die den Bedü rfnissen der Bescha ftigten gerecht werden. 152 
Wir braüchen Jobs, die ünbefristet sind, Existenzsicherheit bieten, sozial abgesichert sind, 153 
tariflich entlohnt werden ünd die Vereinbarkeit von Familie ünd Berüf fo rdern. 154 

Dafü r mü ssen o ffentliche Investitionen in soziale Bereiche wie Bildüng, Gesündheit, Verkehr ünd 155 
Infrastrüktür gesteigert werden. Der O ffentliche Dienst müss aüsgebaüt werden. 156 

Für eine fortschrittliche Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik auf kommunaler Ebene 157 

In den vergangenen Jahren würden in vielen kommünalen Verwaltüngen ünd Einrichtüngen 158 
trotz wachsender Aüfgaben viele Stellen abgebaüt. Dies hat zü einer U berlastüng des 159 
O ffentlichen Dienstes gefü hrt, hohe Krankensta nde verürsacht ünd die Qüalita t der 160 
Daseinsvorsorge verschlechtert. Züdem ist Fachwissen in den Verwaltüngen verloren gegangen. 161 
Gleichzeitig ist die Abha ngigkeit von teüren externen Dienstleistern ünd Beratern gewachsen, 162 
besonders bei Baü- ünd Infrastrüktürprojekten. Dies wiederüm fo rdert die Anfa lligkeit fü r 163 
Korrüption. 164 

Eine bessere o ffentliche Daseinsvorsorge ünd der Aüsbaü kommünaler Einrichtüngen erfordern 165 
einen klaren Kürswechsel in der Arbeitsmarkt- ünd Bescha ftigüngspolitik. Deshalb setzen wir 166 
üns fü r folgende Maßnahmen ein: 167 

- Kein weiterer Stellenabbaü im O ffentlichen Dienst 168 

- Unbefristete U bernahme von Aüszübildenden 169 

- Unbefristete Arbeitsvertra ge fü r alle im o ffentlichen Dienst 170 

- Einfü hrüng kommünaler Personalentwicklüngs- ünd -aüfbaüpla ne 171 

- Arbeitszeitverkü rzüng bei vollem Lohn- ünd Personalaüsgleich 172 

- Aüsbaü kommünaler Eigenbetriebe fü r die o ffentliche Daseinsvorsorge 173 

- Stopp aller Aüsgliederüngen o ffentlicher Aüfgaben an private Dienstleister 174 

- Keine Vergabe o ffentlicher Aüftra ge ohne klare soziale ünd o kologische Vorgaben 175 
(Tarifbindüng, faire Lieferketten, Umweltstandards) 176 

- Entwicklüng kommünaler Stadtwerke ünd Energieversorger zü Vorreitern regenerativer, 177 
dezentraler Energieerzeügüng ünd Dienstleistern fü r lokale Energiegenossenschaften 178 

Fortschrittliche Kommunalpolitik heißt: Gute Arbeit durch öffentliche Förderung 179 

Trotz der gestiegenen Bescha ftigüngsqüoten bleibt die Zahl der Langzeiterwerbslosen in vielen 180 
Regionen hoch. Nür ü ber den ersten Arbeitsmarkt schaffen es viele Menschen derzeit nicht 181 
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wieder einen Job zü bekommen. Die bisherigen Maßnahmen des Bü rgergeldsystems, wie Ein-182 
Eüro-Fü nfzig-Jobs oder Weiterbildüngsprogramme, haben den Betroffenen in der Regel nicht 183 
geholfen. Drohende Sanktionen schaden sogar. Diese „Arbeitsmarktinstrümente“ sind 184 
gescheitert ünd demü tigend. Sie mü ssen abgeschafft werden. 185 

Besonders jünge Menschen ohne Berüfsaüsbildüng ünd a ltere Arbeitslose in strüktürschwachen 186 
Regionen braüchen neüe Perspektiven. Statt sie weiterhin aüf den Arbeitsmarkt zü verweisen, 187 
mü ssen die Sta dte ünd Landkreise sozialpolitische Verantwortüng ü bernehmen ünd 188 
Bescha ftigüngsmo glichkeiten schaffen – vor allem in kommünalen Einrichtüngen ünd dürch 189 
spezielle Bescha ftigüngstra ger. Diese Bescha ftigüng müss dürch o ffentliche Mittel ünd 190 
Fo rderprogramme finanziert werden. 191 

Fü r üns als Linke sind ünbefristete, sozialversicherte Arbeitsverha ltnisse, tarifliche Entlohnüng 192 
ünd die Mo glichkeit zür berüflichen Weiterbildüng zentrale Bedingüngen fü r güte Arbeit. 193 
Langzeiterwerbslosen dü rfen keine preka ren Bescha ftigüngsverha ltnisse zügemütet werden. 194 
Arbeitsverha ltnisse, die keine Arbeitslosenversicherüng bieten, mü ssen verbessert ünd rechtlich 195 
aüf das Niveaü regüla rer Arbeitsverha ltnisse angehoben werden. 196 

Unsere Forderungen: Gute Arbeitsbedingungen durch öffentlich geförderte Beschäftigung 197 

- Die angebotene Bescha ftigüng müss freiwillig sein ünd darf nicht zwangsweise vom 198 
Jobcenter zügewiesen werden. 199 

- Bescha ftigüng im o ffentlichen Dienst müss ünbefristet sein. Befristüngen sind nür in 200 
Aüsnahmefa llen züla ssig. 201 

- Die Bescha ftigüng müss tarifgebünden ünd fair entlohnt werden. 202 

- Es müss Ansprüch aüf bezahlte Weiterbildüngen ünd Qüalifikationen geben. 203 

- Unterstü tzüng fü r die Bescha ftigten, wie z.B. Kinderbetreüüng, psychologische Hilfe oder 204 
Arbeitsassistenz fü r Menschen mit Behinderüngen, müss garantiert werden. 205 

- Es müss Unterstü tzüng bei der Süche nach anderen Arbeitspla tzen geben. 206 

- Bescha ftigte dü rfen keine Sanktionen fü rchten, wenn sie eine gefo rderte Stelle beenden. 207 

Öffentliche Beschäftigung im sozialen Bereich ausbauen 208 

Wir fordern den Aüsbaü von Stadtteilzentren in benachteiligten Stadtteilen. Dort sollen soziale, 209 
technische ünd handwerkliche Dienstleistüngen angeboten werden, die sich Erwerbslose ünd 210 
Geringverdienende aüf dem „freien“ Markt nicht leisten ko nnen. Diese Angebote mü ssen dürch 211 
o ffentlich gefo rderte Bescha ftigüng geschaffen werden. 212 

Züdem setzen wir üns fü r mehr Unterstü tzüng fü r a ltere Menschen ünd Menschen mit 213 
Behinderüngen im Alltag ein. Die Sta dte sollen Angebote zür Begleitüng ünd Hilfe entwickeln, die 214 
diese Grüppen ünterstü tzen. 215 

Die Linke fordert eine Arbeitsmarktpolitik, die nicht den Markt, sondern die Menschen in den 216 
Mittelpünkt stellt. Bescha ftigüng müss den sozialen ünd o kologischen Bedü rfnissen der 217 
Gesellschaft dienen, ünd nicht den Profitinteressen einiger weniger.  218 
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Thema: Armut 219 

Die Armut in NRW überwinden 220 

Die offene ünd die verdeckte Massenerwerbslosigkeit sowie die sta ndige Zünahme ünsicherer, 221 
schlecht bezahlter Bescha ftigüngsverha ltnisse sind die wesentlichen Grü nde fü r die Verarmüng 222 
von Menschen in den Kommünen. In zahlreichen Sta dten in NRW leben inzwischen mehr als 35 223 
% der Menschen von Bü rgergeld beziehüngsweise Gründsicherüng. Im Verha ltnis sta rker 224 
betroffen sind alleinerziehende Fraüen, Langzeiterwerbslose, Rentner:innen sowie Menschen 225 
mit internationaler Familiengeschichte. Züsa tzlich wa chst mit steigender Kinderzahl in einer 226 
Familie die materielle Armüt. Aktüelle Statistiken sprechen davon, dass jetzt schon jedes 4. Kind 227 
in Armüt aüfwa chst. In vielen Stadtteilen des Rührgebiets sind es bis zü 50%.  228 

Ein sozialversicherüngspflichtiges Bescha ftigüngsverha ltnis reicht heüte nicht züm Aüsstieg aüs 229 
der Armüt. Bei mehr als der Ha lfte derer, die den Bü rgergeld-Bezüg verlassen, erhalten bei 230 
Arbeitsaüfnahme Lo hne ünterhalb der Armütsgrenze. Ein arbeitsmarktpolitischer Skandal ist, 231 
dass trotz gesetzlichem Mindestlohn ein Viertel aller Bü rgergeld-Beziehenden aüfstockende 232 
Leistüngen von den Jobcentern erhalten, weil ihr Lohn züm Leben nicht aüsreicht. 233 

Deshalb fordert Die Linke 234 

- Eine bedarfsgerechte Mindestsicherüng von derzeit 1.400 Eüro statt Bü rgergeld. 235 

- Ein individüeller Ansprüch statt Bedarfsgemeinschaften. Dies schü tzt die 236 
Menschenwü rde ünd vermeidet Abha ngigkeiten, die mit Gewalt einhergehen ko nnen.  237 

- Einen Mindestlohn von 15 Eüro, der sich ja hrlich aütomatisch mindestens gema ß der 238 
Inflation erho ht. Denn alles andere bedeütet Altersarmüt.  239 

- Die Aüsnahmen fü r Langzeiterwerbslose, Jügendliche ünter 18, Menschen mit 240 
Behinderüng ünd Praktika mü ssen gestrichen werden.  241 

Kommunalpolitische Handlungsmöglichkeiten 242 

Das Bü rgergeld-System berüht zwar aüf einer bündesgesetzlichen Regelüng. Aüf kommünaler 243 
Ebene gibt es aber zahlreiche Mo glichkeiten, besonders repressive Maßnahmen deütlich 244 
einzüschra nken oder eine menschenwü rdige Praxis dürchzüsetzen. 245 

Wir ka mpfen besonders aüf kommünaler Ebene fü r eine sanktionsfreie Mindestsicherüng. 246 

Ein wichtiges Moment ist darü ber hinaüs das Angebot der Sozialberatüng aüf kommünaler 247 
Ebene. Aüch wir engagieren üns entsprechend in vielen Orten ünd sind nicht bereit, üns mit den 248 
ünzüreichenden Beratüngen in den Jobcentern ünd dem oftmals fragwü rdigen Umgang mit den 249 
zü beratenden Menschen abzüfinden.  250 

Derzeit gibt es viele Sozialberatüngsstellen in NRW, die dürch geschülte Mitglieder der Partei Die 251 
Linke dürchgefü hrt werden. Dort ko nnen Menschen, die im Leistüngsbezüg sind, Hilfe 252 
bekommen. Dieses Angebot wollen wir aüsbaüen. 253 

Wir ka mpfen gemeinsam mit Sozialverba nden ünd Gewerkschaften fü r die U berwindüng der 254 
Armüt. Entscheidend hierfü r sind sichere Arbeitspla tze mit tariflicher existenzsichernder 255 
Entlohnüng.  256 

Der aktüell wieder steigende Arbeitsplatzabbaü fü hrt in den Kommünen zü weiter sinkender 257 
Kaüfkraft. In der Arbeitsmarktpolitik müss dringend ein Kürswechsel eingeleitet werden. 258 
O ffentlich gefo rderte Bescha ftigüngsprogramme sind ein Beitrag hierzü. 259 
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Deshalb fordern wir aüf kommünaler Ebene: 260 

- Perspektivlose ünd armütsfo rdernde Ein-Eüro-Fü nfzig-Jobs, Kombilohnstellen ünd preka re 261 
Bescha ftigüng in allen ihren Formen wollen wir beenden. Stattdessen mü ssen aüsschließlich 262 
ünbefristete, tarifgebündene, sozialversicherüngspflichtige Stellen geschaffen werden, die 263 
aüfstockende Bü rgergeldleistüngen ü berflü ssig machen. 264 

- Die U bernahme der Wohnkosten (KDU)) dürch die Jobcenter ünd Soziala mter müss sich am 265 
Mittelwert des jeweiligen kommünalen Mietspiegels beziehüngsweise entsprechender 266 
o rtlicher Vergleichsmieten orientieren ünd gründsa tzlich in voller Ho he ü bernommen 267 
werden. Zwangsümzü ge wollen wir abschaffen. 268 

- Strom- ünd Gassperren sind menschenünwü rdig ünd aüsnahmslos zü üntersagen. Die 269 
Kommünen sollen verpflichtet werden, einen kommünalen Ha rtefonds einzürichten, der im 270 
Falle der Zahlüngsünfa higkeit die rü cksta ndigen Kosten ü bernimmt. 271 

- Dürch die Einfü hrüng eines Sozialpasses wollen wir Menschen mit Einkommen ünterhalb 272 
des Pfa ndüngsfreibetrages kostenlosen Zügang zü kommünalen Einrichtüngen wie 273 
Schwimmba dern, Bibliotheken, Theater etc. ermo glichen. 274 

- Mitbü rger:innen, die als Wohnüngslose im o ffentlichen Raüm leben, haben Ansprüch aüf 275 
kommünale Unterstü tzüng. Sollten sie den Wünsch haben, sich gesellschaftlich wieder 276 
einzügliedern, erwarten wir von den Kommünen ein Angebot von Beratüng, Begleitüng ünd 277 
ein bezahlbares Angebot von Wohnraüm, üm Integration zü fo rdern.  278 

- Die Linke mo chte das System von „Streetworkern“ aüsbaüen. Aüch bei vorü bergehender 279 
Wohnüngslosigkeit mü ssen die Kommünen menschenwü rdige ünd kostenlose 280 
Schlafgelegenheiten anbieten.    281 
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Thema: Bildung 282 

In der Kommüne ist vielfach nür von KiTa-, Schül-, VHS-Geba üden die Rede, viel zü wenig von 283 
Bildüng ünd den Kindern, Jügendlichen ünd Erwachsenen, die in diesen Einrichtüngen leben ünd 284 
lernen. 285 

Das a ndert Die Linke: Wir nehmen Kinder, Jügendliche ünd Erwachsenen in den Blick ünd 286 
verbinden die Aüfgaben des „Tra gers“ mit denen von Bildüng, also der Entfaltüng aller 287 
Fa higkeiten ünd Fertigkeiten von Menschen. 288 

Schulbau bedarfsgerecht gestalten und finanzieren 289 

Schülbaü in den Kommünen scheitert in NRW oftmals an den Bedingüngen „armer Sta dte“, die 290 
dürch den Sta rküngspakt Stadtfinanzen ünd den Zwang züm Personal- ünd Aüsgabenabbaü nicht 291 
die beno tigten Kredite fü r Investitionen aüfnehmen ko nnen. 292 

Daher will Die Linke Mo glichkeiten vor Ort prü fen, wie die beno tigten Schülneübaüten dürch 293 
Züsammenarbeit mit rein o ffentlichen Wohnüngsbaügesellschaften sofort errichtet werden 294 
ko nnen ünd in einem Miet-Kaüf-Modell dennoch in der Verfü güngsgewalt ünd dem Eigentüm der 295 
Schültra gerin bleiben. Neüe Schülbaüten sollten so geplant werden, dass sie nicht nür den 296 
gegenwa rtigen Ansprü chen von Schülen genü gen, sondern aüch als Stadtteilzentren ünd Orte 297 
der Erwachsenenbildüng genützt werden ko nnen. 298 

Wie sollten güte Schülgeba üde aüssehen? Kinder braüchen Sonne, Lüft ünd Freiraüm fü r 299 
Bewegüng, Kommünikation ünd Gestaltüng in der gesamten Schüle. Sie braüchen 300 
mültifünktionale Ra üme aüsgestattet mit vielfa ltigen Materialien, so dass das Lernen an ihren 301 
Bedü rfnissen aüsgerichtet werden kann. Es müss Ra üme geben fü r kleinere ünd gro ßere 302 
Lerngrüppen, fü r Recherche, Forschüng ünd U büng in Einzelarbeit, fü r die Arbeit an Projekten 303 
ünd Werkstü cken sowie fü r Pra sentationen aüf einer Bü hne fü r die ganze Schülgemeinschaft. 304 
Dazü kommen moderne ünd güt aüsgestattete Sporthallen ünd züsa tzliche Ra üme im Rahmen 305 
der Inklüsion. Aüch fü r die interkültürelle O ffnüng sind weitere Begegnüngs- ünd 306 
Beratüngsra üme no tig. 307 

Was tun?   308 

• Aktüalisierüng der Schülentwicklüngspla ne dürch die Schüla mter, damit diese 309 
steigenden Gebürtenzahlen, Migration ünd modernen pa dagogischen Konzepten gerecht 310 
werden 311 

• sta rkere Züsammenarbeit zwischen den Nachbarkommünen bei der 312 
Schülentwicklüngsplanüng ünd insbesondere eine gemeinsame 313 
Schülentwicklüngsplanüng benachbarter kreisangeho riger Kommünen 314 

• Schülneübaü sowie Neügestaltüng ünd Erga nzüng bestehender Schülgeba üde orientiert 315 
an den Erkenntnissen fortschrittlicher Pa dagogik ünd neüen Anforderüngen dürch 316 
Inklüsion 317 

• Natürra üme als Lernorte in die Planüngen von Schülneü- ünd -ümbaüten einbeziehen 318 

• Errichtüng neüer Schülgeba üde dürch die o ffentliche Hand orientiert an den 319 
Erkenntnissen moderner Pa dagogik ünd neüen Anforderüngen dürch Inklüsion 320 

• digitale Infrastrüktür aüf den modernsten Stand aüsbaüen  321 

  322 
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Armut als Bildungshemmnis 323 

Armüt bescha mt, Armüt grenzt aüs, Armüt macht krank. Alles, was man aüs der 324 
Armütsforschüng weiß, trifft aüch aüf Kinder ünd Jügendliche in den Schülen zü. Dass Armüt der 325 
Schü ler*innen ein Resültat der familia ren Einkommensarmüt ist ünd nür dürch aüsreichendes 326 
Familieneinkommen gea ndert werden kann, ist ünstrittig. Dennoch kann aüch vor Ort etwas 327 
getan werden. Um soziale Ungleichheit zü beka mpfen, fordert Die Linke eine Schüle fü r ALLE als 328 
Ganztagsschüle. Das gegliederte Schülsystem wollen wir ü berwinden. Forscher*innen ünd 329 
Stüdien zeigen regelma ßig aüf, wie schlecht dieses im internationalen Vergleich abschneidet. 330 

Mehrsprachigkeit garantieren 331 

In den NRW-Schülen sind sehr viele natü rlich-mehrsprachig. Das trifft nicht nür aüf neü 332 
Zügewanderte ünd Geflü chtete zü, sondern aüch aüf die Kinder ünd Enkel der 333 
„Gastarbeitergenerationen“. Das Recht aüf Erhalt der Familiensprache ist sowohl in der 334 
Eüropa ischen Union als aüch in den Eüroparatsstaaten garantiert. 335 

Die Mehrheit der Kinder ünd Jügendlichen mit familia rer Mehrsprachigkeit sind deütsche 336 
Staatsbü rger:innen, ünsere Kinder in der Kommüne, die in ihrem Lernprozess ünterstü tzt 337 
werden mü ssen. 338 

Kommünalvertretüngen der Linken kü mmern sich üm die Belange aller mehrsprachigen Kinder 339 
ünd Jügendlicher. Dürch digitale Lerngrüppen ko nnen insbesondere die Fo rderüng der „kleinen“ 340 
Sprachen ünd aller Sprachen aüch im la ndlichen Raüm gefo rdert werden. 341 

Aber das Kernanliegen müss der Umgang mit familia rer Mehrsprachigkeit im Regelünterricht 342 
sein, üm den Bedü rfnissen aller Kinder gerecht zü werden. Die Kommünen mü ssen das in den 343 
Blick nehmen, üm das Scheitern der Kinder beim Spracherwerb ünd im gesamten Lernprozess 344 
zü verhindern.  345 

Das Land NRW hat in diesem Feld nicht nür vielfach akademische Expertise, sondern ebenfalls 346 
ein breites Fortbildüngsangebot, das es vor Ort zü nützen gilt. 347 

Grundschule 348 

Klassengro ßen dü rfen Kommünen nach der Schülgesetza nderüng kommünal regeln. Dadürch 349 
entstehen in vielen Kommünen in dicht besiedelten Qüartieren ü bervolle Klassen, wohingegen in 350 
lockerer Bebaüüng oftmals sehr kleine Klassen vorherrschen. Hier werden Linke-351 
Kommünalvertretüngen aüf die Verteilüng der kommünalen Klassenzahlen achten ünd kleine 352 
Klassen insbesondere in Gründschülen mit vielen sozial ünd/oder bildüngsbenachteiligten 353 
Kindern einrichten. 354 

Der fü r 2026 angekü ndigte Rechtsansprüch aüf einen Platz an einer Ganztagsgründschüle birgt 355 
fü r die Kommünen die Heraüsforderüng, die Kapazita ten zü gig aüszübaüen. Zwar sind 90 % der 356 
Gründschülen in NRW offene Ganztagsschülen, aber weniger als die Ha lfte der 357 
Gründschü ler*innen hat einen Ganztagsplatz. Damit jedes Kind zükü nftig einen Ganztagsplatz 358 
bekommt ünd Wartelisten der Vergangenheit angeho ren, sind große Anstrengüngen beim 359 
ohnehin problematischen Schülbaü no tig: Es braücht vielerorts Investitionen in Ra üme fü r 360 
Mittagsverpflegüng ünd erweiterte Ra üme fü r Ganztagsangebote. Das 361 
Bündesinvestitionsprogramm wird dafü r nicht aüsreichen. 362 

Die Linke fordert aüf kommünaler Ebene: 363 

• sofortige Aüsbaüplanüng fü r eine 100%-Versorgüng im Gründschülganztag 364 
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• Aüsbaü der Ganztagspla tze besonders in benachteiligten Sozialra ümen 365 

• Süche nach neüen geeigneten Aüsbaükonzepten bei Platzmangel 366 

• Die Klassengro ßen sind aüf 15 bis max. 20 Schü ler:innen zü begrenzen 367 

Die strüktürelle Unterfinanzierüng des offenen Ganztags im Primarbereich fü hrt zü einer oft 368 
minderen Qüalita t der Angebote fü r die Schü ler:innen, zü Elternbeitra gen ünd zü preka ren 369 
Arbeitsbedingüngen fü r die Ganztagskra fte. Das ist bei offenen Ganztagsmodellen schwerlich zü 370 
verhindern, sodass Die Linke sich aüf Landesebene fü r die fla chendeckende Einfü hrüng 371 
gebü hrenfreier, gebündener Ganztagsangebote einsetzt. 372 

Solange diese nicht realisiert sind, fordert Die Linke: 373 

• die vollsta ndige Finanzierüng der Ganztagsgarantie nach dem Konnexita tsprinzip 374 

• die aüsko mmliche Finanzierüng des offenen Ganztags dürch das Land NRW, aüch fü r die 375 
Qüalita tsverbesserüng 376 

Sekundarstufe I 377 

Elternbefragüng – kommünale Schülentwicklüngsplanüng 378 

Immer wieder werden Eltern aüf der Süche nach einem Gesamtschülplatz oder nach 379 
Ganztagsschülen abgewiesen. Daher setzen sich LINKE fü r Elternbefragüngen ein, nach denen 380 
sich die kommünale/Kreis-Schülentwicklüngsplanüng laüt Schülgesetz richten müss. Dieses 381 
Recht der Eltern aüf Planüng nach ihren Wü nschen wird oftmals mit Fü ßen getreten. Damit 382 
ko nnte aüch endlich das Recht aüf einen Gesamtschül-/Sekündarschül-/Ganztagsplatz 383 
ümgesetzt werden. 384 

Sekundarstufe II 385 

Viele Gymnasien ünd Gesamtschülen haben in der Oberstüfe zü wenige Schü lerinnen ünd 386 
Schü ler, üm ein breit gefa chertes Wahlangebot an Leistüngskürsen ünd Gründkürsen 387 
aüfrechtzüerhalten. Das fü hrt zü einem eingeschra nkten Bildüngsangebot. Dem versüchen viele 388 
Schülen dürch Kooperation zü begegnen, was mit zeitraübendem Ortswechsel fü r Lernende ünd 389 
enormem Aüfwand fü r Lehrkra fte ünd Schülorganisation verbünden ist. Züdem ist die 390 
Kooperation zwischen ünterschiedlichen Fa chern fü r Projekte in mehreren Schülen kaüm zü 391 
bewerkstelligen. 392 

Daher setzt sich Linke-Kommünalpolitik fü r Oberstüfenzentren in der gymnasialen Oberstüfe 393 
ein, die mehrere Oberstüfen vor Ort züsammenfasst. Diese Oberstüfenzentren ko nnten aüch weit 394 
besser als jetzige gymnasiale Oberstüfen mit den Berüfskollegs züsammenarbeiten. 395 

Inklusion im Bildungsbereich 396 

Inklüsion müss von den Beteiligten aüs gedacht, nicht nach Ressorts verwaltet werden. 397 

Deshalb werden Linke-Kommünalvertretüngen eine integrierte Fo rderplanüng einfordern, die 398 
die Unterstü tzüng fü r die Betroffenen aüs den verschiedenen Bereichen sicherstellt ünd die 399 
Organisation der verschiedenen Fo rdermaßnahmen nicht den Eltern aüfbü rdet. 400 

Die bisherigen Maßnahmen zür Inklüsion sind so ünzüreichend, dass sie o rtlich teilweise sogar 401 
zü erho hter Nachfrage nach Fo rderschülen gefü hrt haben. Die Gestaltüngsmo glichkeiten der 402 
Kommünen sind hier sehr begrenzt, die Landesregierüng ist gefordert, die Schülen so 403 
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aüszüstatten, dass sie der UNO-Konvention ü ber die Rechte von Menschen mit Behinderüngen 404 
gerecht werden ko nnen. 405 

Daher wird Linke Kommünalpolitik eine Raümplanüng fü r Inklüsion einfordern. 406 

Aüch wenn sich Die Linke mit allen Kra ften fü r die Verwirklichüng einer inklüsiven Gesellschaft 407 
aüsspricht, so werden Linke-Kommünalvertretüngen dennoch in den na chsten Jahren 408 
ü bergangsweise der Einrichtüng von inklüsiven Schwerpünktschülen züstimmen, üm den 409 
Prozess der Inklüsion nicht aüf Kosten der Qüalita t zü betreiben ünd die baülichen ünd 410 
personellen Umsetzüngen sinnvoll gewa hrleisten zü ko nnen. 411 

Schulentwicklung im ländlichen Raum 412 

Im la ndlichen Raüm wirkte sich die Prognose der sinkenden Schü ler*innenanzahl aüf die 413 
Schülstrüktür massiv aüs: Gründschülen würden geschlossen. Selbst Züsammenschlü sse von 414 
Gründschülen, sogenannte Verbündschülen, haben nür eine aüfschiebende Wirküng aüf die 415 
Schließüng. Das Prinzip „kürze Beine, kürze Wege“ findet aüs Kostengrü nden nür noch als 416 
Lippenbekenntnis statt! 417 

Selbst die Kosten fü r die weitere Befo rderüng ünd der gerade fü r Gründschülkinder nachteilige 418 
Mehraüfwand an Fahrzeit von bis zü 2 Stünden ta glich sind kein Hindernis fü r den 419 
Schließüngswahn. Da es schon seit langem keinen reinen Schü ler:innenverkehr mehr gibt, 420 
kommen noch Wartezeiten im O PNV hinzü. 421 

Wenn es nach der Gründschüle dann zü den weiterfü hrenden Schülen geht, kann sich die 422 
Kommüne glü cklich scha tzen, die nach Grü ndüng einer Sekündarschüle wenigstens ü berhaüpt 423 
noch ein Angebot fü r Fü nftkla ssler:innen machen kann. 424 

Kommünen ohne Schülangebot verlieren an Attraktivita t; die Folgen sind sofort spü rbar: 425 
Abwanderüng! Wer ein gütes ünd breites Bildüngsangebot bieten kann, der kann aüch jetzt 426 
schon mit Züzüg rechnen. Dabei entscheiden sich immer mehr Eltern fü r einen 427 
Gesamtschülplatz; aüch aüf dem Land liegen die Anmeldezahlen deütlich ü ber denen der 428 
vorhandenen freien Pla tze. 429 

Daher wird sich Linke Kommünalpolitik weiterhin fü r Gesamtschülen bzw. Sekündarschülen 430 
einsetzen sowie fü r Oberstüfenzentren, denn nür so ist aüch im la ndlichen Raüm eine güte 431 
Schüle fü r alle realisierbar. 432 

Ausbildung: Berufskollegs – Ausbildungszentren 433 

Trotz angeblichem Mangel an Bewerber:innen süchen viele Jügendliche vergeblich einen 434 
Aüsbildüngsplatz. Vor Ort finden sie züdem sehr viele ünd sehr ünterschiedliche 435 
Beratüngsangebote, die teilweise eher verwirren als helfen. Das Beratüngsangebot müss sich 436 
züvorderst an den Interessen der Jügendlichen aüsrichten, nicht an Institütionen bzw. 437 
Schülformen. 438 

Hier will Linke Kommünalpolitik die kommünale Steüerüng sta rken: Berüfskollegs, 439 
Arbeitsagentür, BiZ ünd kommünale Bildüngsberatüng sollen verknü pft werden, so dass 440 
Jügendliche einen zentralen Anlaüfpünkt erhalten. 441 

Weiterbildung 442 

Die Linke NRW setzt sich ein fü r eine o ffentlich verantwortete ünd getragene Weiterbildüng ünd 443 
einen Aüsbaü der Volkshochschülen, der o rtlichen, wohnortnahen Zentren fü r Weiterbildüng. 444 
Das Angebot müss alle Bildüngsbereiche ümfassen, wobei ein besonderes Aügenmerk ünd eine 445 
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besondere Fo rderüng angesichts der gesellschaftlichen Entwicklüng aüf die politische Bildüng 446 
gerichtet werden mü ssen. 447 

Aüch aüfsüchende Ansprache- ünd Motivierüngsformen geho ren züm Aüfgabenkatalog. Andere 448 
Einrichtüngen ünd Tra ger sollten dieses o ffentliche Angebot erga nzen, nicht ersetzen. 449 
Abwertüng ünd Bedeütüngsverlüst der Weiterbildüng, ihre selektierende Aüsrichtüng ünd der 450 
Stellenabbaü dort mü ssen dringend gea ndert werden. 451 

1. Bildungsauftrag auf gesetzlicher Grundlage 452 

Der Aüsbaü der Weiterbildüng zü einem gleichberechtigten Teil des Bildüngssystems war bereits 453 
die Forderüng des Deütschen Bildüngsrates im Strüktürplan fü r das Bildüngswesen 1970. Der 454 
o ffentliche Bildüngsaüftrag fü r Erwachsenen- ünd Weiterbildüng beinhaltet demnach das Recht 455 
aüf Lernen in jedem Alter. Dafü r mü ssen staatliche Rahmenbedingüngen ünd aüsreichende 456 
o ffentliche Ressoürcen zür Verfü güng stehen, üm Standards ünd Strüktüren in den 457 
Einrichtüngen sichern zü ko nnen. 458 

Verbesserüngen erwarten wir von der jü ngst gestarteten Initiative zür Novellierüng des 459 
Landesweiterbildüngsgesetzes. 460 

Nach wie vor aber mü ssen die o ffentlichen Einrichtüngen immer gro ßere Anteile ihrer Haüshalte 461 
‚am Markt’ erwirtschaften, üm Projektmittel konkürrieren ünd die Teilnehmenden immer ho here 462 
Kosten tragen. „Nür wer hat, dem wird gegeben!“ Das Postülat des lebenslangen Lernens wird 463 
konterkariert. Zentrale Bestandteile des Weiterbildüngsgesetzes NRW (WBG NRW) wie die 464 
Pflichtaüfgabe, der Versorgüngsaüftrag ünd die tatsa chliche Offenheit fü r alle sind damit 465 
hochgradig gefa hrdet. 466 

Wir fordern: 467 

• Von der Landesregierüng fordern wir Ressoürcen fü r einen tatsa chlichen Aüsbaü des 468 
Versorgüngsaüftrages nach dem Weiterbildüngsgesetz NRW (WBG NRW). 1 % des 469 
Landesbildüngsbüdgets sollen fü r die Fo rderüng der Weiterbildüng im Land, fü r 470 
Angebots- ünd Bescha ftigüngsqüalita t kürzfristig zür Verfü güng stehen, wie aüch die 471 
GEW NRW fordert. 472 

• Von den Kommünen ünd Gebietsko rperschaften als Tra ger erwarten wir, dass sie die 473 
Weiterbildüngsangebote im Versorgüngsgebiet nicht weiter dürch Füsion von 474 
Volkshochschülen oder Etatkü rzüngen aüsdü nnen, sondern ihre Finanzmittel verla sslich 475 
bereitstellen ünd aüfstocken. Eine besondere Fo rderüng der politischen Bildüng ist 476 
angesichts der gesellschaftlichen Lage ünd fehlender „aüfkla render Bildüng“ dringend 477 
geboten. 478 

• eine langfristig kostendeckende Finanzierüng ünd koordinierte Verantwortüng in der 479 
o ffentlichen Weiterbildüng dürch Bünd, La nder ünd Gemeinden, wie z. B. vorgeschlagen 480 
in dem Gütachten „Finanzierüng lebenslangen Lernens“ dürch die sog. „Timmermann-481 
Kommission“. 482 

• bündesweite Regelüngen fü r ein koha rentes inklüsives Weiterbildüngssystem, in dem die 483 
allgemeine, kültürelle, politische ünd berüfliche Bildüng gleichermaßen gefo rdert 484 
werden ünd fü r jeden tatsa chlich die Chance aüf Teilnahme besteht. Sie erga nzen die 485 
la nderspezifischen Regelüngen fü r die Weiterbildüng. Die Landesregierüng wird 486 
aüfgefordert, bei der Bündesregierüng die Umsetzüng der Vorschla ge fü r ein 487 
Erwachsenenbildüngsfinanzierüngsgesetz einzüfordern. 488 
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Öffentliche Strukturen fördern und ausbauen 489 

Gegen die fortschreitende Privatisierüng ünd Kommerzialisierüng wollen wir die o ffentlich 490 
gefo rderten ünd verantworteten Weiterbildüngsstrüktüren aüsbaüen ünd sta rken. Es müss 491 
verhindert werden, dass sich die Volkshochschülen zünehmend dem Bildüngsmarkt, seiner 492 
kommerziellen Aüsrichtüng, seinen selektiven Konkürrenzstrüktüren ünd ü berwiegenden 493 
Projektfinanzierüng ünterwerfen mü ssen. 494 

Viele Volkshochschülen sind aüßerdem Ansprechpartner fü r ünterschiedlichste Zielgrüppen, 495 
besonders aüch fü r diejenigen, die zü ‚Verlierern‘ am Bildüngsmarkt za hlen. 496 
 Im Aüfbaü kommünaler ünd regionaler Bildüngsnetzwerke ko nnen Volkshochschülen eine 497 
wichtige Schnittstelle darstellen ünd eine fla chendeckende Versorgüng fü r alle Erwachsenen 498 
sichern. 499 

Eine Perspektive der VHS ünd ihrer Angebote liegt in der Bildüngsberatüng, der aüfsüchenden 500 
Bildüngsarbeit bis hin zür Sozialraümentwicklüng sowie in Aüfbaü ünd Anleitüng virtüeller 501 
Lernnetzwerke. 502 

Wir fordern: 503 

• das Angebot zür Gründbildüng der Bevo lkerüng entgeltfrei zür Verfü güng zü stellen. Zür 504 
Gründbildüng geho rt fü r üns dabei alles, was züm Lehr- ünd Stoffplan der Sek I der 505 
allgemeinbildenden Schülen za hlt. 506 

• Neben der Fo rderüng von Menschen mit Gründbildüngsbedarf ünd dem Nachholen von 507 
Schülabschlü ssen za hlen wir aüch Folgendes zür gründlegenden, 508 
allgemeinwohlbezogenen Weiterbildüng: Integrationskürse fü r Migrant:innen, Züga nge 509 
züm Arbeitsmarkt, U berga nge zwischen Schüle ünd Aüsbildüng, ein Zügang zür 510 
Hochschüle fü r Berüfsta tige, Umgang mit neüen Medien; diese sind ohne oder nür mit 511 
geringem Teilnahmeentgelt anzübieten. Die individüell aüfzübringenden Entgelte dü rfen 512 
nicht züm Teilnahmehindernis werden. 513 

• Besonders die politische Bildüng müss wieder eine deütliche Aüfwertüng erfahren, statt 514 
immer mehr marginalisiert zü werden. Gerade in einer immer komplizierter ünd 515 
technischer werdenden Welt ist Aüfkla rüng ü ber gesellschaftspolitische Hintergrü nde 516 
ünd Züsammenha nge notwendig. Aüfgründ dieser Bedeütüng der politischen Bildüng 517 
mü ssen die Angebote in der Regel entgeltfrei sein.  518 

• Zür Entfaltüng einer eigenen, selbstbewüssten Perso nlichkeit ünd zür Teilhabe am 519 
gesellschaftlichen, kültürellen ünd politischen Leben haben aüch die anderen Bereiche 520 
der Volkshochschüle, die kültürelle Bildüng, Gesündheitsbildüng, berüfliche Bildüng ünd 521 
die Fremdsprachen z. B. ihre Bedeütüng fü r das o ffentliche Leben ünd sind aüs- statt 522 
abzübaüen. Nach dem Prinzip der Einheit der Bildüng geho ren sie ünbedingt dazü. 523 

• Um Menschen fü r eine Teilnahme an Weiterbildüng zü motivieren, sie ü ber ihre 524 
Mo glichkeiten zü informieren, sind wohnortnah sübjektorientierte, gender- ünd 525 
kültürsensible Beratüngsstellen in o ffentlicher Tra gerschaft einzürichten mit 526 
klientenzentrierten Konzepten, güten Rahmenbedingüngen ünd professionellem, 527 
wissenschaftlich aüsgebildetem Personal mit tariflicher Eingrüppierüng wie bei den 528 
Mitarbeiter:innen der Volkshochschülen aüch. 529 

  530 
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2. Prekäre Arbeit abschaffen 531 

In keinem anderen Bereich des Bildüngswesens würde vo llig selbstversta ndlich hingenommen, 532 
dass Unterrichtsta tigkeit – ünd einiges mehr – vorrangig von Honorarkra ften dürchgefü hrt wird. 533 
Nach einem wegweisenden Urteil ist das Ende der Honorarta tigkeit gekommen. 534 

Das bedeütet fü r die Kommünen die Umwandlüng der bisherigen aüsbeüterischen Verha ltnisse 535 
in feste Stellen ünd damit eine erla ssliche ünd deütlich ho here Finanzierüng der Erwachsenen- 536 
ünd Weiterbildüng mit mehr festen Stellen ünd tariflicher Bezahlüng. 537 

Wir fordern: 538 

• Den Selbststa ndigen, die das bleiben mo chten, ist ein Honorar pro Unterrichtsstünde von 539 
mindestens 45€ zü zahlen; der Mindestlohn nach dem Branchentarifvertrag 540 
Weiterbildüng kann hier keine Anwendüng finden. 541 

• Mehr Stellen fü r Festangestellte mit tariflicher Entlohnüng nach dem TVo D zü schaffen. 542 
Das setzt voraüs, dass Maßnahmen- ünd Kürskosten mit realistischen, tariflichen 543 
Personalkosten kalküliert ünd aüsgeschrieben werden ünd die Fo rderüng entsprechend 544 
aüsgerichtet wird. Die Mehrkosten sind nicht aüf die Teilnehmenden abzüwa lzen. 545 

• Mo glichkeiten einer effektiven ünd wirküngsvollen Interessensvertretüng ünd 546 
Mitbestimmüng sind (wieder) einzüfü hren fü r das Personal ünd die Teilnehmenden in 547 
der Weiterbildüng. (vgl. den Policy Brief 03/2016 des WSI züm Thema „Solo-548 
Selbsta ndigkeit in Deütschland. Aktüelle Reformoptionen“). 549 

Studierende und Hochschulen vor Ort fördern! 550 

Hochschülpolitik ist keine kommünale Aüfgabe, aber die Stüdierenden ünd aüch die Hochschüle 551 
sind vor Ort. Die Linke vernachla ssigt weder die Stüdierenden noch die Hochschülen. 552 

• Wohnen: Die Linke nimmt Wohnmo glichkeiten fü r Stüdierende vor Ort in den Blick ünd 553 
ünterstü tzt Stüdierendenwerke beim Baü. Kommünaler Boden kann hierzü in Erbpacht 554 
vermietet werden, üm der Wohnüngsnot entgegenzüwirken. 555 

• Verkehrsanbindüng: Bei der kommünalen Verkehrsplanüng müss nicht nür die 556 
Anbindüng an den O PNV gewa hrleistet sein, sondern aüch die Abstimmüng der 557 
Taktzeiten aüf die Hochschülbedü rfnisse. 558 

• Stüdierenden-Card: Die Linke will die Teilhabe an kültürellen ünd sportlichen Angeboten 559 
aüch fü r Stüdierende ermo glichen.  560 
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Thema: Digitalisierung 561 

Wir wollen eine Digitalisierüng, die niemanden zürü ckla sst. Wir wollen eine Digitalisierüng, die 562 
nicht in der Abha ngigkeit großer Konzerne steht, sondern die aüf Open Soürce ünd eigene 563 
Datenhoheit setzt. Unsere Digitalisierüng schü tzt Personendaten, sie la sst keine U berwachüng zü 564 
ünd hat doch Informationsgewinn. Wir setzten üns dafü r ein, dass Digitalisierüng o ffentliche 565 
Dienstleistüngen fü r alle züga nglicher macht. Wir bestehen daraüf, dass Digitalisierüng kein 566 
Machtgefa lle erschaffen darf ünd Menschen weder aüsschließt noch zürü ckla sst. Unsere 567 
Digitalisierüng sta rkt die Demokratie anstatt sie zü üntergraben. 568 

Public Money – Public Code 569 

Jedes Jahr gehen Milliarden Eüro fü r die Verwendüng von Lizenzen vor allem an Microsoft ünd 570 
Apple. Dürch Abomodelle ünd proprieta re Dateiformate sind die Kommünen (sowie Land ünd 571 
Bünd) in einem Abha ngigkeitsverha ltnis zü diesen Großkonzernen ünd mü ssen ihnen immer 572 
weiter Geld zahlen, üm ihren Ta tigkeiten nachgehen zü ko nnen. Dieses Geld kann sinnvoller 573 
genützt werden. 574 

Wir wollen, dass Kommünen ihre digitale Infrastrüktür komplett aüf Open Soürce ümstellen. Das 575 
heißt, dass proprieta re Softwareprodükte von Microsoft, Apple ünd a hnlichen Konzernen dürch 576 
qüelloffene Alternativen ersetzt werden, wie Linüx als Betriebssystem ünd LibreOffice statt 577 
Word. 578 

Natü rlich bedeütet eine Umstellüng der digitalen Infrastrüktür großen Aüfwand. Software müss 579 
eingerichtet ünd verwaltet, Personal müss geschült werden. Gegebenenfalls müss aüch eigens 580 
Software entwickelt oder weiterentwickelt werden, üm Sonderlo süngen fü r 581 
Spezialanwendüngen zür Hand zü haben. Dies la sst sich aber dürch die eingesparten 582 
Lizenzkosten decken. Der organisatorische Aüfwand kann dürch Kooperation der Kommünen, 583 
z.B. ü ber die bestehenden kommünalen Verba nde, fü r gemeinsame digitale Infrastrüktür ünd 584 
Softwarelo süngen bewa ltigt werden. Dürch Qüelloffenheit ergibt sich, dass von einer Kommüne 585 
entwickelte oder verbesserte Software allen anderen zür Verfü güng steht. Insgesamt wollen wir 586 
eine Sta rküng der kommünalen Züsammenarbeit in Sachen digitale Infrastrüktür ünd 587 
Softwarelo süngen, sowie Qüelloffenheit ünd sinnvolle Verwendüng o ffentlicher Gelder züm 588 
Wohle aller. 589 

Die Linke fordert: 590 

- Umstellüng aüf Open Soürce bei Betriebssystemen ünd Anwendüngen 591 

- Züsammenschlüss von Kommünen bei digitaler Infrastrüktür 592 

- Weiterentwicklüng von Open Soürce Lo süngen 593 

Verwaltung digitalisieren, aber behutsam 594 

Die Digitalisierüng von Verwaltüngsprozessen kann fü r Bü rger:innen ünd Unternehmen 595 
Entlastüng bedeüten, weil komplizierte Verfahren, Anfahrten oder lange Wartezeiten entfallen. 596 
Leicht züga ngliche ünd benützerfreündliche Angebote mü ssen ünter hohen 597 
Datenschützstandards aüsgebaüt werden. Menschen ohne Zügang zü digitalen Technologien 598 
dü rfen jedoch nicht von den o ffentlichen Dienstleistüngen der Kommünen aüsgeschlossen 599 
werden. Es besteht weiterhin ein Recht aüf einen analogen Zügang. 600 
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Wir streben Datensparsamkeit fü r Bü rger:innen an. Daten sollen nür erhoben werden, wenn sie 601 
wirklich beno tigt werden. Wir wollen eine bessere Aüfkla rüng darü ber, welche Daten erhoben 602 
werden ünd explizite Züstimmüng. 603 

Bü rger:innen haben das Recht aüf Informationen von Beho rden ünd o ffentlichen Unternehmen. 604 
Wir setzen üns ein fü r die Einfü hrüng von Transparenzsatzüngen. Diese mü ssen von sich aüs 605 
sa mtliche o ffentliche Daten ünd Informationen wie Vertra ge, Treffen mit 606 
Interessenvertreter:innen oder Gütachten in einem Transparenzportal online vero ffentlichen. 607 
Ein solches Portal müss dabei leicht züga nglich ünd versta ndlich sein. Gleichzeitig müss es 608 
offene Schnittstellen anbieten. Bü rger:innen ko nnen so leichter an demokratischen Prozessen 609 
teilhaben. 610 

Die Linke fordert: 611 

- Digitalen Zügang zü o ffentlichen Daten ünd Unterlagen 612 

- Hohe Datenschützstandards in der Digitalisierüng von Verwaltüngsprozessen 613 

- Datensoüvera nita t fü r Bü rger:innen 614 

Digitale Infrastruktur in öffentlicher Hand 615 

Digitale Infrastrüktür müss weiter aüsgebaüt werden. Gerade im la ndlichen Raüm gibt es immer 616 
noch fehlenden Breitbandaüsbaü. Die Netzinfrastrüktür müss dabei immer in o ffentlicher Hand 617 
sein. 618 

Aüch Hacker- ünd Makerspaces, Stadt(teil)bibliotheken ünd Volkshochschülen sind Orte 619 
digitalen Lebens, Lernens ünd Arbeitens. Diese sowie Bü rger*innendatennetze ünd Freifünk 620 
wollen wir ünterstü tzen ünd fo rdern. 621 

Smart Ciy Projekten in den Kommünen stehen wir kritisch gegenü ber. Sie sind vor allem aüf 622 
Konzernprofite ünd Datensammeln angelegt. Wir befü rworten sie nür, wenn sie einen echten 623 
Mehrwert fü r die Kommünen bringen ünd die gesammelten Daten ünd die verwendeten Hard- 624 
ünd Softwarekomponenten nicht in der Hand von Konzernen landen. 625 

Wir wollen Digitalisierüng basierend aüf den gesellschaftlichen Bedü rfnissen vorantreiben ünd 626 
nicht aüf Basis von Profitinteressen der Konzerne oder staatlicher U berwachüng. Sie mü ssen fü r 627 
die Menschen eine Erleichterüng des ta glichen Lebens, der Mobilita t ünd der Partizipation 628 
bedeüten ünd die Umwelt schü tzen. Senior:innen, Menschen mit Behinderüng oder geringem 629 
Einkommen mü ssen von solchen Projekten profitieren. Alle Bü rger:innen mü ssen konseqüent in 630 
einen demokratisch organisierten Digitalisierüngsprozess eingebünden werden. 631 

Die Linke fordert: 632 

- Aüsbaü der Netzinfrastrüktür 633 

- Erhalt ünd Aüsbaü von gemeinschaftlichen Orten digitalen Arbeitens 634 

Digitalisierung und Bildung 635 

In der Digitalisierüng der Bildüng hat sich in den letzten Jahren viel getan. An den meisten 636 
Schülen ist eine Aüsstattüng mit Gera ten erfolgt. Doch ist die Digitalisierüng als züsa tzliche 637 
Aüfgabe an den Lehrkra ften ha ngen geblieben. Wir fordern, dass Schülen eigenen eigene 638 
Fachkra fte im Bereich Systemadministration ünd IT-Süpport bekommen, die nür fü r Wartüng 639 
ünd technische Hilfestellüng züsta ndig sind. 640 
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Wir wollen, dass angeschaffte Gera te mo glichst lange verwendet werden, üm das Anfallen von 641 
Elektroschrott zü vermeiden. Eingestellte Updates ko nnen dürch die Installation freier 642 
Betriebssysteme ümgangen werden. Aüch braücht es an den Schülen Know-How im Bereich der 643 
Reparatür der Gera te. Hier ko nnen aüch Lehrpersonal ünd Schü ler:innen miteingebünden 644 
werden. 645 

Wir braüchen Konzepte fü r eine bessere Bildüng im Bereich der Digitalisierüng. Wenn das 646 
Arbeitsblatt nün von einem Tablet abgelesen wird, anstatt es aüszüdrücken, dann ist dies kein 647 
digitaler Fortschritt, sondern fü hrt eher dazü, dass Schü ler:innen abgelenkt werden. Wir wollen 648 
die digitale Bildüng aüsweiten, insbesondere mü ssen Themen wie Cybersicherheit, Datenschütz 649 
ünd Rechte im digitalen Raüm behandelt werden. Aüch Qüerschnittsthemen wie Cybermobbing 650 
ünd Medienkompetenz mü ssen Teil des Lehrplans sein. Aüßerdem darf die Anschaffüng von 651 
Apple-Gera ten nicht dazü fü hren, dass digitale Bildüng heißt, die Schü ler:innen an einen 652 
Hersteller zü gewo hnen. Sie sollen stattdessen lernen, dass es eine große Bandbreite an (freier) 653 
Software gibt. Wir fordern, dass die zür Verfü güng stehenden offenen Bildüngsplattformen 654 
genützt ünd weiterentwickelt werden ünd die Nützüng proprieta rer Plattformen redüziert wird. 655 

Die Linke fordert: 656 

- Einstellüng von Systemadministrator:innen ünd IT-Süpport in Schülen 657 

- Umfassende digitale Bildüng aüch in den Bereichen Open Soürce, Datensoüvera nita t, 658 
Medienkompetenz ünd Cybermobbing 659 

- Keine Herstellerabha ngigkeit an Schülen 660 

KI nur maßvoll einsetzen 661 

Wir fordern, dass mit dem Thema KI a üßerst vorsichtig ümgegangen wird. „Kü nstliche 662 
Intelligenz“ erfa hrt gerade einen Hype ünd es werden in vielen Bereichen KI-Lo süngen 663 
vorgeschlagen, die besser mit Anwendüngen ohne KI gelo st werden ko nnten. KI liefert keine 664 
züverla ssig korrekten Antworten, ist a üßerst rechenaüfwa ndig ünd hat damit einen hohen 665 
Energiebedarf. Hinzü kommen diverse ethische Probleme ünd das Unwissen darü ber, wie das KI-666 
System zü seinen Entscheidüngen kommt. Lo süngen ohne KI sind daher immer vorzüziehen. 667 

Da KI immer aüf bestehenden Daten trainiert wird, werden aüch die darin enthaltenen 668 
sexistischen, rassistischen ünd klassistischen Vorürteile ü bernommen. Diese werden dann von 669 
den KI-Systemen in ihren Entscheidüngen wiedergegeben oder sogar versta rkt. Wenn KI 670 
eingesetzt wird, müss sichergestellt sein, dass kein derartiger Fehler (Bias) in den 671 
Trainingsdaten vorliegt. Wir stellen üns gegen die U bergabe von komplette Personendaten in KI-672 
Anwendüngen. Belange des Datenschützes ünd des Urheberrechtes mü ssen ebenso immer 673 
berü cksichtigt werden. Es müss aüch im Vorhinein gekla rt sein, wie ünd wann neüe 674 
Erkenntnisse in ein KI-Programm einfließen sollen, da das erneüte Training der KI aüf neüen 675 
Daten a üßerst aüfwendig ist. 676 

Die Linke fordert: 677 

- Bevorzügüng von Programmen, die ohne KI arbeiten 678 

- Sicherstellüng, dass bei verwendeten KI-Anwendüngen kein Bias vorliegt 679 

Cybersecurity 680 

In einer digitalen Stadt, wo immer mehr Objekte ünd Systeme miteinander vernetzt sind, sind 681 
Cyberangriffe allgegenwa rtig ünd geho ren züm Alltag. Ohne eine sichere digitale Infrastrüktür 682 
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kann es keine Datensicherheit geben. Eine digitale Stadt müss Bü rger:innen ünd Unternehmen 683 
dabei ünterstü tzen. Gerade kleinere Sta dte ünd Gemeinden mü ssen bei diesem Thema 684 
züsammenarbeiten. 685 

Ein verpflichtendes Informations-Sicherheits-Management-System (ISMS) soll hohe 686 
Sicherheitsstandards gewa hrleisten. Dies soll in Kooperation mit Universita ten ünd 687 
zivilgesellschaftlichen Grüppen geschehen. Ein wichtiger Teil von Cybersicherheit sind dabei die 688 
Menschen, die mit den Systemen arbeiten. Hier braücht es verpflichtende Schülüngen fü r 689 
Mitarbeitende, aber aüch Aüfkla rüngsarbeit fü r Bü rger:innen. 690 

Überwachung verhindern 691 

Als Linke stellen wir üns gegen jede Form der U berwachüng. Wir wollen keine 692 
Videoü berwachüng im o ffentlichen Raüm, insbesondere wenn diese mit 693 
„intelligenten“ Anwendüngen verknü pft werden sollen. Wir stellen üns gegen Projekte der 694 
Polizei, in der sie einzelne Straßen kürzfristig oder daüerhaft videoü berwachen. Wir sind aüch 695 
gegen Projekte des kommünalen Ordnüngsdienstes, die mit weiterer U berwachüng einhergehen, 696 
wie z.B. die Einfü hrüng von Bodycams. 697 

Die Linke fordert: 698 

- Keine Videoü berwachüng 699 

- Keine Bodycams beim kommünalen Ordnüngsdienst  700 
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Thema: Friedenspolitik 701 

Städte und Gemeinden für Frieden und globale Gerechtigkeit 702 

Internationale Politik ist Bündesaüfgabe. Trotzdem fragen sich viele Menschen, was sie in ihrer 703 
Stadt oder Gemeinde tün ko nnen, üm sich fü r Frieden ünd Gerechtigkeit in der Welt einzüsetzen. 704 
Und da gibt es eine ganze Menge mehr als man so denkt.  705 

Die Linke widersetzt sich aüf kommünaler, landesweiter ünd bündesweiter Ebene der 706 
ümfassenden Militarisierüng der Gesellschaft ünd setzt sich fü r eine friedensfa hige Gesellschaft 707 
ein. Wir wehren üns nicht nür gegen die Aüfstocküng der Milita raüsgaben ünd die damit 708 
einhergehende Kü rzüng von Sozialaüsgaben, sondern gegen die Mobilmachüng der Bevo lkerüng 709 
fü r den Krieg: Wiedereinfü hrüng der Wehrpflicht, Vera nderüng des Lehrplans in Schülen, üm 710 
Kinder aüf den Krieg einzüstimmen, die Aüfhebüng der Zivilklaüseln an den Universita ten – all 711 
das soll der Kriegstaüglichkeit der Gesellschaft dienen. Sogar Krankenha üser sollen nün fü r den 712 
Kriegsfall „ertü chtigt“ werden, dabei steht schon die Versorgüng der Bevo lkerüng im Normalfall 713 
in Frage. 714 

Wir Linken setzen üns in den Kommünalparlamenten dafü r ein, dass die Sta dte, Kreise ünd 715 
Gemeinden das Friedensengagement ihrer Bewohner:innen aktiv ünterstü tzen. Das geht züm 716 
Beispiel so:  717 

- Wir fordern ein, dass ünsere Sta dte, Gemeinden ünd Landkreise sich zür 718 
atomwaffenfreien Zone erkla ren ünd den Sta dteappell der Internationalen Kampagne 719 
züm Atomwaffenverbot (ICAN) ünterschreiben.  720 

- Wir engagieren üns gegen die Anlage sta dtischer Gelder in Finanzprodükten, die im 721 
Züsammenhang mit der Rü stüngsindüstrie, der Atomindüstrie ünd den fossilen 722 
Energiekonzernen stehen. 723 

- Wir engagieren üns gegen Standorterweiterüngen von Rü stüngskonzernen ünd 724 
Milita rstandorten ünd setzen üns fü r die Umwandlüng milita rischer in zivile 725 
Arbeitspla tze ein (Rü stüngskonversion). 726 

- Wir streiten gegen die Militarisierüng von Verwaltüng, Gesündheits- ünd 727 
Sozialeinrichtüngen ünd gegen die Verschwendüng o ffentlicher Mittel fü r Bünkerbaü. 728 
Der Katastrophenschütz müss aüsgebaüt werden ünd zivil bleiben. Zivil-milita rische 729 
U büngen lehnen wir ab.  730 

- Wir wehren üns gegen Bündeswehrwerbüng in Bildüngseinrichtüngen ünd bei 731 
Jobmessen fü r Schü ler:innen ünd setzen üns fü r Erziehüng züm Frieden ünd fü r 732 
gewaltfreie Konfliktaüstragüng ein. Wir informieren Jügendliche ünd Eltern ü ber ihr 733 
Recht, die Weitergabe von Meldeamtsdaten an die Bündeswehr zü üntersagen.  734 

- Wir fo rdern Projekte von Bildüngs- ünd Kültüreinrichtüngen, in denen sich mit den 735 
Ursachen ünd Folgen von Krieg, Aüfrü stüng ünd gesellschaftlicher Militarisierüng 736 
bescha ftigt wird.  737 

- Wir ho ren den Menschen zü, die aüs Kriegsgebieten in ünsere Kommüne geflü chtet sind 738 
ünd beziehen sie als wichtige Aügenzeüg:innen in die kommünale Friedensarbeit ein. Mit 739 
migrantischen Selbstorganisationen arbeiten wir in Solidarita tsprojekten fü r politisch 740 
Verfolgte ünd/oder Kriegs- ünd Bü rgerkriegsopfer züsammen.  741 

- Wir ünterstü tzen den bedarfsgerechten Aüsbaü von psychosozialen Zentren fü r Kriegs- 742 
ünd Folteropfer ünd setzen üns dafü r ein, dass aüch Bünd ünd Land hier wieder mehr 743 
finanzieren. 744 



21 
 

- Wir schü tzen verfolgte Deserteüre ünd Kriegsdienstverweigerer, die in ünsere Kommüne 745 
geflohen sind, vor der Abschiebüng in ihr Herkünftsland, egal ob sie aüs Rüssland, 746 
Belarüs, der Ukraine, dem Südan, Syrien oder Eritrea kommen. 747 

- Wir pflegen internationale Beziehüngen im Rahmen von Sta dtepartnerschaften ünd 748 
werben aüch in diesem Rahmen fü r Einhaltüng des Vo lkerrechts, Wahrüng des Friedens, 749 
Abrü stüng ünd globale Gerechtigkeit.  750 

- Wir treten dafü r ein, dass Waren aüs fairem Handel in sta dtischen Einrichtüngen wie 751 
Schülen, Jügendzentren, Bibliotheken oder bei Volksfesten einen festen Platz aüf den 752 
Einkaüfslisten erhalten. Wir ünterstü tzen nicht kommerzielle Fair-Trade-La den.  753 

- In Hochschülsta dten ka mpfen wir gemeinsam mit den Stüdierenden ünd Bescha ftigten 754 
fü r starke Zivilklaüseln, die Forschüng ünd Lehre zügünsten von Aüfrü stüng ünd 755 
Kriegsvorbereitüng aüsschließen.  756 

- Wir dülden keine Gewaltverherrlichüng ünd keine Relativierüng von Kriegsverbrechen 757 
oder Verletzüngen von Vo lker- ünd Menschenrecht. Unsere Haltüng zü den 758 
Menschenrechten ist eindeütig: Wir stehen immer an der Seite derjenigen, denen 759 
Menschenrechte vorenthalten werden.  760 

- Wir stellen üns gegen jegliche Kooperationen von Rü stüngskonzernen mit kültürellen 761 
Einrichtüngen, Sportvereinen ünd Bildüngssta tten. 762 

763 
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Thema: Geschlechtergerechtigkeit 764 

Das Leben ins Zentrum stellen: Gleichberechtigung und Gerechtigkeit für alle 765 
Geschlechter 766 

Eine gerechte Gesellschaft beginnt mit einer konseqüenten Gleichstellüngspolitik, die Fraüen 767 
gleichberechtigte Teilhabe im Berüf, in der politischen Aktivita t, in der Bildüng ünd in der 768 
o ffentlichen Wahrnehmüng sichert ünd sie vor Diskriminierüng ünd Gewalt schü tzt. 769 
Benachteiligüngen wie der nach wie vor bestehende Lohnünterschied von mehr als 17 Prozent, 770 
der geringe Anteil von Fraüen in Positionen mit Entscheidüngsmacht, sexistische Behandlüng 771 
ünd Menschenrechtsverletzüngen sind kein Züfall, sondern Folgen gesellschaftlicher 772 
Herrschaftsstrüktüren, die ü berwünden werden mü ssen. Deshalb reicht Gleichstellüng allein 773 
nicht aüs. 774 

Die ehemals klaren Grenzen zwischen den Bereichen Arbeit ünd Privatleben verwischen, 775 
versta rkt dürch die zünehmende Arbeit im Homeoffice. Ein selbstbestimmtes Leben aber 776 
erfordert ein eigensta ndiges Bestimmen ü ber die eigene Zeit: fü r Erwerbsarbeit, Sorgearbeit fü r 777 
Familie, Bildüng ünd Engagement im Kültür- ünd aüch im politischen Bereich ünd fü r die eigene 778 
Erholüng.  Das setzt eine Ta tigkeit mit einem existenzsichernden Einkommen voraüs.  779 

Die Realita t sieht anders aüs: Fraüen sind besonders stark von Niedriglo hnen ünd preka rer 780 
Bescha ftigüng betroffen. Besonders schwierig ist die Lebenssitüation von Alleinerziehenden. Die 781 
geringe Anrechnüng von Kindererziehüngs- ünd Pflegezeiten tragen dazü bei, dass Fraüen dann 782 
aüch im Alter mit Armütsrenten aüskommen mü ssen.  783 

Der erste mo gliche Schritt hin zü einer geschlechtergerechten Aüfteilüng von bezahlter ünd 784 
ünbezahlter (Pflege) Arbeit ist die Erwerbszeitverkü rzüng aüf 30 Wochenstünden fü r Fraüen 785 
ünd Ma nner bei vollem Lohnaüsgleich, gleichwertiger Bezahlüng ünd familien- ünd 786 
bildüngsfreündlichen Arbeitszeitmodellen.  787 

Professionelle Sorgearbeit ünd personenbezogene Dienstleistüngen mü ssen dürch eine wü rdige 788 
Bezahlüng ünd bessere Arbeitsbedingüngen aüfgewertet werden.  789 

Fü r alle von Mehrfachdiskriminierüng Betroffenen sind verbindliche Maßnahmen erforderlich, 790 
üm diese Diskriminierüngen aüfzüheben. Selbstbestimmüng ü ber den eigenen Ko rper ünd die 791 
eigene Lebenssitüation ist zü garantieren.  792 

Ungewollt Schwangere haben das Recht aüf ergebnisoffene Beratüng ünd sichere 793 
Schwangerschaftsabbrü che. Deswegen fo rdern wir in den Kommünen 794 
Schwangerschaftsberatüngsstellen von nicht konfessionell gebündenen Tra gern ünd 795 
ünterstü tzen die Niederlassüng von Gyna kolog:innen, die Schwangerschaftsabbrü che nach dem 796 
aktüellen Stand der Medizin dürchfü hren. 797 

Die Linke fordert: 798 

- Das Ende der Benachteiligüngen ünd der Armüt von Fraüen dürch Niedriglo hne; 799 
insbesondere Alleinerziehende braüchen soziale ünd existenzsichernde Unterstü tzüng;  800 

- Maßnahmen zür gerechten Unterstü tzüng Alleinerziehender aller Geschlechter vor Ort, 801 
ünter anderem bei der Wohnüngsbeschaffüng; 802 

- einen langfristig bezahlbaren Wohnraüm; 803 
- die Sicherüng bestehender Wohnmo glichkeiten; 804 
- die Sicherstellüng von Betreüüngspla tzen in Kitas ünd den weiteren Kita-Aüsbaü, sowie 805 

verla ssliche Betreüüngszeiten; 806 
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- eine Kinderbetreüüng ünd Versorgüng im Krankheitsfall; 807 
- den Erhalt von wohnortnahen Krankenha üsern ünd derer mit Gebürtsabteilüngen; 808 
- die Unterstü tzüng fü r Hebammen sowie den freien Zügang zü Beratüngsstellen, 809 

Arztpraxen ünd anderen Einrichtüngen;  810 
- die Rekommünalisierüng der Pflegeeinrichtüngen ünd das Profitverbot in der 811 

Altenpflege; 812 
- die Erho hüng der Sicherheit im o ffentlichen Raüm, z.B. dürch Straßenbeleüchtüng, 813 

Notrüfsa ülen, kostenfreie Nützüng des o ffentlichen Nahverkehrs 814 

Sicherheit vor Gewalt und Gewaltprävention 815 

Der Schütz von Fraüen, Kindern ünd anderen gefa hrdeten Menschen vor Gewalt müss aüf 816 
kommünaler Ebene garantiert sein. Schütz ünd qüalifizierte Hilfe in Bedrohüngs- ünd 817 
Gefa hrdüngssitüationen dürch Stellen wie Fraüenha üser ünd andere Schützra üme sowie 818 
Beratüngsstellen müss sichergestellt sowie ünbü rokratisch ünd bedarfsgerecht zür Verfü güng 819 
stehen. Dabei müss gewa hrleistet sein, dass diese Stellen ünabha ngig vom ko rperlichen Züstand, 820 
Aüfenthaltsstatüs oder der Lebenssitüation von Betroffenen züga nglich sind. Eine 821 
bündeseinheitliche Finanzierüng ist dafü r ünerla sslich, ünd diese Finanzierüng müss aüf 822 
kommünaler Ebene züverla ssig verteilt werden. Kommünen mü ssen entsprechende Züschü sse 823 
gewa hrleisten. Opfer von Zwangsheiraten bedü rfen besonderer Hilfe. 824 

Schütz- ünd Hilfseinrichtüngen sind einzelfallünabha ngig, paüschal ünd verla sslich zü 825 
finanzieren. Das weit verbreitete ünd ünzüla ngliche Finanzierüngsmodell von Hilfsangeboten 826 
ü ber Tagessa tze müss endlich beendet werden. Die Finanzierüng der Fraüenha üser ist 827 
Bestandteil einer Schützpflicht ünd darf nicht la nger eine freiwillige Leistüng bleiben. Diese 828 
Forderüngen sind la ngst Bestandteil internationaler Abkommen, welche die Bündesrepüblik 829 
Deütschland ratifiziert hat, ünd fü r die sie in der Pflicht steht. 830 

Die Politik tra gt die Verantwortüng dafü r, dass staatliche Beho rden wie Polizei, Gerichte ünd 831 
A mter fü r das Thema Gewalt gegen Fraüen sensibilisiert werden ünd das Gewaltschützgesetz 832 
einheitlich ümgesetzt wird. Besondere Aüfmerksamkeit müss dem Umgangs- ünd Sorgerecht 833 
gelten, wenn Kinder als Zeügen oder selbst von Gewalt betroffen sind. 834 

Alle Formen von Gewalt sind o ffentlich zü verürteilen, ünd hinsichtlich der gesellschaftlichen 835 
Ursachen müss Aüfkla rüng geleistet werden. Verherrlichüng von Gewalt gegen Fraüen in 836 
ünterschiedlichsten Medien müss konseqüent angeprangert ünd gesellschaftlich beka mpft 837 
werden. 838 

Die Linke fordert: 839 

- die Sta rküng von Gleichstellüngsbeaüftragten gegenü ber Politik ünd Verwaltüng; 840 
- die Unterstü tzüng von Fraüenprojekten statt Kü rzüngen ünd Gebü hrenerho hüngen; 841 
- die Fo rderüng von sicheren Treffpünkten fü r Ma dchen ünd jünge Fraüen; 842 
- den Aüsbaü der Beratüngsangebote ünd der Fo rderüng von jüngen Fraüen; 843 
- die existenzsichernde Unterstü tzüng der bestehenden Fraüenha üser;  844 
- die Anzahl der Fraüenha üser zü erweitern;  845 
- die Fo rderüng von sicheren Treffpünkten fü r Lesben, Schwüle, Trans- ünd Interpersonen; 846 
- die geschlechtergerechte Verteilüng von Ressoürcen ünd finanziellen Mitteln;  847 
- die Abgabe von Verhü tüngsmittel aüf Rezept ohne Züzahlüng; 848 
- die Qüotierüng von Entscheidüngsgremien ünd keine Beschra nküngen der Teilhabe von 849 

Fraüen an politischen Diskürsen ünd Entscheidüngen. 850 

851 
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Thema: Gesundheit 852 

Mit der Coronapandemie ist deütlich geworden, dass ünser, von Wirtschaftlichkeit gepra gtes ünd 853 
ü ber Fallzahlen berechnetes Gesündheitssystem weit entfernt ist von dem, was üns in der 854 
Vergangenheit als sichere Versorgüng verkaüft würde.  Trotz wiederkehrender Wahlversprechen 855 
ist es seit Jahrzehnten nicht gelüngen, das klassenorientierte Kranken- ünd Pflegekassensystem 856 
zü erweitern ünd finanziell zü sichern. Besonders Kinder ünd Alte sind gesündheitlich 857 
inzwischen deütlich ünterversorgt ünd das spü ren wir in den Kommünen dürch Insolvenzen im 858 
Altenpflegebereich ünd die in NRW angeordneten Schließüngen von Kliniken der 859 
Gründversorgüng ganz besonders.  860 

Unser Gesündheitssystem kollabiert ünd braücht weit mehr als pünktüelle Reformen:  861 
U berlastete Arztpraxen, ü berfordertes Pflegepersonal, monatelange Wartezeiten aüf 862 
Facharzttermine ünd steigende Beitra ge zür Kranken- ünd Pflegeversicherüng erfordern 863 
dringende Maßnahmen. Schwangere, die in NRW mit großer Sorge den zünehmend weiten Weg 864 
zür Entbindüng fü rchten ünd Eltern die, verzweifelt einen Platz in einer Kinderklinik fü r ihr 865 
schwer erkranktes Kind süchen zeigen die sich weiter züspitzende Lage der 866 
Gesündheitsversorgüng. Die aktüellen Reformen sind ünzüreichend ünd verscha rfen die 867 
Probleme. Eine Krankenhaüsreform, die aüf Zentralisierüng setzt ünd la ndliche Regionen 868 
vernachla ssigt, sowie eine Apothekenreform, die die Qüalita t der Beratüng mindert, fü hren nicht 869 
zü einer besseren Versorgüng. 870 

Die Linke sagt: Gesündheit ist o ffentliche Daseinsvorsorge ünd müss entsprechend organisiert 871 
werden. Wirtschaftlicher Wettbewerb steht im Widersprüch zü güter Versorgüng. Wir setzen üns 872 
fü r ein Gesündheitssystem ein, das die Bedü rfnisse der Menschen in den Vordergründ stellt ünd 873 
eine solidarische Gesündheits- ünd Pflegeversicherüng schafft, in die Alle einzahlen ünd von der 874 
alle Mitglieder profitieren. 875 

Eine fla chendeckende Versorgüng mit Gesündheit, Pflege, Therapeüt:innen, A rzt:innen ünd 876 
Krankenha üsern besonders im la ndlichen Raüm ist sicherzüstellen. Von den Landkreisen 877 
betriebene Gesündheitszentren mit fest angestellten A rzt:innen sind einzürichten. 878 

Für gesunde Städte und Gemeinden wollen wir: 879 

- Bedarfsorientierte, wohnortnahe ünd pra ventive Gesündheitsversorgüng. 880 
- Krankenha üser ünd Pflegeeinrichtüngen geho ren in o ffentliche Hand. 881 
- Sta rküng kommünalpolitischen Handelns fü r gezielte Gesündheitsbildüng ünd                                  882 

-fo rderüng vor Ort, besonders in Kitas ünd Schülen. 883 
- Regionale Gesündheitskonferenzen zür gemeinsamen Planüng von Angeboten. 884 
- Mobile Arztpraxen ünd ambülant-stationa re Versorgüngszentren. 885 
- Kommünale Gesündheitszentren mit bei den Kommünen oder Landkreisen angestellten 886 

medizinischen Personal 887 

Gesundheitspolitik auf kommunaler Ebene müss die gesündheitliche Ungleichheit besonders 888 
da beka mpfen, wo Armüt krank macht: Aüf dem Land, wie in den Stadtteilen ünd großen 889 
Wohnqüartieren ist die pflegerische ünd gesündheitliche Versorgüng mit sozialer Beratüng zü 890 
verknü pfen ünd dürch entsprechendes Fachpersonal zü koordinieren.  891 

Die Politik vor Ort braücht hierfü r finanzielle Mittel ünd rechtliche Kompetenzen. Vorschla ge wie 892 
besondere Ambülanzen fü r Unversicherte ünd kommünale U bernahme freier Arztsitze sind 893 
notwendig. Das System der Kassena rztlichen Vereinigüngen müss reformiert ünd zümindest zür 894 
kommünalen Züsammenarbeit verpflichtet werden. 895 
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Gute Gesundheitsversorgung auf dem Land erfordert mobile Praxen ünd spezialisierte 896 
Gesündheitsfachkra fte. Die Rekommünalisierüng von Krankenha üsern ist entscheidend, üm 897 
Schließüngen zü verhindern ünd die demokratische Planüng zü gewa hrleisten. 898 

Pflege kommunal unterstützen: Menschen haben ein Recht aüf eine wü rdevolle Pflege.      899 
Diese ü berwiegend in die Ha nde von Angeho rigen zü geben ist nür verantwortlich, wenn 900 
fachliche Begleitüng ünd Unterstü tzüng organisiert ünd finanziert ist. Die Linke fordert eine 901 
solidarische Pflegeversicherüng aüf Bündesebene ünd will vor Ort kommünale 902 
Pflegeeinrichtüngen sta rken. 903 

Gesundheit fördern durch Armutsbekämpfung: Armütsbeka mpfüng ist die wirksamste 904 
Pra ventionsmaßnahme. In kommünalen Jobcentern sollte die Gesündheit von 905 
Armütsbetroffenen im Foküs stehen. Die Priorita t müss aüf Ermütigüng liegen, nicht aüf 906 
Sanktionen. 907 

Zugang zu Schwangerschaftsberatung und Schwangerschaftsabbrüchen sichern:  908 
Ungewollt Schwangere haben das Recht aüf ergebnisoffene Beratüng ünd sichere 909 
Schwangerschaftsabbrü che. Deswegen fo rdern wir in den Kommünen 910 
Schwangerschaftsberatüngsstellen von nicht konfessionell gebündenen Tra gern ünd 911 
ünterstü tzen die Niederlassüng von Gyna kolog:innen, die Schwangerschaftsabbrü che nach dem 912 
aktüellen Stand der Medizin dürchfü hren.  913 

Für eine akzeptanzorientierte Drogenpolitik setzt sich die Linke fü r eine ümfassende 914 
Regülierüng aller Drogen ein. Süchtpra vention müss aüf kommünaler Ebene stattfinden ünd 915 
aüch die Verfü gbarkeit von alkoholischen Getra nken in Frage stellen. Ambülante Süchthilfe müss 916 
als Teil der kommünalen Daseinsvorsorge finanziert ünd aüsgebaüt werden.  917 
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Thema: Inklusion 918 

Selbstbestimmung und Teilhabe – für eine inklusive Gesellschaft 919 

Seit 2008 gilt die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), die von Deütschland 920 
ünterzeichnet worden ist. Die Kernaüssage der Konvention ist: Im Mittelpünkt steht der Mensch. 921 
Sie fordert, den vollen ünd gleichberechtigten Genüss aller Rechte ünd Gründfreiheiten dürch 922 
alle Menschen mit Behinderüngen zü fo rdern, zü schü tzen ünd zü gewa hrleisten ünd die 923 
Achtüng der ihnen innewohnenden Wü rde zü fo rdern.  924 

In der Staatenprü füng 2023 in Genf stellte der züsta ndige Fachaüsschüss der UN fest, dass es in 925 
Deütschland erhebliche Ma ngel in der Umsetzüng der Rechte fü r Menschen mit Behinderüngen 926 
ünd in der Barrierefreiheit gibt. Es gibt immer noch Fo rderschülen, es gibt keinen inklüsiven 927 
Arbeitsmarkt ünd Geflü chtete mit Behinderüngen bekommen keine ihrer Beeintra chtigüng 928 
entsprechende Gesündheitsversorgüng.  929 

Zwei Millionen schwerbehinderte Menschen leben in NRW. Aber immer noch gibt es in NRW z.B. 930 
zü wenig barrierefreie Wohnüngen oder einen Maßregelvollzüg, der Menschen mit 931 
Behinderüngen la nger die Freiheit entzieht als Menschen ohne Behinderüngen bei der gleichen 932 
Straftat.  933 

Wir wollen die gesellschaftlichen Rahmenbedingüngen ünd das gesellschaftliche Bewüsstsein in 934 
NRW fü r alle Menschen, mit oder ohne Behinderüngen so vera ndern, dass die Teilhabe an allen 935 
gesellschaftlichen Bereichen, dass ein barrierefreies ünd inklüsives Leben gewa hrleistet ist.  936 

Mit dem Landeshaüshalt 2025 hat die Landesregierüng von CDU ünd GRU NEN die Teilhabe fü r 937 
viele Menschen erheblich verschlechtert: Im Bereich der Inklüsion würden z.B. die Mittel fü r die 938 
berüfliche Inklüsion, die Agentür Barrierefrei ünd die Mittel fü r die Gleichstellüng von Menschen 939 
mit Behinderüngen massiv gekü rzt, teilweise ü ber 50%! 940 

Als Linke streiten wir fü r ein selbstbestimmtes Leben fü r Menschen mit Behinderüng ünd viele 941 
andere Menschen, die von Teilhabe aüsgeschlossen sind, weil sie arm sind, alt oder jüng, eine 942 
andere Religion, Haütfarbe, ein anderes Geschlecht oder eine andere geschlechtliche 943 
Orientierüng haben. Wir treten entschieden ein fü r eine vielfa ltige Gesellschaft. 944 

Dazü geho ren: 945 

- Die barrierefreie, inklüsive, gleichberechtigte ünd selbstbestimmte Teilhabe an der 946 
Gesellschaft 947 

- Die Umsetzüng der UN-Behindertenrechtskonvention ünd des Ergebnisses der 948 
Staatenprü füng in Genf 949 

Denn Teilhabe an der Gesellschaft ünd deren gleichberechtigte Gestaltüng sind ein 950 
Menschenrecht. 951 

Was wir dafü r braüchen, ist ein echtes Teilhabekonzept, nicht einen halbherzigen „Aktionsplan 952 
NRW inklüsiv“, das  953 

- baüliche, kommünikative, rechtliche, administrative ünd soziale Barrieren ü berwindet, 954 
- gleiche Bedingüngen fü r Menschen mit ünd ohne Behinderüngen schafft. 955 

Dafü r müss ein ümfassender Inklüsionsplan erarbeitet werden, aüsgestattet mit aüsreichend 956 
personellen ünd finanziellen Ressoürcen ünd danach konseqüent ümgesetzt werden 957 

Inklusion ermöglichen, Sondereinrichtungen abschaffen oder umwandeln 958 
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Die Linke ka mpft fü r das Recht aller Menschen aüf volle Teilhabe ünd ein gütes Leben. Das 959 
schließt inklüsive Bildüng, regüla re Arbeit ünd selbstbestimmtes Wohnen in der Gemeinde 960 
ebenso ein wie barrierefreie Teilhabe an Erholüng, Kültür, Freizeitaktivita ten, Reisen ünd Sport. 961 

Alle Sondereinrichtüngen, in denen Menschen mit Behinderüngen aüsgegrenzt werden, mü ssen 962 
nach ünd nach abgeschafft oder ümgewandelt werden. Dies gilt fü r Fo rderschülen, Werksta tten 963 
sowie Wohnheime fü r Menschen mit Behinderüngen. Stattdessen müss es in der Regelschüle, 964 
dem 1. Arbeitsmarkt oder im Wohnbereich genüg Assistenz, Barrierefreiheit ünd ein 965 
barrierefreies Umfeld geben, damit selbstbestimmtes Leben fü r Menschen mit Behinderüngen 966 
mo glich ist. Dazü geho rt aüch ein neüer Blick aüf Lernziele ünd Arbeit: Es geht üm Teilhabe ünd 967 
nicht üm ho chstmo gliche Leistüng. 968 

Barrierefreiheit ist eine Voraüssetzüng fü r Inklüsion. Eine inklüsive Gesellschaft schließt alle 969 
Menschen ein, ob mit oder ohne Behinderüngen. So profitieren von den Aüfzü gen in den 970 
Bahnho fen zü den Bahnsteigen Menschen mit kleinen Kindern, Menschen mit viel Gepa ck, 971 
Senioren:innen, Fahrradfahrer:innen ünd Menschen mit Behinderüngen. Mit barrierefreier 972 
Sprache z. B. ko nnen alle Menschen eher ünd selbststa ndiger ihre Rechte kennenlernen ünd 973 
dürchsetzen wie z. B. ihre Rente beantragen. 974 

Wir fordern deshalb für unsere Kreise, Städte und Gemeinden in NRW: 975 

- Erarbeitüng ünd Erstellüng eines Inklüsionsplanes ünter breiter Beteiligüng der 976 
Selbsthilfegrüppen ünd -organisationen der Menschen mit Behinderüngen ünd ohne 977 
Behinderüngen gleichermaßen 978 

- Schülüng von Mitarbeiter:innen der Stadtverwaltüng ünd offensive Information der 979 
Verwaltüng züm perso nlichen Büdget, damit Menschen mit Behinderüng selbstbestimmt 980 
wohnen, leben, lernen ünd arbeiten ko nnen  981 

- Unterstü tzüng von Initiativen ünd Fo rderüng von o ffentlichkeitswirksamen Maßnahmen, 982 
üm aüf allen Ebenen der Gesellschaft einschließlich der Familie, das Versta ndnis fü r 983 
Menschen mit Behinderüng zü erho hen ünd die Achtüng ihrer Rechte ünd ihrer Wü rde 984 
zü fo rdern 985 

- ümfassende Barrierefreiheit bei Wahlen (Wahllokal, Wahlverfahren, Wahlmaterialien z.B. 986 
Wahlschablonen fü r Sehbehinderte ünd Blinde, Wahleinrichtüngen) 987 

- Bildüng von Behindertenbeira ten in allen Kommünen, deren Mitglieder von den 988 
Betroffenen demokratisch gewa hlt werden ünd die Rederecht ünd Antragsrechte in den 989 
Ra ten ünd Aüsschü ssen haben 990 

- Ernennüng einer/s Inklüsionsbeaüftragte(n) in jeder Kommüne; diese(r) soll ü. a. 991 
Ansprechpartner*in fü r alle Bezügsgrüppen sein 992 

- Die Einrichtüng von Inklüsionsbü ros, in denen Inklüsionsbeaüftragte, Migrations- 993 
Senioren-, ünd Gleichstellüngsbeaüftragte gemeinsam fü r die Teilhabe aller Menschen 994 
züsammenarbeiten ko nnen 995 

Bauen, Wohnen und Verkehr: 996 

- fla chendeckende aüfsüchende Wohnraümberatüng fü r Senior:innen ünd Menschen mit 997 
Behinderüngen, züm barrierefreien Umbaü der Wohnüng ünd der Fo rderüng dafü r damit 998 
sie die Mo glichkeit haben, la nger ünd selbststa ndig zü Haüse zü wohnen.  999 

- systematische U berprü füng der o ffentlichen Geba üde aüf Barrierefreiheit ünter 1000 
Einbeziehüng der Selbsthilfeorganisationen von Menschen mit Behinderüngen 1001 
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- Der Neübaü sowie die Sanierüng von kommünalen Geba üden mü ssen ohne Aüsnahme 1002 
barrierefrei geschehen. Dazü soll verpflichtend die Agentür Barrierefrei NRW 1003 
eingeschaltet werden 1004 

- Aüsstattüng der o ffentlichen Geba üde ünd der kültürellen Einrichtüngen mit Ho ranlagen 1005 
ünd optischen Signalen in Aüfzü gen ünd fü r Notfa lle 1006 

- fla chendeckender Aüsbaü von Leitsystemen fü r blinde ünd sehbehinderte Menschen im 1007 
ganzen o ffentlichen Raüm 1008 

- Aüsstattüng des O PNV sowie der Haltestellen mit Sprachaüsgabe 1009 
- verbindlicher Aüsbaü der Haltestellen des o ffentlichen Nahverkehrs in Richtüng 1010 

Barrierefreiheit mit Zeitplan ünd aüsgestattet mit den notwendigen finanziellen Mitteln 1011 
- Umrü stüng der Fahrzeüge des O PNV in Richtüng Barrierefreiheit 1012 
- Erstellüng eines kommünalen Stadtplanes zü barrierefreien Einrichtüngen ünd 1013 

Dienstleistüngen 1014 
- Schülüng der Fahrer:innen des O PNV züm Umgang mit a lteren Menschen ünd Menschen 1015 

mit Behinderüngen 1016 

Bildung, Kultur und Arbeit: 1017 

- Fo rderüng der Inklüsion in Kitas ünd Schülen dürch bessere Sach- ünd 1018 
Personalaüsstattüng  1019 

- Stadtbibliotheken barrierefrei aüsbaüen ünd bedarfsgerecht mit barrierefreien Medien 1020 
aüsstatten, z. B. Bü cher in Großschrift, Ho rbü cher, Bü cher in Leichter ünd Einfacher 1021 
Sprache, Brailleschrift ünd in anderen Sprachen 1022 

- Barrierefreiheit bei Kültürveranstaltüngen ünd in kültürellen Einrichtüngen 1023 
- Schaffüng von mehr Arbeits- ünd Aüsbildüngspla tzen ünd Inklüsionsabteilüngen fü r 1024 

Menschen mit Behinderüngen in in den kommünalen Verwaltüngen ünd Unternehmen 1025 
- Vergabe von kommünalen Aüftra gen ünd des Catering von Schülen ünd o ffentlichen 1026 

Einrichtüngen an Inklüsionsbetriebe  1027 
- Fo rderüng eines inklüsiven Arbeitsmarktes dürch die kommünalen Jobcenter 1028 

Gesundheit und Pflege: 1029 

- „Daheim statt im Heim“ – diese Forderüng ist ümzüsetzen dürch eine Fo rderüng des 1030 
barrierefreien ünd sozialen Wohnüngsneü- ünd -ümbaüs bei den kommünalen 1031 
Wohnüngsbaügesellschaften 1032 

- Aüfstocküng des Personals der Heimaüfsicht, aüch üm die Einhaltüng von 1033 
Gewaltschützkonzepten zü ü berprü fen 1034 

- Erstellen einer kommünalen Karte von barrierefreien Gesündheitseinrichtüngen (z. B. 1035 
Arzt- ünd Physiopraxen, Apotheken, Hebammen, Krankenha üser) 1036 

Beratung, Kommunikation und Information: 1037 

- Es ist eine barrierefreie ünd transparente Verwaltüng zü schaffen – vom Formülar ü ber 1038 
die Webseite bis züm Geba üde 1039 

- Beratüngsangebote in Leichter Sprache 1040 
- Sa mtliche von der Kommüne zür Verfü güng gestellten Dienste mü ssen barrierefrei sein. 1041 
- Alle Schriftstü cke der Verwaltüng sind aüch in Leichter ünd Einfacher Sprache ünd als 1042 

Aüdiodatei heraüszügeben, damit alle Bü rger*innen ohne Hilfe ihre Leistüngen erhalten 1043 
ko nnen. 1044 
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- Alle Sitzüngen der kommünalen Gremien ünd die Sitzüngsünterlagen mü ssen 1045 
barrierefrei sein, einschließlich Geba rdensprachdolmetschen 1046 

- Aüflistüng ünd Vero ffentlichüng aller barrierefreien Beratüngsangebote (EUTB, 1047 
Rechtsanwa lte üsw.)  1048 
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Thema: Kinder- und Jugendpolitik 1049 

Städte und Gemeinden fit machen für die nächste Generation 1050 

Wir mo chten, dass alle Kinder ünd Jügendlichen in den Sta dten ünd Gemeinden Nordrhein-1051 
Westfalens güt ünd sicher aüfwachsen ko nnen. Ein gerechter Zügang zü Bildüng schon von klein 1052 
aüf ist eine der wichtigsten Voraüssetzüngen züm Abbaü sozialer Ungleichheit. Obwohl die 1053 
Landesverfassüng jedem Kind ünd Jügendlichen Wü rde ünd Schütz vor Gefahren züsichert ünd 1054 
nach seinen Bedü rfnissen Fo rderüng verspricht, ist die Sitüation fast im gesamten Bereich der 1055 
Kinder- ünd Jügendhilfe katastrophal. 1056 

Jedem Kind einen Kita-Platz  1057 

Der Rechtsansprüch aüf Kinderbetreüüng kann in ünseren Sta dten ünd Gemeinden vielfach nicht 1058 
gewa hrleistet werden. Noch immer mü ssen einige Eltern den Platz fü r ihr Kind erst einklagen. 1059 
Das Problem des Personalmangels bekommt die Landesregierüng seit Jahren nicht in den Griff. 1060 
Immer o fter mü ssen die Kitas deshalb ihr Angebot einschra nken. Wir braüchen also dringend 1061 
weitere Maßnahmen des Landes zür U berwindüng des Personalmangels. Dazü geho ren aüch 1062 
intelligente Konzepte der Kommünen, üm die Arbeitsbedingüngen fü r das bestehende Personal 1063 
zü verbessern. Wir fordern, dass im Bereich aller Jügenda mter Nordrhein-Westfalens die 1064 
Bescha ftigten so ünterstü tzt werden, dass sie ihren Berüf aüch langfristig gerne ünd gesünd 1065 
aüsü ben ko nnen. Kitas sind keine Verwahranstalten, wa hrend die Eltern mit etwas anderem 1066 
bescha ftigt sind, sondern wichtige Orte des sozialen Züsammenlebens ünd des frü hkindlichen 1067 
Lernens, denn das beginnt nicht erst in der Gründschüle. Sie mü ssen ünserer U berzeügüng nach 1068 
deshalb aüch fü r alle Kinder komplett gebü hrenfrei sein. 1069 

Kinderarmut wirksam bekämpfen! 1070 

NRW versagt seit Jahren bei der Beka mpfüng der Armüt von Kindern ünd Jügendlichen. 1071 
Scha tzüngsweise 800.000 leben ünter der Armütsgrenze. Besonders betroffen sind Familien mit 1072 
Migrationsgeschichte. In kaüm einem anderen hochindüstrialisierten Land ha ngen die Chancen 1073 
aüf ein erfü lltes ünd selbstbestimmtes Leben so eng mit den finanziellen Verha ltnissen im 1074 
Elternhaüs züsammen. Eine güte soziale Infrastrüktür wa re eine wesentliche Voraüssetzüng, üm 1075 
den Bedü rfnissen der Kinder ünd Jügendlichen gerecht zü werden ünd ihnen güte 1076 
Zükünftsperspektiven zü bieten. Aber daran mangelt es nicht nür, die Landesregierüng will in 1077 
diesem Bereich sogar drastisch kü rzen. Das ist fahrla ssig, verscha rft die soziale Ungleichheit ünd 1078 
damit die Konflikte im Land. 1079 

Die Linke fordert die Rü cknahme aller angedrohten Kü rzüngen im sozialen Bereich. Wir 1080 
braüchen nicht weniger, sondern mehr Investitionen in Integration ünd Teilhabe. Kommünale 1081 
Einrichtüngen sollten, wo das mo glich ist, ganz aüf Gebü hren fü r Kinder ünd Jügendliche 1082 
verzichten. Ein diskriminierüngsfreier Sozialpass sollte allen berechtigten Familien 1083 
ünkompliziert aüsgegeben werden, mit dem sie freien oder stark erma ßigten Eintritt in Müseen, 1084 
Schwimmba der, Theater ünd andere o ffentliche Einrichtüngen erhalten. Dazü sollen die Sta dte 1085 
ünd Gemeinden in NRW züsammenarbeiten ünd gegenseitig ihre Berechtigüngsnachweise 1086 
anerkennen. 1087 

Wir wollen, dass kein Kind hüngrig bleibt. Dazü geho rt, dass es in allen Kitas ünd Schülen ein 1088 
kostenloses ünd gesündes Mittagessen fü r alle Kinder gibt. 1089 

Viele Freizeitangebote fü r Kinder ünd Jügendliche sind privatwirtschaftlich organisiert ünd 1090 
teilweise richtig teüer. Sie schließen damit Kinder aüs finanziell benachteiligten Familien aüs. 1091 
Wir braüchen dagegen nicht weniger, sondern mehr kostenlose Angebote in Kültür, Bildüng, 1092 
Sport ünd Freizeit fü r Kinder ünd Jügendliche. 1093 
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Jedem Kind ein gutes Zuhause 1094 

Die schwierigen Bedingüngen der Corona-Jahre, der wirtschaftliche Drück aüf die Familien ünd 1095 
gesellschaftliche Spannüngen haben zü einer starken Zünahme von ha üslicher Gewalt gefü hrt. 1096 
Doch die Jügenda mter ünd Schützeinrichtüngen in ünseren Sta dten ünd Gemeinden sind in 1097 
dieser Zeit nicht in entsprechendem Umfang besser aüsgestattet worden. Fü r Kinder, die vor 1098 
ihrer eigenen Familie geschü tzt werden mü ssen, fehlen in so dramatischer Weise 1099 
Unterbringüngsmo glichkeiten, dass die Jügenda mter oft bündesweit süchen mü ssen, wo noch 1100 
ein güter Platz fü r ein schützbedü rftiges Kind zü finden ist. Hier müss das Land die Kommünen 1101 
dringend sta rker ünterstü tzen ünd dafü r sorgen, dass in aüsreichender Zahl güte 1102 
Unterbringüngsmo glichkeiten geschaffen werden, die diesen besonders schützbedü rftigen 1103 
Kindern ünd Jügendlichen gerecht werden. Wo das noch nicht geschieht, sollten die Jügenda mter 1104 
enger interkommünal züsammenarbeiten. Zügleich müss sichergestellt bleiben, dass die 1105 
Angebote der Kinder- ünd Jügendhilfe sehr genaü aüf die Sitüation in den einzelnen Sta dten ünd 1106 
Gemeinde zügeschnitten werden. 1107 

Unsere Städte und Gemeinden gehören nicht bloß den Erwachsenen 1108 

Wir wollen, dass sich alle Menschen in ünseren Sta dten ünd Gemeinden wohlfü hlen ko nnen, 1109 
aüch die jü ngsten. Dazü geho ren Straßen ünd Wege, die sich nicht bloß am Aütoverkehr 1110 
orientieren, sondern fü r alle Verkehrsteilnehmer:innen sicher sind: mit Verkehrsberühigüng, 1111 
getrennten Radwegen ünd weniger Gedra nge. Wir wollen weniger La rm ünd Feinstaübbelastüng, 1112 
aber mehr Grü n- ünd Freifla chen ünd mehr güte Spielpla tze. Mittel fü r Stadtentwicklüng mü ssen 1113 
dazü besonders in benachteiligte Sozialra üme ünd ihre Aüfwertüng fließen. 1114 

Nach der UN-Kinderrechtekonvention haben Kinder ünd Jügendliche das Recht, bei allen 1115 
Rechtsverfahren angeho rt zü werden, die sie ünmittelbar betreffen. Ihre Meinüng müss nicht 1116 
immer das letzte Wort sein, aber doch altersgema ß berü cksichtigt werden. Es müss also in 1117 
ünseren Kreistagen, Stadt- ünd Gemeindera ten selbstversta ndlich werden, dass Kinder ünd 1118 
Jügendliche bei sie betreffenden Entscheidüngen mit einbezogen werden – ünd zwar nicht nür in 1119 
der Kinder- ünd Jügendhilfe. Einrichtüngen, in denen Jügendliche selbstbestimmt mitwirken 1120 
ko nnen, mü ssen besonders gefo rdert werden. Jügendzentren dü rfen nicht der Sparpolitik 1121 
geopfert werden.  1122 
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Thema: Klimaschutz, Energiewirtschaft, Agrarpolitik, Umwelt- und Tierschutz 1123 

Umwelt ünd Natür sind wie nie züvor bedroht. Aüch Teile von NRW waren in den vergangenen 1124 
Jahren von verheerenden Extremwetterereignissen betroffen. Wir dü rfen die Klimakrise weder 1125 
leügnen noch vor ihr resignieren. Als Linke wollen wir darüm ka mpfen, dass ünsere Sta dte ünd 1126 
Gemeinden einen großen Beitrag züm Klimaschütz leisten ünd zügleich selbst besser aüf die 1127 
Effekte des Klimawandels vorbereitet sind. Wir ringen dabei üm sozial gerechte Lo süngen, denn 1128 
Klimaschütz, den sich nür Reiche leisten ko nnen, spaltet die Gesellschaft ünd bringt üns alle 1129 
nicht weiter. Unsere linke Klimapolitik ist sozial ünd o kologisch zügleich ünd orientiert sich am 1130 
Pariser Klimaabkommen ünd dem 1,5-Grad-Ziel. Denn Klima- ünd Umweltschütz aüf 1131 
kommünaler Ebene bedeütet fü r üns, alles zü tün, üm Vorsorge fü r die Folgen des Klimawandels 1132 
zü treffen ünd alles zü tün, üm die CO2-Neütralita t der Kommünen bis züm Jahr 2035 zü 1133 
erreichen. 1134 

Kommunaler Klimaschutz 1135 

Trotz klimapolitischer Rü ckschla ge ünd Verzo gerüngen lohnt es sich, gegen die Klimakrise 1136 
anzüka mpfen. Fü r besseren Klimaschütz braüchen wir eine kommünale Kreislaüfwirtschaft, 1137 
Ressoürcensparsamkeit ünd Recyclingkonzepte, sowie eine dezentrale Energieversorgüng. 1138 

Unsere Ziele sind Klimaneütralita t ünd klimaresilientere Sta dte ünd Gemeinden. Damit wir üns 1139 
vor den Folgen der Klimakrise schü tzen ünd eine komplette Katastrophe noch aüfhalten ko nnen, 1140 
braüchen wir nicht zületzt die Rekommünalisierüng der fü r die Daseinsvorsorge wichtigen 1141 
Konzerne. Klimaschütz braücht die Steüerüng der o ffentlichen Hand ünd kann mit 1142 
kapitalistischer Profitwirtschaft nicht gelingen. 1143 

Mit konseqüenter Beteiligüng der Einwohner:innen ünserer Sta dte ünd Gemeinden mü ssen wir 1144 
gemeinsam Pla ne entwickeln ünd ümsetzen, die üns vor den Folgen des Klimawandels besser 1145 
schü tzen, dabei zügleich dem Klimawandel entgegenwirken ünd einen Beitrag züm Umwelt- ünd 1146 
Artenschütz leisten. 1147 

Nahezü alle kommünalen Politikfelder betreffen aüch den Klimaschütz: Wohnen, Verkehr, 1148 
Energieversorgüng, die Wirtschaftsfo rderüng, das Grü n- ünd Waldfla chenmanagement, ünd 1149 
vieles andere. Wir mü ssen die betreffenden Politikfelder den Zwecken der Kapitalmehrüng ünd 1150 
des kürzfristigen Gewinnstrebens so weit wie mo glich entziehen. Wir braüchen ab sofort 1151 

- Die Rekommünalisierüng ünd die no tige Umstellüng aüf erneüerbare Energietra ger bis 1152 
2035 1153 

- Die Erzeügüng des Großteils der Energie vor Ort aüs regenerativen Qüellen  1154 
- Ein hohes Tempo bei Entwicklüng ünd Baü von Energiespeichern 1155 

Wir wollen alle Aspekte eines sozial-o kologischen Umbaüs verbinden, hin zü 1156 
Gemeinwohlorientierüng, kooperativem Wirtschaften ünd o kologischer Nachhaltigkeit.  1157 

Schutz vor den Folgen des Klimawandels 1158 

Wo dies noch nicht geschehen ist, mü ssen Sta dte einen Klimafolgen-Anpassüngsplan erarbeiten. 1159 
Bestehende Pla ne mü ssen an die beschleünigte Entwicklüng der Klimaerwa rmüng angepasst 1160 
werden. Diese Pla ne zeigen Mo glichkeiten, wie die Dürchlü ftüng der Stadt verbessert, 1161 
Frischlüftschneisen erhalten oder gegebenenfalls wiederhergestellt werden ko nnen, wie mehr 1162 
Ba üme gepflanzt, Fassaden ünd Da cher begrü nt werden ko nnen. Dafü r wird ein 1163 
Grü ndachpotential-Kataster angelegt. Grü nda cher sorgen fü r bessere Lüft ünd binden Feinstaüb. 1164 
Sie ko nnen züsa tzlichen Lebensraüm fü r Vo gel ünd Insekten schaffen.  1165 
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Gegen Starkregenereignisse mü ssen Vorkehrüngen getroffen werden. Die Bevo lkerüng müss fü r 1166 
die Gefahren sensibilisiert werden, Starkregengefahrenkarten mü ssen angelegt werden, 1167 
Frü hwarnsysteme mü ssen eingerichtet werden, die Kommünen mü ssen sta dtebaüliche 1168 
Maßnahmen gegen U berflütüngen ergreifen. Fla chen mü ssen entsiegelt werden. Fließgewa sser 1169 
mü ssen ebenso renatüriert werden wie trockengelegte Feüchtgebiete. 1170 

- Hitzeinseln werden erfasst ünd aüf das Vorhandensein kritischer Einrichtüngen 1171 
ü berprü ft, wie z. B. Krankenha üser, Pflegeheime, Kitas, Schülen, Spielpla tze. Maßnahmen 1172 
züm Schütz dieser Einrichtüngen werden ergriffen. 1173 

- Bei der Neüpflanzüng von Ba ümen werden heimische, tiefwürzelnde Sorten bevorzügt, 1174 
sofern sie aüch den vera nderten Bedingüngen der Klimaerwa rmüng noch angepasst sind. 1175 

- Linke Kommünalpolitik setzt sich fü r die Einrichtüng von Baümschützsatzüngen sowie 1176 
Baümkatastern in allen Kommünen ein. 1177 

- Kommünen erstellen Aktionspla ne fü r Hitzewellen. 1178 

Agrarpolitik 1179 

Linke Kommünalpolitik hat züm Ziel, dass Agrarpolitik sozial, o kologisch ünd am Tierwohl 1180 
orientiert ist. Dem Natürschütz ünd dem Schütz der Artenvielfalt kommt dürch die Folgen des 1181 
menschengemachten Klimawandels eine besondere Rolle zü. 1182 

Was wir tün, üm sozialo kologische Landwirtschaft zü sta rken ünd die Natür zü schü tzen: 1183 

- Große Teile des Grü nlands werden derzeit bewirtschaftet. Aüf gro ßeren Ackerschla gen 1184 
sollen kü nftig feste Wild- ünd Insektenschützstreifen eingerichtet werden. Kommünales 1185 
Agrarland soll o kologisch ünd ohne den Einsatz von synthetischen Pestiziden 1186 
bewirtschaftet werden. Nicht verpachtete oder von der Kommüne selbst bewirtschaftete 1187 
Fla chen sollen als Insekten- ünd Wildschützraüm ümgestaltet werden. Bestehende 1188 
Pachtvertra ge sollen in den kommenden zehn Jahren ümgestellt oder gekü ndigt werden, 1189 
wo dies mo glich ist. 1190 

- Die Kommüne initiiert ünd ünterstü tzt Projekte der solidarischen Landwirtschaft, wie 1191 
aüch Mo glichkeiten der regionalen ünd saisonalen Direktvermarktüng fü r Agrarbetriebe 1192 
aüs der Region. 1193 

- Linke Kommünalpolitik strebt die Umstellüng der Versorgüng von allen o ffentlichen 1194 
Kantinen, Schülen ünd Kinderga rten aüf o kologische, saisonal ünd regional erzeügte 1195 
Nahrüngsmittel an. 1196 

- Kommünale Wa lder werden erhalten ünd als standortangepasste Mischwa lder natürnah 1197 
bewirtschaftet. Teile der sta dtischen Wa lder sollen nicht bewirtschaftet, sondern der 1198 
Natür ü berlassen werden. 1199 

- Verkehrsinseln ünd das verkehrsbegleitende Grü n werden so gestaltet, dass sie als 1200 
Reprodüktionssta tten fü r Biodiversita t dienen ko nnen, Flügkorridore fü r Insekten ünd 1201 
Leitsysteme fü r Kleintiere mü ssen geschaffen werden. Unno tige Lichtemissionen mü ssen 1202 
vermieden werden. 1203 

- Die Kommüne wirkt der zünehmenden Versiegelüng in privaten Ga rten dürch geeignete 1204 
Satzüngen entgegen ünd ergreift Maßnahmen, üm Schotterga rten zü identifizieren ünd 1205 
ihre Entsiegelüng zü erreichen. 1206 

Energiepolitik 1207 

Linke Energiepolitik aüf kommünaler Ebene braücht eine sozialo kologische Wende. Eine sichere, 1208 
nachhaltige, von Importen ünabha ngige ünd fü r alle bezahlbare Energieversorgüng ist das Ziel 1209 
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ünserer Politik. Die Versorgüng der Einwohner:innen mit Energie geho rt in die o ffentliche Hand 1210 
ünd darf nicht profitorientiert sein. 1211 

Wie eine sozialo kologische Energiewende aüssieht: 1212 

- Linke Kommünalpolitik fordert bezahlbaren Strom ünd bezahlbare Heizenergie fü r alle. 1213 
Den Zügang zü Energie zü ermo glichen, ist eine gründlegende Aüfgabe staatlicher 1214 
Daseinsvorsorge. Daher fordern wir einen Strom-Sozialtarif fü r einkommensschwache 1215 
Einwohner:innen, üm den wachsenden Ungleichheiten bei der Energieversorgüng 1216 
entgegenzüwirken ünd das Recht aüf Strom fü r alle zü verwirklichen. Wir wehren üns 1217 
gegen Stromabschaltüngen bei Zahlüngsrü cksta nden dürch die Energieversorger. 1218 

- Die o rtlichen Stromnetze ünd der o rtliche Energieversorger geho ren in die o ffentliche 1219 
Hand. Stadt oder Kreis sollen ü ber Energiegenossenschaften oder ihre eigenen 1220 
Stadtwerke O kostromprojekte entwickeln. Sie sollen einen Plan entwickeln, wie sie bis 1221 
züm Jahr 2030 aüsschließlich hochwertigen O kostrom anbieten ko nnen. O ffentliche 1222 
Geba üde von Kreisen ünd Kommünen sollen schon heüte mit hochwertigem O kostrom 1223 
des eigenen Energieversorgers versorgt werden. 1224 

- Kommünen ünd Kreise sollen Aktienpakete von Unternehmen, deren Gescha ftsfeld die 1225 
Extraktion, Verarbeitüng ünd der Vertrieb fossiler Energietra ger (Mineralo l-, Erdgas- ünd 1226 
Kohleindüstrie) oder die Atomwirtschaft ist, abstoßen. 1227 

- Sta dte ünd Kreise erarbeiten verbindliche Handlüngsziele fü r die CO2-Redüktion ünd 1228 
den Aüsbaü regenerativer Energien, wie aüch einen Maßnamenkatalog dazü. Ziel ist, die 1229 
Klimaneütralita t bis züm Jahr 2035 in den Kommünen zü erreichen. Die o rtlichen CO2-1230 
Emissionen werden ermittelt ünd ihre Entwicklüng ja hrlich fortgeschrieben. Fü r diese 1231 
Aüfgaben wird in der Verwaltüng eine eigene Stelle mit aüsreichenden Mitteln ünd 1232 
personeller Aüsstattüng geschaffen. 1233 

- Die Sanierüng des alten Geba üdebestandes wird mit einer Sanierüngsrate von 1234 
mindestens fü nf Prozent pro Jahr vorangetrieben. 1235 

- Neüe sta dtische Geba üde werden mindestens nach Effizienzstandard KFW 55, mit einer 1236 
Photovoltaikanlage ünd – wo immer mo glich – gleichzeitig mit einem begrü nten Dach 1237 
gebaüt. 1238 

- Ziel kommünaler Politik müss die Aüsstattüng aller geeigneten Da cher mit 1239 
Photovoltaikanlagen sein. Kommünen erstellen, wo noch nicht vorhanden, ein 1240 
Solardachpotential-Kataster. Sie verfolgen das Ziel, Solaranlagen aüf allen geeigneten 1241 
Da chern sta dtischer Geba üde einzürichten. Einzelpersonen ünd 1242 
Energiegenossenschaften werden dazü ermütigt, Solaranlagen aüf sta dtischen Da chern 1243 
zü baüen. Insbesondere ist es aber die Aüfgabe des sta dtischen Energieversorgers, 1244 
Solaranlagen in der Stadt zü errichten. Beim Verkaüf sta dtischer Gründstü cke ünd im 1245 
Rahmen von vorhabenbezogenen Bebaüüngspla nen werden private Baüherr:innen dürch 1246 
sta dtebaüliche Vertra ge zür Errichtüng von Photovoltaikanlagen verpflichtet. Eine 1247 
generelle Verpflichtüng zür Errichtüng von Photovoltaikanlagen bei Neübaüten sollte 1248 
angestrebt werden. 1249 

Im Wa rmeplanüngsgesetz des Bündes ist geregelt, dass in Kommünen mit mehr als 100.000 1250 
Einwohner:innen bis züm Jüni 2026 ein Wa rmeplan erstellt werden müss. Fü r Gemeindegebiete 1251 
mit bis zü 100.000 Einwohnern ist dafü r Zeit bis züm 30. Jüni 2028. Als Linke setzen wir üns 1252 
dafü r ein, dass diese sozial vertra glich gestaltet ist.  1253 
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Wohnen ünd Baüen sind fü r 40 Prozent der Treibhaüsgase in Deütschland verantwortlich. Eine 1254 
Wa rmewende ist ünerla sslicher Bestandteil von Klimapolitik: Geba üde mü ssen saniert, 1255 
Heizüngen ümgestellt werden. Das darf nicht zü einer züsa tzlichen Belastüng fü r Mieter*innen 1256 
ünd Eigenheimbesitzer*innen mit niedrigen ünd mittleren Einkommen fü hren. Eine warme 1257 
Wohnüng fü r alle müss bezahlbar sein. Mieter*innen ko nnen ihre Heizüngen nicht wechseln, 1258 
deshalb lehnen wir CO2-Preise im Wa rmebereich ab. 1259 

Das Heizüngsgesetz der Ampel hat die Gesellschaft gespalten, weil es die Sorgen der Menschen 1260 
ignoriert hat. Es ist ünsozial ünd torpediert die Klimaziele im Geba üdesektor. Wir wollen die 1261 
Leüte nicht allein lassen: Keine Normalverdiener*in darf dürch Klimaschütz finanziell 1262 
mehrbelastet werden. Es braücht fla chendeckende Beratüngsangebote mit 1263 
Sanierüngsbeaüftragten fü r alle sanierüngsbedü rftigen Ha üser. Es braücht eine kommünale 1264 
Wa rmeplanüng mit Beteiligüng der Bü rger*innen, Mieter*innen- ünd Umweltverba nden.  1265 

Wir fordern eine Investitionsoffensive in energetische Sanierüngen ünd Heizüngstaüsch aüf 1266 
Bündesebene in Ho he von 25 Milliarden Eüro pro Jahr. Beim Heizüngstaüsch wollen wir die 1267 
Fo rderüng fü r Züsatzkosten nach Einkommen staffeln: Menschen mit niedrigen Einkommen 1268 
kriegen den Heizüngstaüsch mit bis zü 100% bezahlt, Menschen mit mittleren Einkommen 1269 
anteilig gestaffelt. Fü r einen Einpersonenhaüshalt wollen wir bei einem Jahreseinkommen von 1270 
30.000 Eüro züm Beispiel 82% der Kosten, bei einem Einkommen von 60.000 Eüro 42% der 1271 
Kosten erstatten, inklüsive dem Taüsch der Heizko rper, wenn dieser technisch notwendig ist. 1272 
Erga nzend fordern wir vergü nstigte Kredite der KfW, so dass Mehrkosten fü rs Heizen vermieden 1273 
werden ko nnen, da Investitionskosten fü r effiziente Heizüngen so zü gü nstigen Konditionen 1274 
gestreckt werden ko nnen. Spitzenverdiener*innen mit einem Einkommen von 250.000 Eüro 1275 
aüfwa rts mü ssen die Sanierüng ihrer Lüxüsvillen selbst bezahlen. 1276 

Natur- und Artenschutz als kommunale Aufgaben 1277 

In NRW sind 25 Prozent der heimischen Arten bedroht, darünter nün aüch der Igel. In ünseren 1278 
Sta dten ünd Kreisen setzen wir üns fü r mehr Natür- ünd Artenschütz ein. Besonders das 1279 
Insektensterben müss aüfgehalten werden.  1280 

Zür Schaffüng von mehr Lebensra ümen soll jede Kommüne ein integriertes Programm züm 1281 
Schütz ünd zür Erweiterüng von Lebensra ümen fü r bedrohte Arten entwickeln. Dazü geho rt 1282 
ünter anderem: 1283 

- In Haüsga rten, aüf o ffentlichen Fla chen ünd in Natürschützgebieten dü rfen keine 1284 
Pestizide eingesetzt werden.  1285 

- Die Landwirtschaft müss insekten- ünd vogelfreündlich werden.  1286 
- Bestehende Biotope mü ssen verbünden werden.  1287 
- Die Verkehrspolitik in Kommünen ünd Kreisen müss sichere Verkehrswege fü r 1288 

wandernde Arten anbieten.  1289 
- Die Lichtverschmützüng müss zürü ckgefü hrt werden.  1290 
- Bereits in NRW aüsgestorbene Arten, darünter aüch Beütegreifer wie der Wolf oder der 1291 

Lüchs, mü ssen wieder angesiedelt werden.  1292 
- Die Aüsbreitüng invasiver Arten, wie des Goldschakals, der Asiatischen Hornisse etc. 1293 

müss in ihren Aüswirküngen aüf die Lebensra üme einheimischer, bedrohter Arten 1294 
beobachtet ünd bewertet werden.  1295 

Tierschutzpolitik 1296 
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Seitdem 2013 dürch die Novellierüng des Tierschützgesetzes der Tierschütz züm Staatsziel 1297 
erkla rt würde, hat sich fü r die Tierwelt nicht wirklich viel verbessert. Die Tierwelt insgesamt – 1298 
insbesondere die sogenannten Nütztiere – werden bisher weiterhin der Vermarktüng ünd dem 1299 
Profitstreben ünterworfen.  1300 

Linke Politik kann mit geeigneten Maßnahmen aüf kommünaler Ebene gegensteüern. Der 1301 
Schützaüftrag des Staates beschra nkt sich nicht nür aüf den Menschen. Wir wollen natü rliche 1302 
Lebensgründlagen erhalten ünd Landschaften renatürieren. Wir wollen Schinderei ünd 1303 
qüa lerische Haltüngsformen beenden ünd wissen doch, dass keine Gefangenschaft jemals zü 100 1304 
Prozent artgerecht sein kann. Wir wollen, dass der respektvolle Umgang mit Tieren erlernt ünd 1305 
praktiziert wird. Statt weiter zünehmender Konzentration von Nahrüngsmittelprodüktion 1306 
mü ssen regionale Kreisla üfe fü r agrarwirtschaftliche Gü ter gefo rdert werden. 1307 

Wir sprechen Tieren das Recht aüf eine natü rliche, artgerechte Existenz zü, ünabha ngig von 1308 
ihrem Nützwert. Im Einzelnen heißt Tierschütz fü r Linke Kommünalpolitik: 1309 

- keine Genehmigüng von Zirküsgastspielen mit Tieren inkl. Ponykarüssells aüf 1310 
Volksfesten 1311 

- Sta rküng von Tierschützorganisationen in den Kommünen 1312 
- Aüsbaü der Kontrollen dürch die Veterina rmedizin 1313 
- soziale Staffelüng der Hündesteüer 1314 
- kommünale Kastrationspflicht fü r freilaüfende Katzen 1315 
- Aüsweitüng der Finanzmittel fü r o rtliche Tierheime dürch U bernahme der realen Kosten 1316 
- Erstellüng eines Stadttaübenkonzeptes 1317 
- keine Erweiterüngsgenehmigüngen von Mastanlagen ünd Schlachtfabriken 1318 
- Reptilienbo rsen verbieten 1319 
- Zoos mü ssen verpflichtet werden, Tiere artgerecht ünterzübringen, anderenfalls ist die 1320 

Haltüng nicht zü genehmigen. 1321 
- Delphinarien sind zü schließen. 1322 
- Silvesterbo llerei dem Tier- ünd Umweltschütz ünterordnen  1323 
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Thema: Kulturpolitik 1324 

Kunst und Kultur für Alle 1325 

Die Züsammensetzüng ünserer Gesellschaft ist im Wandel begriffen ünd bietet üns einen 1326 
breiten Zügang zür Vielfalt der Menschen ünd ihren Kültüren, die es zü entdecken gilt. Die 1327 
Vielfalt von Künst ünd Kültür, die wir perso nlich ünd ünsere Mitbü rger:innen mit 1328 
internationaler Familiengeschichte mitbringen, pra gen ünser Züsammenleben ünd 1329 
vera ndern es. Diese Vielfalt ist fü r Die Linke im Rahmen ihrer Kommünalpolitik ein 1330 
bedeütender Bestandteil. Wir nützen hierbei, dass der Kültüraüftrag des Landes NRW ünd 1331 
seiner Kommünen nach Art.18 der Landesverfassüng NRW-Verfassüngsrang genießt. 1332 

Bedeutung von Kultureinrichtungen und Orte der Erinnerungskultur in Städten und 1333 
Gemeinden 1334 

O ffentliche Kültürfo rderüng wird wie viele Leistüngen der allgemeinen Daseinsvorsorge in 1335 
den Sta dten ünd aüch in la ndlichen Gemeinden züsammengestrichen, obwohl Kültür sich 1336 
besonders ünd ünmittelbar aüf die Lebensqüalita t aüswirkt. Bibliotheken, Müsikschülen, 1337 
Theater, Konzertha üser, Tanzbü hnen ünd Müseen mü ssen mit immer knapper werdenden 1338 
finanziellen Mitteln aüskommen. Daran a ndert aüch das vom Land verabschiedete 1339 
Kültürfo rdergesetz wenig. Daher ist es eine wichtige Aüfgabe linker Kommünalpolitik, in den 1340 
Stadt- ünd Gemeindera ten aüf die Bedeütüng von Künst ünd Kültür fü r den Züsammenhalt 1341 
der Gesellschaft zü verweisen ünd die erforderlichen finanziellen Mittel zü fordern. 1342 

Kültür bestimmt die Art, wie wir leben, ünseren privaten Alltag bis züm sozialen Miteinander 1343 
im o ffentlichen Raüm, bestimmt die Gestalt ünserer Sta dte ünd ünsere Vorstellüng von 1344 
menschlichem Leben, bestimmt, was wir ho ren, sehen, fü hlen ünd schmecken. Künst 1345 
bedeütet Scho nheit, Wahrheit, den Erhalt ünd die Verwirklichüng menschlichen Daseins. 1346 
Künst ist frei ünd darf nicht politisch instrümentalisiert werden. 1347 

Die Aüfgabe von Kültürpolitik geht aber darü ber hinaüs. Sie ist eine Qüerschnittsaüfgabe, die 1348 
Stadtplanüngs- ünd Integrationspolitik, Bildüngs- ünd Jügendpolitik, Sozial- ünd 1349 
Wirtschaftspolitik gleichermaßen betrifft. Sie ist dem Erhalt der scho pferischen Leistüngen, 1350 
aber aüch dem Erhalt des Geda chtnisses der Menschheit, den Archiven, Zentren der 1351 
Erinnerüngskültür ünd Gedenksta tten verpflichtet. Kültürpolitik müss daraüf aüsgerichtet 1352 
sein, die Menschen von heüte zü erma chtigen, ihre Leben, ihre Gewohnheiten ünd ihre 1353 
Zükünft selbst zü gestalten. Der Fo rderüng von Soziokültür, selbstverwalteten Bü rger:innen- 1354 
ünd Jügendzentren, der eigenen kültürellen Beta tigüng von Laien, von der Herstellüng von 1355 
Kleidüng ü ber Malen ünd Singen sowie Erza hlen der eigenen Geschichte bis zür 1356 
Theaterarbeit müss ein breiter Raüm ünd eine große finanzielle Unterstü tzüng gewa hrt 1357 
werden. 1358 

Finanzierung von Kunst und Kultur im öffentlichen Raum 1359 

Die Kommünen erhalten ü ber eine Schlü sselzüweisüng Steüermittel fü r die kültürellen 1360 
Aüfgaben. Diese Züweisüngen sind zümeist ünzüreichend, üm die vielfa ltigen kültürellen 1361 
Aüfgaben zü finanzieren. Die Mittel, die ünsere Sta dte ünd Gemeinden fü r Kültür aüfwenden, 1362 
sind züdem ho chst ünterschiedlich. Insbesondere die Kommünen, die dem sogenannten 1363 
Sta rküngspaktgesetz ünterliegen, ko nnen leider nür wenig Geld fü r Kültür aüsgeben, weil die 1364 
zür Verfü güng stehenden Finanzmittel in den Schüldenabbaü geleitet werden. So kann 1365 
kreative Vielfalt nür begrenzt gelebt werden ünd der kültürelle Verfassüngsaüftrag des 1366 
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Landes NRW wird ünterlaüfen. Aüch hier zeigt sich besonders die Wichtigkeit der von üns 1367 
seit Jahren geforderte Altschüldenentlastüng der Kommünen im Land. 1368 

Die Linke fordert: 1369 

- Sichere Finanzierüng von Kültüreinrichtüngen generell. 1370 
- Aüsbaü von Kültürangeboten in den Stadtteilen, aüf dem Land ünd besonders an Orten 1371 

wo der Zügang zü Theater, Konzerten ünd Aüsstellüngen nicht selbstversta ndlich ist.  1372 
- Institütionelle ünd somit planbare Fo rderüng von Kü nstler*innen ünd 1373 

Kültüreinrichtüngen, statt der aüfwendigen ünd ünsicheren Projektfo rderüng. 1374 
- Kommünale Beratüngsangebote zür Weiterentwicklüng von Kültürprojekten ünd ihrer 1375 

Finanzierüng.  1376 
- Sicherüng ünd Erhalt o ffentlicher Bibliotheken, Theater, Archive, Müseen ünd sta dtischer 1377 

Müsikschülen 1378 
- Bereitstellüng von Aüsstellüngs- ünd Probera ümen fü r die freie Szene (Nützüng von 1379 

Leersta nden) 1380 
- Schaffüng von Aüsstellüngsfla chen fü r die freien Kü nstler*innen 1381 
- Sicherüng der kommünalen Züschü sse, fü r o rtliche Künst- ünd Kültürvereine 1382 
- Fo rderüng ünd Pflege der Orte der Erinnerüngskültür ünd Unterstü tzüng von Initiativen, 1383 

die sich aktiv mit Erinnerüngskültür aüseinandersetzen.   1384 
- Bereitstellüng von Freifla chen fü r Graffiti 1385 
- Wir regen die Lenküng von Spenden fü r den Kültürbetrieb in den Kommünen an ünd 1386 

fordern sie aüf entsprechende Sponsorenmodelle anzübieten ünd zü bewerben.  1387 

Kulturschaffende absichern 1388 

Der ü berwiegende Teil der Menschen, die berüflich im Kültürbetrieb ta tig sind ünd keine 1389 
Festanstellüng in einem der o ffentlichen Kültürbetriebe haben, arbeitet ünter preka ren 1390 
Bedingüngen. Ihre Kültürbegeisterüng geht zümeist mit Selbstaüsbeütüng ünd einer breiten 1391 
Palette von Nebenta tigkeiten einher, üm ihren Lebensünterhalt anna hernd zü sichern.  1392 

Achtzig Prozent der Ta tigen im Kültürsektor sind weiblich, wobei aüch in diesem Arbeitsfeld 1393 
die leitenden Positionen ü berwiegend von Ma nnern besetzt sind. Menschen mit einem 1394 
internationalen Familienhintergründ sind aüch in den Fü hrüngspositionen der 1395 
Kültüreinrichtüngen weit ünterrepra sentiert, obwohl gerade sie besonders zür kültürellen 1396 
Vielfalt ünd kültürellen Entwicklüng beitragen ko nnten.  1397 

Die Linke setzt sich ein für: 1398 

- Die Sicherüng ünd Tarifbindüng der Arbeitsverha ltnisse in Kültürbetrieben. 1399 
- Die Festanstellüng von Kü nstler*innen an Schülen, Müsikschülen ünd Volkhochschülen, 1400 

zümal die Rechtslage Honorarvertra ge nür noch sehr begrenzt züla sst. 1401 
- Die geschlechtergerechte Besetzüng von Stellen im Kültürsektor ünd aüch in diesem 1402 

Arbeitsfeld fordern wir gleichen Lohn fü r gleiche Arbeit fü r Fraüen ünd Ma nnern.   1403 

Kulturelle Teilhabe ist mehr! 1404 

Teilhaben an Kültür heißt nicht nür preiswerte Theater- oder Konzertkarten, erma ßigte 1405 
Gebü hren fü r Volkhochschülkürse oder die kostenfreie Nützüng der o ffentlichen Bibliothek. 1406 
Teilhabe an Kültür beinhaltet aüch, selbst aktiv werden zü ko nnen, sein eigenes kreatives 1407 
Potential zü entdecken ünd entwickeln zü ko nnen, ünabha ngig von Bildüng ünd Einkommen. 1408 
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Der Zügang zü Künst ünd Kültür ist individüell ünterschiedlich. Finanzielle Hindernisse 1409 
sowie soziale ünd bildüngsma ßige Unterschiede existieren weiterhin. 1410 

Kültürelle Bildüng beginnt in den Kindertagessta tten, findet im Schülalltag statt ünd 1411 
begleitet üns in der Erwachsenenbildüng ünd erweitert ünseren Blickwinkel im Besonderen 1412 
mit vielfa ltigen Kültürangeboten. Sie bietet einen wesentlichen Beitrag zür Perso nlichkeits-1413 
entwicklüng. Kültürelle Angebote mü ssen fü r Menschen aller Altersgrüppen züga nglich sein 1414 
– ünabha ngig von ihrer sozialen Lage, einer Beeintra chtigüng oder ihrer ethnischen 1415 
Herkünft. 1416 

LINKE Kommunalpolitik fordert: 1417 

- freie Züga nglichkeit zü Müseen ünd Aüsstellüngen als Tra ger o ffentlichen Kültürgütes 1418 
- freien Eintritt in o ffentlichen Kültüreinrichtüngen wie Theater ünd Konzerthallen fü r 1419 

Leistüngsbezieher:innen (SGB II, SGB XII, Schü ler:innen, Stüdent:innen ünd 1420 
Rentner:innen) 1421 

- Aüsbaü der o ffentlichen ünd freien müsische Fo rderüng von Kindern von 1422 
Leistüngsbezieher*innen ü ber das Bildüngs- ünd Teilhabepaket. 1423 

Kultur ist und bleibt ein lebendiger und politischer Bestandteil unsers Lebens!                                         1424 
Die Linke wird im Rahmen der o ffentlichen Finanzpolitik in den Gemeinden, den Sta dten ünd 1425 
im Land, neben der zentralen sozialen Frage immer aüch die Fo rderüng kültüreller Vielfalt 1426 
ünd ihre Teilhabe züm Wohle aller Menschen im Focüs behalten.  1427 
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Thema: Ländlicher Raum 1428 

Für einen lebenswerten ländlichen Raum 1429 

In den Kleinsta dten ünd Do rfern in Nordrhein-Westfalen fehlt eine güte Anbindüng an das 1430 
o ffentliche Verkehrsnetz, Gesündheitsversorgüng, Einkaüfsmo glichkeiten, Schülen ünd Kitas, 1431 
Kültür- ünd Sportsta tten. Dezentrale Ortsteile ünd Do rfer werden so zü reinen Schlafsta tten, die 1432 
man fast nür verla sst, üm zür Arbeit, zür Schüle, zür A rzt:in, züm Einkaüfen, Kino, Theater oder 1433 
züm Sport zü fahren. 1434 

Die Linke setzt sich fü r gleichwertige Lebensverha ltnisse in der Stadt ünd aüf dem Land ein. Die 1435 
o ffentliche Hand müss in die Infrastrüktür der Kommünen massiv ünd nachhaltig investieren. 1436 
NRW braücht einen Masterplan fü r einen lebenswerten la ndlichen Raüm, welcher sich lokal 1437 
angepasst an den Bedü rfnissen der Menschen orientiert, fü r aüsreichende Versorgüng ünd eine 1438 
gesünde Natür sorgt. 1439 

Wir wollen, dass Menschen in jeder Gemeinde güt ünd bezahlbar wohnen ko nnen. Menschen 1440 
werden ins Umland vertrieben, weil sie in den Kleinsta dten keine bezahlbaren Wohnüngen 1441 
finden.  1442 

Entsprechend ist das Recht aüf Mobilita t hier von besonderer Bedeütüng. Aüf dem Land fehlt 1443 
eine güte Anbindüng an den O PNV. Alle Do rfer ünd Ortsteile mü ssen güt getaktete Büslinien 1444 
bekommen. Mit mehr Linienbüssen, Bedarfs- ünd Bü rger:innenbüssen erga nzt dürch 1445 
Sammeltaxi-Angebote in der Nacht soll aüf ein vollümfa ngliches Mobilita tsangebot hingearbeitet 1446 
werden. Stillgelegte Bahnstrecken wollen wir reaktivieren ünd das Regionalzügsystem 1447 
erweitern, üm das Leben aüf dem Land mit dem Arbeiten in der Stadt besser vereinbaren zü 1448 
ko nnen. Wir fordern den Aüsbaü sicherer Radwege ünd Abstellpla tze. Der Aüsbaü der Radwege 1449 
scheitert oft am Landerwerb, hier sind Enteignüngen zü prü fen. Mobilita tshübs sollen Bahnho fe, 1450 
Haltestellen, Carsharing ünd Fahrradvermietüng vernetzen. 1451 

Im la ndlichen Raüm in NRW ist die verarbeitende Indüstrie stark. Damit das so bleibt, treten wir 1452 
fü r einen o kologisch-sozialen Umbaü, o ffentliche Beteiligüng ünd mehr Mitbestimmüng ein. Wir 1453 
treten ein fü r die Sicherüng lokaler Arbeitspla tze, die Unterstü tzüng nachhaltiger Indüstrien, des 1454 
Handwerks, o kologisch nachhaltiger Landwirtschaft ünd regionaler Wirtschaftskreisla üfe. 1455 

Monokültür, Gü lle ünd Pestizide gefa hrden Mensch ünd Natür. Agrarkonzerne zersto ren 1456 
ba üerliche Strüktüren. Es sollen kreiseigene Stellen zür Kontrolle der anfallenden Gü lle 1457 
geschaffen werden, damit eine Gründwasserverseüchüng mit Nitrat verhindert wird. Zür Pflege 1458 
ünd o kologisch nachhaltigen Aüfforstüng der strapazierten Wa lder beno tigen wir doppelt so viel 1459 
Personal in den Forsta mtern, die in der Fla che erhalten werden mü ssen. 1460 

Fü r alle Menschen mü ssen Einkaüfsmo glichkeiten fü r den ta glichen Bedarf füßla üfig in der Na he 1461 
zür Verfü güng stehen. Der Einzelhandel müss wieder angesiedelt werden. Solidarische Dorfla den 1462 
mü ssen gefo rdert werden. 1463 

Ein fla chendeckendes schnelles Mobilfünknetz ünd Internetanschlüss mü ssen fü r alle Haüshalte 1464 
ünd Unternehmen zür Verfü güng stehen. Der Aüsbaü müss vorangetrieben werden. 1465 

Die gesündheitliche Versorgüng in der Fla che ist mangelhaft ünd wird dürch die aktüelle 1466 
Krankenhaüsreform noch mehr gefa hrdet. Die Versorgüng mit Haüsa rzt:innen wird immer 1467 
dü nner ünd die Wege zü Facha rzt:innen ünd ins Krankenhaüs immer weiter. Die Menschen 1468 
braüchen allerorten güte Versorgüng mit Gesündheit, Pflege, Therapeüt:innen, A rzt:innen ünd 1469 
Krankenha üsern. Dies müss dürch die o ffentliche Hand sichergestellt sein. Im Notfall ist der 1470 
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Rettüngsdienst ist in NRW oft zü spa t - besonders aüf dem Land. Nota rzt:innen, Feüerwehr ünd 1471 
Polizei mü ssen schneller vor Ort sein. 1472 

Wir wollen o ffentliche Gründschülen, Kitas ünd Jügendzentren in jedem Ort erhalten oder 1473 
schaffen. Es gibt kaüm Gesamtschülen aüf dem Land ünd viele Kinder bekommen keinen Platz. 1474 
Die Linke fordert den Rechtsansprüch aüf einen Gesamtschülplatz.  1475 

Freizeit-, Kültür-, Sport- ünd gastronomische Angebote mü ssen erhalten, aüsgebaüt ünd 1476 
gefo rdert werden. Die Linke tritt fü r die o ffentliche Unterstü tzüng von lokalen Kültürzentren, 1477 
Jügendzentren, kleiner Kinos ünd Theater sowie Ra ümen fü r Veranstaltüngen ünd Konzerte ein. 1478 
Kommünikationszentren in allen Ortsteilen ünd Do rfern sind sicherzüstellen. 1479 

Wir wollen: 1480 

- eine fla chendeckende Versorgüng mit Gesündheit, Pflege, Therapeüt:innen, A rzt:innen 1481 
ünd Krankenha üsern 1482 

- von den Landkreisen betriebene Gesündheitszentren mit fest angestellten A rzt:innen 1483 
- dass, Feüerwehr ünd Rettüngsdienst schneller am Einsatzort sind 1484 
- massiver Aüsbaü des O PNV aüf dem Land 1485 
- aüsreichend bezahlbaren Wohnraüm 1486 
- Gründschülen ünd aüsreichend Gesamtschülpla tze vor Ort 1487 

1488 
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Thema Migrationspolitik 1489 

Migration und Flucht: Integration sozial und menschlich angehen 1490 

Das Rheinland ünd Westfalen sind seit ü ber 100 Jahren Einwanderüngsregionen fü r arbeits- ünd 1491 
schützsüchende Menschen. Sie alle sind üns willkommen, ünd es ist ünsere Pflicht, ein sicherer 1492 
Hafen fü r diese Menschen zü sein ünd ihnen die Chance aüf vollsta ndige Integration zü bieten. 1493 

Als Linke stehen wir fü r eine solidarische Integrationspolitik, die Menschenrechte achtet ünd 1494 
Diskriminierüng entgegentritt. 1495 

Die Linke ist inzwischen die einzige Partei im Bündestag, die das Recht aüf Asyl konseqüent 1496 
verteidigt. Wir bleiben dem Gründsatz treü: Kein Mensch ist illegal! 1497 

Statt aüf Aüsgrenzüng ünd Abschottüng setzen wir aüf Investitionen in Integration dürch 1498 
inklüsive Bildüng ünd güte Arbeitspla tze. In ünseren Kommünen gibt es nicht zü viele 1499 
Eingewanderte, sondern zü wenig bezahlbaren Wohnraüm, zü schlecht aüsgestattete Schülen 1500 
ünd Kitas, zü wenig A rzt:innen ünd Pfleger:innen. Mehrsprachigkeit von Menschen sehen wir als 1501 
Chance statt als Problem. Die Rechte von Geflü chteten stellen wir nicht gegen die Rechte der 1502 
schon lange hier lebenden Menschen. 1503 

Wir wollen Migrant:innen-Selbsthilfeorganisationen ünd Integrationsra te in die politischen 1504 
Entscheidüngen aüf kommünaler Ebene einbeziehen. 1505 

Wir fordern für eine gelungene Integration: 1506 

- Kommünen mü ssen dem Bü ndnis „Sta dte sicherer Ha fen“ beitreten. Kommünen mü ssen 1507 
Geflü chtete dezentral ünd menschenwü rdig ünterbringen. Kommünal angebündene 1508 
Antidiskriminierüngsstellen mü ssen geschaffen werden. Geflü chteten ünd 1509 
Einwander:innen aüs anderen EU-Staaten müss sofort nach ihrer Ankünft ermo glicht 1510 
werden, Sprach- ünd Integrationskürse zü absolvieren 1511 

- Willkommens- ünd Intensivklassen mü ssen aüsgebaüt werden. Aüsla ndische Bildüngs- 1512 
ünd Berüfsabschlü sse mü ssen schneller anerkannt werden. 1513 

Gleiche soziale und politische Rechte für alle 1514 

Mehr als zwei Millionen Menschen in NRW verfü gen nicht ü ber einen deütschen Pass. Um fü r 1515 
langja hrig hier lebende Migrant:innen gleiche Rechte ünd Aüfenthaltssicherheit zü schaffen, 1516 
bedarf es deshalb deütlicher Einbü rgerüngserleichterüngen. Statt Sonderregelüngen ünd Erlasse 1517 
gegen Migrant:innen fordern wir die volle rechtliche Gleichstellüng dürch erleichterte 1518 
Einbü rgerüng ünd das Wahlrecht fü r alle Menschen, die hier daüerhaft leben. Erga nzt werden 1519 
müss eine solche Politik dürch einen konseqüenten Aüsbaü des Diskriminierüngsschützes aüf 1520 
allen Ebenen.  1521 

Wir wollen 1522 

- kommünale Unterstü tzüng bei der Beantragüng von Doppel- ünd 1523 
Mehrfachstaatsangeho rigkeiten erleichtern 1524 

- sozialra ümliche Integrationsarbeit als ein zentraler Bestandteil der Stadtentwicklüng 1525 
- Beratüngsstellen zür Heranfü hrüng von Neüzügewanderten an die sozialen 1526 

Regelsysteme ünd zür Arbeitsmarktintegration: mit herkünftssprachlichen Berater:innen 1527 
- Bleiberechtsregelüng fü r gedüldete ünd illegalisierte Menschen 1528 
- Schaffüng von kommünal angebündenen Antidiskriminierüngsstellen 1529 
- Fo rderüng der Selbstorganisationen von Migrant:innen 1530 
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- Gleichstellüng der Integrationsra te mit anderen Aüsschü ssen 1531 
- kommünale Finanzierüng von Dolmetscher:innen fü r alle Beho rdenga nge 1532 
- Einbeziehüng von Migranten:innen-Selbsthilfeorganisationen in die Entscheidüngen ünd 1533 

die Politik der Kommünen 1534 

Für menschenwürdige Unterbringung 1535 

Die Unterbringüng von zügewiesenen Asylsüchenden ünd Gedüldeten aüf kommünaler Ebene 1536 
liegt in der Züsta ndigkeit der Kommünen. Obwohl die Unterbringüng in Wohnüngen nicht nür 1537 
menschenwü rdiger, sondern fast immer aüch gü nstiger ist als in Sammelünterkü nften, sieht das 1538 
Asylgesetz aktüell vor, dass Asylsüchende in der Regel in Gemeinschaftsünterkü nften 1539 
üntergebracht werden sollen. Ha üfig bedeütet das: Leben in Mehrbettzimmern ohne 1540 
Rü ckzügsmo glichkeiten, mit Gemeinschaftsba dern ünd Gemeinschaftskü chen. Das erzwüngene 1541 
Züsammenleben mit vielen fremden Menschen aüf engstem Raüm ohne Privatspha re stellt fü r 1542 
die Betroffenen eine hohe Belastüng dar. Solche Wohnverha ltnisse erschweren die 1543 
gesellschaftliche Teilhabe ünd Integration ünd widersprechen aüch den Empfehlüngen des 1544 
Sachversta ndigenrates der Bündesregierüng. Daher tritt Die Linke fü r die dezentrale 1545 
Unterbringüng in Wohnüngen ein. Wo kommünale Sammelünterkü nfte existieren, mü ssen sie 1546 
mo glichst menschenwü rdig gestaltet sein. 1547 

Wir wollen 1548 

- verbindliche Mindeststandards fü r die Unterbringüng, üm den teilweise eklatanten 1549 
Misssta nden entgegenzüwirken ünd Beschwerdestellen, bei denen Versto ße gegen die 1550 
Standards gemeldet werden ko nnen 1551 

- Ersatz großer Gemeinschaftsünterkü nfte dürch kleinere Einrichtüngen mit abgetrennten 1552 
Wohneinheiten, die sich in die Wohnümgebüng einfü gen ünd nicht als Fremdko rper 1553 
wirken 1554 

- menschenrechtskonforme Gestaltüng der Haüsordnüngen, üm das Recht aüf 1555 
Unverletzlichkeit der Wohnüng (Art. 13 GG) aüch in Gemeinschaftsünterkü nften 1556 
abzüsichern 1557 

- Nützüng aller kommünalen Spielra üme fü r die Unterbringüng in Wohnüngen, nicht nür 1558 
bei traümatisierten ünd besonders schützbedü rftigen Geflü chteten 1559 

- Abschaffüng ü berho hter Nützüngsgebü hren, die von Bewohner*innen der 1560 
Gemeinschaftsünterkü nfte verlangt werden, sobald sie ein eigenes Einkommen haben 1561 

- Erstellüng von Gewaltschützkonzepten fü r kommünale Gemeinschaftsünterkü nfte 1562 
- Beka mpfüng von Immobilienhaien, die vor allem mit Schrottimmobilien aüf die 1563 

Aüsbeütüng von Neüzügewanderten abzielen 1564 

Integration durch Bildung 1565 

Das Erlernen der deütschen Sprache ist eine wichtige Voraüssetzüng fü r eine gleichberechtigte 1566 
Teilhabe am Berüfsleben, an Bildüng ünd Kültür sowie an gesellschaftlichen ünd politischen 1567 
Entscheidüngsprozessen.  1568 

Wir wollen 1569 

- ein Sofortprogramm zür Aüs- ünd Weiterbildüng von züsa tzlichen Lehrkra ften, die 1570 
Deütsch als Zweitsprache ünterrichten, üm dem gestiegenen aktüellen Bedarf gerecht 1571 
werden zü ko nnen, 1572 

- eine bedarfsgerechte Erstaüsstattüng an Schülen fü r alle Kinder; Willkommens- bzw. 1573 
Intensivklassen sind in allen Schülarten aüszübaüen; dies müss mit der Einstellüng 1574 
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züsa tzlicher Lehrkra fte, die Deütsch als Zweit- oder Fremdsprache ünterrichten, sowie 1575 
von Schülsozialarbeiter:innen ünd psychologischen Beratüngskra ften einhergehen; 1576 
geflü chtete Schü ler:innen mü ssen schnellstmo glich in das Regelschülsystem integriert 1577 
werden, 1578 

- die Schülpflicht fü r alle Kinder ünd Jügendliche frü hzeitig ünd ünabha ngig vom 1579 
Aüfenthaltsstatüs, gleiches gilt fü r den Rechtsansprüch aüf Kindertagesbetreüüng; die 1580 
bestehenden Kapazita ten sind entsprechend noch sta rker aüszübaüen, damit die 1581 
Versorgüng qüantitativ wie qüalitativ fü r alle Kinder verbessert werden kann, 1582 

- vermehrte Angebote züm Nachholen eines Schülabschlüsses an einer berüfsbildenden 1583 
Schüle aüch fü r Geflü chtete, die nicht mehr der allgemeinen Schülpflicht ünterliegen, 1584 

- Qüereinstiege in die Schül- ünd Bildüngslaüfbahn erleichtern, 1585 
- allen eingewanderten ünd geflü chteten Menschen ünmittelbar kostenlose Sprachkürse 1586 

zür Verfü güng stellen, 1587 
- Integrationslehrer:innen fest anstellen ünd fair bezahlen, 1588 
- Integrationskürse fü r Geflü chtete ünabha ngig vom Aüfenthaltsstatüs anbieten, 1589 
- die Anerkennüng von aüsla ndischen Bildüngsabschlü ssen erleichtern. 1590 

Bleiberecht 1591 

Die Linke setzt sich dafü r ein, dass die Kommüne alle rechtlichen Spielra üme nützt, üm 1592 
Abschiebüngen zü verhindern. Die Kommünen sollen ein von den Aüsla nderbeho rden 1593 
ünabha ngiges Beratüngsangebot fü r von Abschiebüng bedrohte Einwohner:innen vorhalten. 1594 
Insbesondere Abschiebüngen in Kriegsgebiete wie Afghanistan stellen schwere 1595 
Menschenrechtsverletzüngen dar ünd mü ssen ünbedingt ünterlassen werden. 1596 

Integration durch Arbeitsplätze 1597 

Eine schnelle Eingliederüng in Arbeit ist ein zentraler Faktor der gesellschaftlichen Integration. 1598 
Dies gilt fü r alle Menschen. Geflü chtete haben dürch Arbeitsverbote, Beschra nküngen ünd 1599 
Nachrangigkeitsregelüngen mit besonderen Restriktionen beim Zügang züm Arbeitsmarkt zü 1600 
ka mpfen.  1601 

Wir wollen 1602 

- anonyme Bewerbüngsverfahren fü r alle Stellen bei kommünalen Arbeitgebern, 1603 
- Aüftragsvergaben nür an Unternehmen, die ebenfalls anonyme Bewerbüngsverfahren 1604 

dürchfü hren, 1605 
- Asylsüchenden ünd EU-Züwander:innen sofort nach ihrer Ankünft ermo glichen, Deütsch 1606 

zü lernen ünd an einem Integrationskürs teilzünehmen; diesen Teilnahmeansprüch 1607 
mü ssen aüch Gedüldete, ünabha ngig vom Düldüngsgründ, erhalten, 1608 

- das Arbeitsverbot fü r Asylbewerber:innen in den ersten drei Monaten abschaffen; die 1609 
Vorrangprü füng bei der Bescha ftigüng von Asylsüchenden ünd Gedüldeten müss 1610 
abgeschafft werden, 1611 

- Asylsüchenden ünd Gedüldeten in Aüsbildüng eine Aüfenthaltserlaübnis fü r die gesamte 1612 
Daüer der Berüfsaüsbildüng gewa hren, 1613 

- interkültürell kompetente Fachkra fte in Bildüng, Gesündheitswesen ünd Beho rden, 1614 
- die interkültürelle O ffnüng ünd Kompetenzsta rküng der Verwaltüng. 1615 

Für eine humane Flüchtlingspolitik 1616 

Die Integration von Geflü chteten müss am Tag ihrer Ankünft beginnen. 1617 
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Wir stellen die Rechte von Geflü chteten nicht gegen die anderer Menschen. Statt üns 1618 
gegeneinander aüsspielen zü lassen, mü ssen wir gemeinsam dafü r streiten, dass es ALLEN 1619 
bessergeht. 1620 

Flücht ünd Verfolgüng sind immer aüch individüell. Deshalb wehren wir üns gegen das politische 1621 
Kalkü l, Geflü chtete paüschal ünd abha ngig vom Herkünftsland in jene mit einer angeblich „güten 1622 
Bleibeperspektive“ ünd solche mit einer angeblich „schlechten Bleibeperspektive“ einzüteilen. 1623 

Mit der Begrü ndüng der „schlechten Bleibeperspektive“ wird vielen Geflü chteten züm Beispiel 1624 
der Zügang zü Sprach- ünd Integrationskürsen verweigert. Aüch wird ihnen nicht erlaübt, sich 1625 
selbst eine Wohnüng zü süchen. 1626 

Wir lehnen das Konstrükt der angeblich „sicheren Herkünftsstaaten“ ab. Es widerspricht dem als 1627 
Individüalrecht konzipierten Gründrecht aüf Asyl. Es dient dazü, die Rechte ünd 1628 
Widersprüchsfristen von Geflü chteten zü beschneiden, eine fündierte Einzelfallprü füng zü 1629 
vermeiden ünd Asylantra ge schneller abzülehnen, üm Menschen schneller abschieben zü 1630 
ko nnen. 1631 

Wir wollen 1632 

- eine daüerhafte Aüfenthaltsperspektive fü r alle hier lebenden Menschen ohne deütschen 1633 
- geflü chteten Roma gleiche Rechte zügestehen wie allen Geflü chteten, 1634 
- jegliche Abschiebepraxis beenden, 1635 
- verbindliche ünd einklagbare güte Standards fü r die Unterbringüng ünd Versorgüng 1636 

schützsüchender Menschen in den Landesünterkü nften ünd Kommünen einfü hren, 1637 
- perspektivisch Unterbringüng aller Geflü chteten in Wohnüngen statt in 1638 

Massenünterkü nften, 1639 
- Vorrangigkeitsprü füngen in der Kommüne aüssetzen, 1640 
- die Versorgüng der Betreüüngsarbeit fü r Geflü chtete aüs o ffentlicher Hand betreiben 1641 

ünd finanzieren, 1642 
- Entscheidüngen der Ha rtefallkommission ünd des Petitionsaüsschüsses mü ssen fü r die 1643 

Aüsla nderbeho rden verbindlich sein, 1644 
- die Strüktüren der Geflü chteten-Arbeit aüsbaüen ünd verstetigen; dafü r mehr Personal 1645 

sowohl in der Verwaltüng als aüch im Care-Bereich einstellen, 1646 
- eine:n vom Landtag bestellte:n Geflü chtetenbeaüftragte:n ernennen, 1647 
- den Zügang zü Sozialberatüng ünd weiteren Beratüngseinrichtüngen gesetzlich 1648 

verankern, 1649 
- Paüschalbetrag fü r die kommünale Betreüüng ünd Beratüng von Asylsüchenden, 1650 
- vollen Zügang zür Gesündheitsversorgüng fü r Geflü chtete ermo glichen, 1651 
- Unterbringüng in Wohnüngen statt in Massenünterkü nften, 1652 
- keine Einschra nküng der Freizü gigkeit von Geflü chteten innerhalb von Nordrhein-1653 

Westfalen 1654 
- Verordnüng zür Wohnsitzaüflage zürü cknehmen, 1655 
- Gewa hrüng kostenloser Rechtsberatüng fü r Asylsüchende 1656 

Kommunal Verantwortung übernehmen: Sichere Häfen jetzt! 1657 

Die Linke steht ein fü r solidarische Sta dte, die angesichts der hümanita ren Krise an den EU-1658 
Aüßengrenzen ünd des Sterbens im Mittelmeer ihren Teil der Verantwortüng ü bernehmen. Seit 1659 
der Grü ndüng der internationalen Seebrü cke-Bewegüng im Jüli 2018 haben sich bereits 1660 
zahlreiche Sta dte ünd Gemeinden in Nordrhein-Westfalen zü „sicheren Ha fen“ erkla rt. Sie stellen 1661 
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sich damit gegen die menschenrechtswidrige Abschottüngspolitik der EU, die taüsende Tote 1662 
fordert. Die Linke ünterstü tzt diese kommünalen Initiativen, die angesichts der hümanita ren 1663 
Krise von der Bündes- ünd Landesregierüng die Mo glichkeit einfordern, Nothilfe leisten zü 1664 
dü rfen – also aüs Seenot Gerettete züsa tzlich zü den Verteilqüoten aüfnehmen zü ko nnen. Weiter 1665 
setzt sich Die Linke dafü r ein, dass den Worten aüch Taten folgen ünd dass die Kommünen ein 1666 
sicheres Ankommen organisieren. 1667 

Wir wollen 1668 

- kommünale Beschlü sse fü r sichere Ha fen, mit denen die Sta dte ünd Gemeinden ihre 1669 
Unterstü tzüng fü r die zivile Seenotrettüng erkla ren ünd Unterbringüng von aüs Seenot 1670 
geretteten Menschen züsa tzlich zür Verteilüngsqüote anbieten 1671 

- Beitritt der Kommüne züm Bü ndnis „Sta dte sicherer Ha fen“, in dem sich die Sta dte ünd 1672 
Gemeinden fü r die Gestaltüng einer menschenrechtskonformen eüropa ischen 1673 
Migrationspolitik einsetzen 1674 

1675 
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Thema: Mobilität 1676 

Mobilität für alle - vernetzt, emissionsarm, barrierefrei, unentgeltlich. 1677 

Der Verkehrssektor macht ründ 20 Prozent der Treibhaüsgas-Emissionen in Deütschland aüs. Er 1678 
hat bislang nichts zür Redüzierüng des CO2-Aüsstoßes beigetragen. Statt weniger gibt es immer 1679 
mehr Aütos aüf den Straßen. Die Kapitaleigner:innen der Aütoindüstrie sind eine ma chtige 1680 
Lobby ünd mo chten die Verkehrswende zü einer reinen Antriebswende ümmodeln, daran richtet 1681 
sich die Verkehrspolitik bisher aüs. 1682 

Statt Wachstüm beim motorisierten Individüalverkehr braüchen wir eine sozial-o kologische 1683 
Mobilita tswende, die alle Menschen mitnimmt ünd ünser Klima schü tzt. Die Linke will Mobilita t 1684 
fü r alle - vernetzt, emissionsarm, barrierefrei, ünentgeltlich. 1685 

Wir mü ssen den o ffentlichen Raüm vom Aüto zürü ck erobern: fü r den Füßverkehr ünd mehr 1686 
Aüfenthaltsqüalita t aüf Straßen ünd Pla tzen, fü r den Radverkehr, fü r Büs ünd Straßenbahn. Wir 1687 
setzen aüf Verkehrsvermeidüng, kürze Wege ünd klimafreündliche Verkehrsmittel. 1688 

Verkehrsplanüng müss dazü vom Kopf aüf die Fü ße gestellt werden, aüsgehend von den 1689 
schwa chsten Verkehrsteilnehmenden: von Züfüßgehenden, Kindern, Menschen mit Behinderüng, 1690 
aüfsteigend zü Radfahrenden, zü O PNV ünd Motorisiertem Individüalverkehr (MIV). 1691 

Schienengebundener ÖPNV als Rückgrat der Verkehrswende 1692 

Rü ckgrat der Verkehrswende müss der kollektive o ffentliche Verkehr aüf der Schiene sein. Die 1693 
Linke versteht sich als Partei der Schiene. Wir streiten fü r einen massiven Aüsbaü des 1694 
Schienennetzes, im Nahverkehr ebenso wie im Regional- ünd Fernverkehr, in der Stadt ünd aüf 1695 
dem Land. 1696 

Alle Menschen haben ein Recht aüf Mobilita t ünd Teilhabe, dies geho rt fü r üns zür 1697 
Daseinsfü rsorge, die o ffentlich organisiert werden müss. 1698 

Wir wollen den Nahverkehr vollsta ndig in o ffentliche Hand behalten bzw. zürü ckfü hren. 1699 
Verkehrsbetriebe sollten demokratisch verwaltet ünd mitbestimmt werden seitens der 1700 
Bescha ftigten ünd ihren Gewerkschaften sowie seitens der Nützer:innen. 1701 

Im la ndlichen Raüm müss die Anbindüng an den O PNV massiv aüsgebaüt werden. 1702 

Wir fordern: 1703 

- den Aüf- ünd Aüsbaü des Schienennetzes. Dabei bevorzügen wir den oberirdischen Baü, 1704 
der aüs finanziellen ünd o kologischen Grü nden Tünnel-Lo süngen vorzüziehen ist. 1705 

- den (Wieder-)Aüfbaü von elektrifizierten Straßenbahnnetzen in den Sta dten, die 1706 
vielerorts seit 1945 aüch aüf Drück der Aütoindüstrie dürch Büsse ersetzt würden oder 1707 
ga nzlich entfallen sind. In 26 Kommünen in Frankreich ist dies in den letzten 15 Jahren 1708 
mit großem Erfolg geschehen. 1709 

- die Reaktivierüng von Schienenbüs-Systemen in la ndlichen Regionen 1710 
- Büs- ünd Bahnspüren sowie Ampelanlagen, die aüf den O PNV abgestimmt sind. 1711 
- Taktverdichtüng statt la ngerer Zü ge 1712 
- Mehr Fahrpersonal dürch güte Arbeit, deütliche Erho hüng der Entgelte ünd 1713 

Verbesserüng der Arbeitsbedingüngen. 1714 

Personalmangel fü hrt zü vielen Beeintra chtigüngen im Bahnverkehr wie im O PNV. Die Linke 1715 
steht ohne Wenn ünd Aber solidarisch an der Seite der Bescha ftigten im Nahverkehr. Wir 1716 
ünterstü tzen vorbehaltlos ihre Gewerkschaften ihre Arbeitska mpfe ünd fordern zügleich 1717 
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angemessen bezahlte Tariflo hne fü r alle Bescha ftigten im Verkehrsbereich. Wir begrü ßen, 1718 
befo rdern ünd ünterstü tzen die Züsammenarbeit der Gewerkschaften mit der 1719 
Klimaschützbewegüng. 1720 

Wir fordern klimaneütrale Fahrzeüge, die nicht mehr mit fossilen Brennstoffen betrieben 1721 
werden. In Oberleitüngs- ünd Batteriebüssen nach dem Solinger Modell mit kleinen Akküs, die 1722 
sich an den Haüptstrecken an der Oberleitüng aüfladen ünd aüf den Nebenstrecken ohne 1723 
Oberleitüng im Akkübetrieb fahren, sehen wir den Antrieb der Zükünft. Besonders sinnvoll ist 1724 
dies fü r Sta dte, in denen es bereits Oberleitüngen von Straßenbahnen gibt. 1725 

Züdem setzen wir aüf Wasserstoff-/Brennstoffzellentechnologie, wie sie in Büssen in Ko ln ünd 1726 
Wüppertal eingesetzt wird. Diese Alternative ermo glicht hohe Reichweiten ünd ist vor allem im 1727 
la ndlichen ünd bergigen Bereich sinnvoll. Hier ist ü ber die kommünalen Spitzenverba nde aüf 1728 
eine Verbesserüng der Fo rderrichtlinien fü r alternative Antriebe hinzüwirken, üm die 1729 
Fo rderqüoten fü r andere Antriebsarten aüf die Ho he der Fo rderqüote fü r Elektromobilita t zü 1730 
erho hen. 1731 

Im la ndlichen Raüm, in Stadtrandlagen ünd in Nebenzeiten wollen wir die Einfü hrüng von „On-1732 
Demand-Angeboten“ als Erga nzüng züm Linienverkehr. Insbesondere im Züge der zünehmenden 1733 
Digitalisierüng ko nnen so aüch dü nn besiedelte Regionen mit o ffentlichen Verkehrsmitteln 1734 
bedient werden. 1735 

Mobilita t müss erschwinglich fü r alle sein. Das Deütschlandticket war ein wichtiger Schritt hin 1736 
zür Verbilligüng ünd zür Abschaffüng des Tarifdschüngels. Unser Ziel ist ein steüerfinanzierter, 1737 
kostenloser O PNV. Als U bergangsschritte dahin fordern wir: 1738 

- ein 9-Eüro-Sozialticket als Deütschlandticket, zümindest aber in den Kommünen 1739 
- freie Fahrt fü r Schü ler*innen, Aüszübildende ünd Stüdierende 1740 
- statt Erho hüng schrittweises Absenken des Preises fü r das D-Ticket ünd im Gebiet der 1741 

Verkehrsverbü nde gleiche Mitnahme-Mo glichkeiten wie fü r Abo-Künden. 1742 

Schienenpersonennahverkehr (SPNV) ausbauen 1743 

Da ein Großteil der Pendler*innen aüs dem Umland der Sta dte kommt, wollen wir das Umland 1744 
mit Stadtbahnlinien, mehr Park/Bike&Ride-Pla tzen sowie einem versta rkten Angebot an 1745 
Schnellbüssen an den Knotenpünkten besser an den Nahverkehr anbinden. 1746 

Wo immer es mo glich ist, sollten Stadtbahnlinien verla ngert werden ünd aüch das Umland mit 1747 
erschließen, nach dem Vorbild des „Karlsrüher Modells“. 1748 

Fü r zentral halten wir die Reaktivierüng von regionalen Bahnstrecken. Fü r NRW sind das 60 1749 
Strecken nach wie vor als Bahntrassen gewidmet, mit denen 30 Mittelzentren wieder 1750 
Bahnanschlüss bekommen ko nnen. Das wa re ein Qüantensprüng fü r klimafreündlichen 1751 
Pendelverkehr. 1752 

Fußgänger:innen 1753 

Füßga nger:innen sind die Verkehrsteilnehmer:innen, welche am ha üfigsten bei der 1754 
Verkehrsplanüng vergessen werden – ünd zügleich die schwa chsten. Dabei ist Füßverkehr die 1755 
elementare, gesü ndeste, preiswerteste ünd klimafreündlichste Art der Fortbewegüng. Sie 1756 
ermo glicht Begegnüngen, Gespra che ünd Verweilen im o ffentlichen Raüm – eine wesentliche 1757 
Qüalita t o ffentlichen Lebens. 1758 
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Füßverkehr ist in hohem Maße divers: Alle Altersgrüppen einschließlich 1759 
mobilita tseingeschra nkter ünd blinder Menschen mit ünterschiedlichem Mobilita tsverhalten 1760 
bestimmen gütes Leben im o ffentlichen Raüm. 1761 

Daher fordern wir: 1762 

- Lebenswerte Gestaltüng von Pla tzen ünd Straßen dürch Ba üme, Brünnen beschattete 1763 
Ba nke ünd Spielmo glichkeiten, die züm Flanieren, Spielen oder einfach züm Aüfenthalt 1764 
einladen, nachdem Vorbild der Süpberblocs in Barcelona 1765 

- Innensta dte konseqüent aütofrei gestalten, Neübaügebiete aütoarm planen 1766 
- Bü ndelüng des Kfz-Verkehrs aüf einigen wenigen Straßen. 1767 
- Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit in der Kommüne. 1768 
- Gehwegbreiten von mindestens 2,50 Meter an allen Straßen. 1769 
- Eigene Stellen fü r Füßverkehrsbeaüftragte in den Kommünen mit den Aüfgaben: 1770 

- Dürchfü hrüng von Füßverkehrschecks in Vierteln 1771 
- Prü füng der Stadtentwicklüngs-, Verkehrs- ünd Freiraümplanüngen hinsichtlich 1772 
der Belange des Füßverkehrs 1773 
- Prü füng der Barrierefreiheit fü r alle Füßga nger*innen, insbesondere aüch fü r 1774 
Menschen mit Mobilita tseinschra nküngen ünd Sehbehinderüngen, Kinderwagen 1775 
- Konzeption ünd Entwicklüng einer gesamtsta dtischen Füßverkehrsstrategie, 1776 
von kommünalen Füßverkehrsnetzen; Evalüation, Umsetzüngskontrolle ünd 1777 
Weiterentwicklüng 1778 

Radverkehr 1779 

Das Fahrrad – egal ob mit oder ohne elektrische Versta rküng – ist im Rahmen einer sozial-1780 
o kologischen Mobilita tswende eine zentrale Sa üle. Das Radfahren ist eine eigensta ndige 1781 
Mobilita tsform ünd wichtiges Bindeglied zü den anderen Verkehrsmitteln, insbesondere züm 1782 
o ffentlichen Personennahverkehr. Radfahren ist gesünd, emissionsarm ünd erzeügt kaüm La rm 1783 
bei geringerem Platzbedarf an o ffentlichem Raüm. 1784 

Eine optimale Infrastrüktür macht das Radfahren attraktiver ünd sicherer, bringt mehr 1785 
Menschen aüs dem Aüto aüfs Rad. Unser Ziel ist es, Fahrradroüten fü r den Alltag zü schaffen, 1786 
damit so viele Wege wie mo glich problemlos per Rad erledigt werden ko nnen, nach dem Vorbild 1787 
des „Kopenhagener Modells“. Dürch hochentwickelte Fahrradtechnik sowie die Nützüng 1788 
elektrischer Antriebe sind heüte wesentlich la ngere Wege ünd ho here Lasten mo glich. 1789 

Daher fordern wir 1790 

- Die Sanierüng vorhandener Radwege, damit sie güt befahrbar, eindeütig gekennzeichnet 1791 
ünd von allen Verkehrsteilnehmer:innen bei allen Sichtverha ltnissen eindeütig 1792 
erkennbar sind. Radwege mü ssen saüber, verkehrssicher, güt beleüchtet, im Winter von 1793 
Schnee gera ümt sein ünd dü rfen nicht fremdgenützt werden. An gro ßeren Straßen ist 1794 
eine baüliche Abgrenzüng vom restlichen Straßenverkehr no tig. 1795 

- Den Aüsbaü von Radwegenetzen, Fahrradstraßen ünd Radschnellwege, die miteinander 1796 
ü ber Knotenpünkte verbünden werden. Der Straßenraüm dafü r soll nicht von 1797 
Bü rgersteigen, sondern von Aütospüren genommen werden. 1798 

- Eigene Ampeln ünd eigene Ampelphasen, nach Beispiel der „Oberhaüsener Radwelle“. So 1799 
genannte „Füßtritte“ erleichtern das sichere Stehen mit dem Rad an Haltepünkten wie 1800 
roten Ampeln oder Stoppschildern ünd verbessern den Verkehrsflüss. 1801 
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- O ffentliche Verleihsysteme von Ra dern, die dürch die kommünalen Verkehrsbetriebe 1802 
angeboten werden ünd eine Kombination von O PNV-Tarifen mit Leihradangeboten 1803 
ermo glichen. 1804 

- Mehr Fahrradparkha üser ünd Radstationen an den Bahnhaltestellen, mehr 1805 
Mobilita tsstationen, aüch am Stadtrand, an denen Ra der sowie Leihra der kostenfrei 1806 
abgestellt werden ko nnen. 1807 

Autoverkehr 1808 

Die sozial-o kologische Mobilita tswende kann nür gelingen, wenn wir den motorisierten 1809 
Individüalverkehr stark begrenzen. Denn in Zeiten der Klimakrise gera t diese Form der 1810 
Fortbewegüng an ihre Grenzen, aüch mit E-Aütos. Die aütogerechte Stadt ist ein Konzept von 1811 
vorgestern. 1812 

Wir fordern innerorts 30 Stündenkilometer als Regelgeschwindigkeit. Ho here 1813 
Geschwindigkeiten mü ssen aüsdrü cklich angeordnet werden (beispielsweise aüf großen Ein- 1814 
ünd Aüsfallstraßen einer Stadt). Eine Redüktion der erlaübten Geschwindigkeit aüf 30 km/h 1815 
redüziert die Unfallwahrscheinlichkeit ünd Unfallfolgen La rm- ünd Abgasemissionen drastisch 1816 
ünd ist ein vernü nftiger Schritt hin zü mehr Sicherheit fü r alle am Verkehr beteiligten Personen. 1817 

Viele Straßen ünd Brü cken sind sanierüngsbedü rftig. Daraüf sollten die Finanzmittel in diesem 1818 
Sektor konzentriert werden. Den Aüs- ünd Neübaü von Straßen fü r den Aütoverkehr lehnen wir 1819 
ab. Züdem sollten alle Projekte, welche einen züsa tzlichen Aütoverkehr dürch die Sta dte zür 1820 
Folge haben ko nnen, mit Blick aüf die sozial-o kologische Verkehrswende hinterfragt werden. 1821 

Kommünale Fahrzeügflotten sollen verkleinert ünd von Verbrennüngsmotoren aüf 1822 
klimafreündliche Antriebe ümgerü stet werden. Pkw sollen dürch Dienstfahrra der ersetzt 1823 
werden, wo dies mo glich ist. Kommünale Fahrzeügflotten ko nnen aüch in ein Carsharing-1824 
Angebot eingebracht werden, üm aüch in kleineren Sta dten ünd Gemeinden ohne große 1825 
Anschaffüngskosten Carsharing-Angebote aüfzübaüen. 1826 

Wir setzen üns ein fü r eine Redüzierüng der in der Stellplatzsatzüng vorgeschriebenen 1827 
Stellpla tze insbesondere bei sozialem Wohnüngsbaü ünd in mit dem O PNV güt erreichbarer 1828 
Lage. Gerade Menschen mit wenig Einkommen verfü gen oft ü ber kein eigenes Aüto. Hohe 1829 
Stellplatzanforderüngen bei Neübaüprojekten verteüern diese deütlich ünd stellen so ein 1830 
Hindernis fü r aüsreichend bezahlbaren Wohnraüm dar. 1831 

Güter- und Lieferverkehr 1832 

Gü ter sollen vorrangig aüf der Schiene ünd aüf den Wasserwegen transportiert werden. Dafü r 1833 
mü ssen gro ßere Gewerbegebiete wieder mit Gleisanschlü ssen aüsgestattet werden, finanziert 1834 
dürch nach Gro ße gestaffelten Abgaben der ansa ssigen Betriebe. Neüe, aüfkommensstarke 1835 
Gewerbegebiete dü rfen nür noch mit Gleisanschlüss genehmigt werden. 1836 

Der Lieferverkehr in den Sta dten ist in den vergangenen Jahren geradezü explodiert. Vor allem 1837 
dürch den Aüfschwüng des Online-Handels, doch aüch dürch Lieferdienstangebote von lokalen 1838 
Ma rkten sind Staüs ünd verstopfte Straßen dürch Liefer-Lkws züm gewohnten Bild geworden. 1839 
Im Sinne einer Mobilita tswende müss dieser Lieferverkehr ümgedacht werden ünd Alternativen 1840 
züm Lkw-Chaos gefünden werden. 1841 

Wir fordern die Einrichtüng von Micro-Hübs als innersta dtische Zwischenlager, eine 1842 
Aüslieferüng züm Künden per Lastenfahrrad sowie weiteren o kologisch vertretbaren 1843 
Verkehrsmitteln. 1844 
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Wir fordern, dass ünsere Kommünen nach „bayrischem Vorbild“ alle wieder einen 1845 
zentrümsnahen la rmarmen Gü terbahnhof bekommen. In Bayern haben die ersten Kommünen 1846 
die innersta dtischen Gü terbahnho fe der Deütschen Bahn AG abgekaüft, üm die o kologische wie 1847 
staüvermeidende Versorgüng ihrer Stadt ünd ihrer ortsansa ssigen Betriebe bis ins Zentrüm 1848 
weiterhin zü gewa hrleisten. 1849 

Finanzierungsvorschläge 1850 

Aüf Bündesebene wollen wir die Finanzmittel ümwidmen, weg vom Aüto hin züm o ffentlichen 1851 
Verkehr. Der Bündesverkehrswegeplan 2030 ist ü berwiegend aüf aütozentrierte Projekte 1852 
aüsgerichtet. Er hat ein Gesamtvolümen von 270 Milliarden Eüro, davon 132 Milliarden fü r das 1853 
Aüto. Selbst wenn man davon Sanierüng ünd Unterhalt von Straßen abzieht, gibt es noch viel 1854 
Steüermilliarden, die zügünsten o ffentlicher Verkehre ümgeschichtet werden ko nnen ünd 1855 
mü ssen, züm Beispiel die 30 Milliarden Eüro fü r 850 neüen Aütobahnkilometer bis 2030. 1856 

Aüch in den ja hrlichen Bündeshaüshalten finden sich viele direkte ünd indirekte 1857 
Aütosübventionen, die der Verkehrswende fehlen. Das Umweltbündesamt kam fü r das 1858 
Haüshaltsjahr 2018 aüf laüfende Steüersübventionen fü r den Aüto- ünd Flügverkehr von 1859 
insgesamt 30 Milliarden Eüro. 1860 

Aüf Landesebene wollen wir die Umwidmüng von Finanzmitteln weg vom Straßenneübaü ünd 1861 
der ünsinnigen Sübventionierüng defizita rer Regionalflügha fen hin züm o ffentlichen Verkehr. 1862 

Den Kommünen soll die Erhebüng einer Nahverkehrsabgabe von ortsansa ssigen Betrieben ab 1863 
einer bestimmten Gro ße züm Aüsbaü des O PNV rechtssicher ermo glicht werden. 1864 

1865 
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Thema: Planungspolitik 1866 

Lebenswerte soziale Städte und Regionen mit gleichwertigen Lebensbedingungen 1867 

Die Entwicklüng von Stadt ünd Land verla üft sehr ünterschiedlich. Wa hrend die Großsta dten der 1868 
Rheinschiene, Mü nster ünd Bielefeld stark wachsen, verlieren la ndliche Ra üme in der Peripherie 1869 
massiv an Einwohner:innen. Im Raüm Ko ln ünd Dü sseldorf steigen die Mieten rasant, 1870 
preiswerter Wohnraüm wird zünehmend knapper ünd der Bestand an Sozialwohnüngen ist 1871 
aüfgründ einer viele Jahre vo llig verfehlten Fo rderpolitik des Landes drastisch gesünken. Im 1872 
Raüm Ho xter ünd am Niederrhein hingegen stehen Ha üser leer. 1873 

Aüch zwischen den Ballüngszentren gibt es große Unterschiede. Die vom Niedergang der 1874 
Kohleindüstrie ünd der Rationalisierüng der Stahlindüstrie gepra gten Großsta dte im Rührgebiet 1875 
ünd im ebenfalls altindüstriell gepra gten Bergischen Land schrümpften fast 50 Jahre lang. Erst in 1876 
den letzten Jahren gibt es wieder Wachstüm, vor allem dürch Züwanderüng, Geflü chtete ünd den 1877 
Aüsbaü der Universita ten. Aüch hier wird Wohnraüm immer knapper, die Mieten steigen 1878 
deütlich. 1879 

Linke Kommünalpolitik müss diese Unterschiede berü cksichtigen ünd differenzierte Antworten 1880 
ünd Lo süngsansa tze bieten. Die Linke tritt fü r eine solidarische Stadtentwicklüng ein, fü r 1881 
lebenswerte ünd lebendige Sta dte ünd Regionen fü r alle. Die Ansiedlüng von Unternehmen, der 1882 
Wohnüngsbaü, Freizeit- ünd Erholüngsmo glichkeiten, o ffentliche Einrichtüngen ünd 1883 
Einkaüfsmo glichkeiten mü ssen aüf die Bedü rfnisse aller Einwohner:innen aüsgerichtet sein ünd 1884 
dü rfen nicht den Profitinteressen von Konzernen, Banken ünd Investoren üntergeordnet werden. 1885 

Die Linke ha lt an dem im Gründgesetz verankerten Gründsatz der Schaffüng gleichwertiger 1886 
Lebensbedingüngen fest. Bündes- ünd Landespolitik mü ssen sich daran messen lassen, ünd der 1887 
Landesentwicklüngsplan müss daraüf aüsgerichtet werden. 1888 

Soziale Verwerfungen und Klimakatastrophe erfordern neue, nachhaltige Antworten der 1889 
Stadtplanung 1890 

Die gesellschaftliche Entwicklüng ünd Fragen wie die Klimakatastrophe stellen die 1891 
Stadtentwicklüng vor neüe Anforderüngen. Die Spaltüng der Gesellschaft in Arm ünd Reich hat 1892 
in den letzten Jahren zügenommen. Die Armüt hat sich verfestigt In Großsta dten wie Essen gibt 1893 
es inzwischen Stadtteile, in denen mehr als 50 Prozent der Kinder als arm gelten, wa hrend der 1894 
Bezüg von Bü rgergeld in anderen Stadtteilen kaüm eine Rolle spielt. Die Klimakatastrophe wird 1895 
die Großsta dte in ihren hochversiegelten Kernbereichen teilweise ünbewohnbar machen.  1896 

Gleichzeitig hat sich die Züsammensetzüng der Bevo lkerüng in den letzten Jahrzehnten stark 1897 
vera ndert. 2023 hatten 3,23 Mio. Einwohner:innen in NRW einen aüsla ndischen Pass, das ist ein 1898 
Anteil von fast 18 Prozent. Insgesamt hat güt ein Drittel der Bevo lkerüng in NRW einen 1899 
Migrationshintergründ. Gleichzeitig wird die Bevo lkerüng immer a lter. Aüch hieraüs ergeben 1900 
sich Aüfgaben fü r die kommünale Planüng. Die besonderen Bedü rfnisse von Menschen mit 1901 
internationaler Familiengeschichte mü ssen sta rker berü cksichtigt werden. Barrierefreies 1902 
Wohnen ünd eine güte Erreichbarkeit von Gesündheits- ünd Freizeiteinrichtüngen werden 1903 
immer wichtiger. 1904 

Die Linke setzt sich fü r eine soziale Vielfalt in den Stadtteilen ünd Wohnbezirken ein. Stadtteile 1905 
mit sozialen Problemen mü ssen dürch ein Qüartiersmanagement ünterstü tzt werden, das ihnen 1906 
hilft, soziale Netzwerke aüfzübaüen. Diese Qüartiersarbeit müss daüerhaft gesichert werden. Die 1907 
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Verbesserüng des Wohnümfelds darf nicht zü steigenden Mieten ünd zür Vertreibüng von 1908 
Bewohner:innen fü hren. 1909 

Als Antwort aüf die Erhitzüng der Sta dte Mü ssen mehr Freifla chen erhalten ünd geschaffen 1910 
werden. Wir braüchen mehr Grü n. Der Fla chenverbraüch ünd die Versiegelüng neüer Fla chen 1911 
mü ssen gestoppt werden. Bei der sta dtischen Baüleitplanüng hat der Umbaü im Bestand fü r Die 1912 
Linke Vorrang, ebenso die Verdichtüng bereits bebaüter Fla chen, ünter Berü cksichtigüng des 1913 
lokalen Freiraümbedarfs ünd der stadtklimatischen Anforderüngen. Die nicht nür im Rührgebiet 1914 
großen altindüstriellen, züm Teil seit Jahrzehnten brach liegenden Fla chen bieten hier aüch 1915 
Chancen: Ein großer Teil des Fla chenbedarfs kann hieraüs gedeckt werden, sofern Altlasten 1916 
entfernt werden. Sie müss vom Land sta rker gefo rdert werden, ebenso ein Gründstü cksfonds, 1917 
der die Kommünen beim Erwerb ünd der Transformation brachliegender Fla chen ünterstü tzt. 1918 

Der Einzelhandel müss vor allem angesichts wachsender Probleme mit dem Individüalverkehr 1919 
eine qüartiersnahe Versorgüng gewa hrleisten. Daher lehnt Die Linke Einkaüfszentren aüf der 1920 
„grü nen Wiese“ ab. Das Problem der abends „toten“ Innensta dte kann nür dürch eine Belebüng 1921 
des Wohnens ünd eines breiten Kültürangebots in den Innensta dten gelo st werden – aüch wenn 1922 
Kaüfha üser ünd Bü rogeba üde mehr Rendite versprechen. Mehr Sonntagso ffnüngen helfen hier 1923 
nicht. Des Weiteren sind sta rkere Eingriffsmo glichkeiten der Sta dte gegen Spekülation no tig. 1924 

Eine nachhaltige Politik fü r die soziale ünd o kologische Transformation kann dabei dürchaüs an 1925 
breiter akzeptierten Vorgaben anknü pfen. Dazü geho ren die „Leipziger Erkla rüng“, vor allem 1926 
aber die Nachhaltigkeitsziele der UNO. Diese Ziele, die Süstainable Development Goals (SDGs) 1927 
sind eine güte Gründlage zür Steüerüng von Tansformationsprozessen ünd ümfassen soziale, 1928 
integrative, o konomische, o kologische ünd demokratische Ziele. Die Linke ist dafü r, dass diese 1929 
Ziele viel sta rker in der Kommünalpolitik ümgesetzt werden. 1930 

Nicht zületzt ist Die Linke fü r mehr Beteiligüng der Einwohner:innen gerade aüch in Fragen der 1931 
Stadtplanüng ünd Stadtentwicklüng. Viele Großprojekte fü hren zü Aüseinandersetzüngen, viele 1932 
Bebaüüngspla ne werden beklagt. Ein Mittel dagegen ist eine bessere, ü ber die Regelüngen des 1933 
Baügesetzbüches hinaüsgehende Beteiligüng vor der Entscheidüng ü ber die Planüng von 1934 
Vorhaben. Bü rger:innen-Workshops, gemeinsame offene Disküssions- ünd Planüngsprozesse 1935 
ko nnen ünter dem Strich manchmal sogar Prozesse beschleünigen ünd Rechtsstreitigkeiten 1936 
vermeiden. Verfahren selbst mü ssen sta rker als bisher aüf einen Aüsgleich der Interessen 1937 
aüsgerichtet werden ünd weniger aüf die Dürchsetzüng der Interessen von Investoren. 1938 

Die Linke fordert: 1939 

- Erweiterüng der Bü rgerbeteiligüngsmo glichkeiten bei Fla chennützüngsplan- ünd 1940 
Bebaüüngsplanverfahren 1941 

- Einschra nküng des Fla chenverbraüchs dürch Vorrang fü r Baüen im Bestand ünd 1942 
Innenverdichtüng – Begrenzüng von Baümaßnahmen im Aüßenbereich 1943 

- Aüsloten von Nachverdichtüngsmo glichkeiten, besonders in Wachstümsregionen 1944 

- Sta rkere Unterstü tzüng bei energetischer Sanierüng 1945 

- Vielfa ltige Stadtqüartiere mit ünterschiedlichen soziale Lebenswelten 1946 

- Unterstü tzüng von Programmen wie „Soziale Stadt“ ünd „Stadtümbaü West“ 1947 

- Aüsweitüng des Qüartiersmanagements in benachteiligten Stadtteilen 1948 
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- Einrichtüng von Gestaltüngsbeira ten aüs ünabha ngigen Expert:innen, die bei allen 1949 
gro ßeren Projekten ünd nach Bedarf beraten 1950 

- Fo rderüng von Mehrgenerationen-Wohnprojekten ünd Wohnprojekten fü r a ltere 1951 
Menschen 1952 

- Keine Einkaüfszentren aüf der „grü nen Wiese“ 1953 

- Wiederbelebüng von Innensta dten dürch Kültür- ünd Wohnprojekte 1954 

- Nützüng von kommünalen Fla chen gründsa tzlich dürch Erbpacht statt Verkaüf 1955 

- Kommünaler, vom Land NRW ünd der EU gefo rderter Bodenfonds insbesondere fü r die 1956 
Umwandlüng von altindüstriellen Fla chen zü neüer Nützüng 1957 

- Anwendüng der Nachhaltigkeitsziele SDGs der UNO bei kommünalen Entscheidüngen 1958 

- Fo rderüng des Denkmalschützes 1959 

- Entwicklüng von Mindeststandards fü r Infrastrüktür im la ndlichen Raüm 1960 

Für eine demokratische und soziale Regionalentwicklung 1961 

Die wachsenden Gegensa tze zwischen Stadt ünd Land sowie Arm ünd Reich fü hren zü einer 1962 
sta rkeren Bedeütüng der regionalen Entwicklüng. Kommünale Aüfgaben lassen sich oft 1963 
innerhalb einer einzelnen Stadt oder eines Landkreises nicht mehr bewa ltigen. Fü r die 1964 
Daseinsvorsorge, etwa in der Strom-, Gas- ünd Wasserbereitstellüng oder Abfallentsorgüng, ist 1965 
oft regionale Kooperation erforderlich. 1966 

Die Linke sieht in der weiteren Regionalisierüng kommünaler Aüfgaben einen Weg zür 1967 
U berwindüng der wachsenden Gegensa tze zwischen Stadt ünd Land ünd fü r die Schaffüng 1968 
gleichwertiger Lebensbedingüngen. Die Voraüssetzüngen fü r die Entwicklüng regionaler 1969 
Züsammenarbeit mü ssen vom Land gesta rkt werden. 1970 

Die aktüellen Verwaltüngsstrüktüren in Nordrhein-Westfalen spiegeln diese Entwicklüngen 1971 
bisher nür ünzüreichend wider. Wichtige A nderüngen gab es nür dürch die Sta rküng des 1972 
Regionalverbandes Rühr (RVR) ünd die Bildüng der Sta dteregion Aachen. Fü r beides hat sie sich 1973 
stark gemacht, nicht zületzt aüch fü r die Direktwahl des „Rührparlaments“. 1974 

Die Linke stellt sich gegen eine Politik der Standortkonkürrenz ünd fü r die Sta rküng der 1975 
Züsammenarbeit von Kommünen. Die politischen Strüktüren ünd der Züschnitt der 1976 
Mittelinstanzen mü ssen ü berprü ft ünd der Entwicklüng einer zünehmend vernetzten Region 1977 
angepasst werden. 1978 

Für einen lebenswerten ländlichen Raum 1979 

In den la ndlichen Regionen wird das Leben aüch in NRW zünehmend schwieriger. Die 1980 
Infrastrüktür ist oft mangelhaft, Kleinsta dte verkommen zü schlichten Schlafsta dten ohne 1981 
aüsreichende Infrastrüktür. Viele Do rfer leiden ünter fehlendem Anschlüss an das o ffentliche 1982 
Verkehrsnetz, wenig Einkaüfsmo glichkeiten ünd schlechtem Zügang zü Gesündheitsversorgüng 1983 
ünd kültürellen Angeboten. 1984 

Die Linke setzt sich fü r eine gleichwertige, an den Bedü rfnissen der Menschen orientierte ünd 1985 
nachhaltige Entwicklüng des la ndlichen Raüms ein. Eine aüsreichende Versorgüng vor Ort müss 1986 
gewa hrleistet werden, aüch mit A rzten, Freizeiteinrichtüngen ünd Internet. Eine solche 1987 
Infrastrüktür müss von den Kommünen gesichert werden. Dabei ko nnen aüch von den 1988 
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Einwohner:innen getragene Konzepte oder Genossenschaften helfen. Das beinhaltet den 1989 
schnellen Aüsbaü des Internet-Breitbandes, die Sicherstellüng der Gesündheitsversorgüng dürch 1990 
die o ffentliche Hand ünd die Fo rderüng von Kültür-, Sport-, Freizeit- ünd gastronomischen 1991 
Angeboten im la ndlichen Raüm. 1992 

1993 
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Thema: Queerpolitik 1994 

Die Linke NRW setzt sich konseqüent fü r die Rechte ünd die Sichtbarkeit qüeerer Menschen in 1995 
allen Lebensbereichen ein. Qüeerpolitik ist ein zentraler Bestandteil ünserer Vision einer 1996 
sozialen ünd gerechten Gesellschaft. Kommünen sind entscheidend, üm vor Ort fü r 1997 
Gleichberechtigüng, Schütz vor Diskriminierüng ünd Zügang zü Ressoürcen zü sorgen. Unser Ziel 1998 
ist eine Kommüne, in der alle Menschen ünabha ngig von ihrer sexüellen Orientierüng oder 1999 
Geschlechtsidentita t ein sicheres ünd respektiertes Leben fü hren ko nnen. 2000 

Unsere Qüeerpolitik begrenzt sich dabei nicht aüf bloße Fragen von Repra sentation. Wir wollen 2001 
die soziale Lage qüeerer Menschen verbessern.  2002 

Trotz Fortschritten in der rechtlichen Gleichstellüng, beispielsweise dürch das 2003 
Selbstbestimmüngsgesetz, sind qüeere Menschen wieder versta rkt Diskriminierüng ünd Gewalt 2004 
aüsgesetzt. Befeüert dürch die rechtsextreme AFD greifen aüch Parteien wie CDU ünd FDP 2005 
immer ha üfiger zü qüeerfeindlicher Rhetorik.  2006 

Wir setzen uns kommunal ein für:  2007 

- Kommünale qüeere Aktionspla ne mit verbindlichen Maßnahmen, sowie finanzieller ünd 2008 
personeller Aüsstattüng. Diese sollen in Züsammenarbeit mit qüeeren Organisationen, 2009 
Beratüngsstellen ünd der Zivilgesellschaft entwickelt werden. Ziel ist es, Maßnahmen zür 2010 
Fo rderüng der Gleichberechtigüng, züm Schütz vor Diskriminierüng ünd zür Schaffüng 2011 
von inklüsiven Strüktüren systematisch in den Kommünen zü verankern.  2012 

- Einrichtüng ünd finanzielle, wie personelle Absicherüng kommünaler Beratüngs- ünd 2013 
Antidiskriminierüngsstellen.  2014 

- Qüeere Mindeststrüktüren gerade im la ndlichen Raüm aüfbaüen ünd sichern. Qüeere 2015 
Beratüngsstellen, Aidshilfen ünd Jügendangebote mü ssen gerade dort mit dem O PNV 2016 
erreichbar sein. 2017 

- Fo rderüng von Bildüngsprogrammen zür Sensibilisierüng. Aüfkla rüng ünd 2018 
Sensibilisierüng sind Gründpfeiler fü r eine diskriminierüngsfreie Gesellschaft. Wir 2019 
fordern Programme zür Schülüng von Lehrkra ften, Beho rden ünd o ffentlichen 2020 
Einrichtüngen, üm diskriminierendes Verhalten ünd Vorürteile abzübaüen. Qüeer 2021 
freündliche Schülprojekte ünd Veranstaltüngen in kommünalen Bildüngseinrichtüngen 2022 
sollen finanziell ünd organisatorisch ünterstü tzt werden. 2023 

- Eine qüalifizierte Weiterbildüng von Kontaktstellen ünd Vertraüenslehrkra ften in 2024 
Schülen ünd Berüfsschüle 2025 

2026 
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Thema: Senior:innenpolitik 2027 

Für lebenswerte Kommunen auch im Alter 2028 

Der demographische Wandel erfordert einen Bewüsstseinswechsel im Umgang mit kommünaler 2029 
Seniorenpolitik, dem Alter ünd seinen Potentialen. Kommünale Senior:innenpolitik braücht 2030 
einen ho heren Stellenwert im politischen Alltag. 2031 

Kommünale Senior:innenpolitik ist dabei mehr als Daseinsvorsorge ünd Bezüschüssüng von 2032 
Alteneinrichtüngen. Es geht darüm, den Senior:innen  ümfassende gesellschaftliche ünd 2033 
kültürelle Teilhabe zü ermo glichen ünd Voraüssetzüngen zü schaffen, ihre Potentiale ünd 2034 
Lebenserfahrüngen gesellschaftlich einzübringen. 2035 

Insbesondere geht es aüch darüm, der weit verbreiteten Einsamkeit entgegenzütreten.  2036 

Senior:innenpolitik ist eine Qüerschnittsaügabe. In allen Politikbereichen geht es dabei darüm, 2037 
folgende Pünkte zü beachten:  2038 

1. Förderung von Teilhabe und Mitbestimmung: Schaffüng von Plattformen, in denen 2039 
Senior:innen aktiv in die Planüng ünd Entscheidüngsprozesse kommünaler Projekte 2040 
einbezogen werden. Dazü geho ren regelma ßige Bü rgerforen ünd Workshops. 2041 

2. Stärkung der Netzwerke: Einrichtüng von Netzwerkbü ros in jeder Kommüne, welche 2042 
die Züsammenarbeit zwischen sozialen Einrichtüngen, Selbsthilfegrüppen ünd 2043 
ehrenamtlichen Helfer:innen fo rdern. Diese Bü ros sollten als zentrale Anlaüfstellen fü r 2044 
Senior:innen dienen. 2045 

3. Zugang zu kulturellen und sozialen Angeboten: Entwicklüng von Programmen, die 2046 
a lteren Menschen den Zügang zü kültürellen ünd sozialen Aktivita ten erleichtern, z. B. 2047 
dürch kostenfreie oder vergü nstigte Eintrittspreise ünd spezielle Veranstaltüngen. 2048 

4. Barrierefreie Infrastruktur: Verbesserüng der baülichen Infrastrüktür, üm o ffentliche 2049 
Pla tze, Verkehrsmittel ünd Geba üde barrierefrei zü gestalten, damit Senior:innen 2050 
üneingeschra nkten Zügang zü allen Lebensbereichen haben. 2051 

5. Gemeinschaftliche Wohnprojekte: Fo rderüng von gemeinschaftlichen Wohnprojekten 2052 
ünd genossenschaftlichem Wohnen, die aüf die Bedü rfnisse a lterer Menschen 2053 
aüsgerichtet sind ünd sozialen Züsammenhalt sta rken. 2054 

6. Stärkung der häuslichen Pflege: Aüsbaü von Unterstü tzüngsangeboten fü r pflegende 2055 
Angeho rige sowie finanzielle Hilfen fü r die ha üsliche Pflege, üm die Lebensqüalita t von 2056 
Senior:innen zü verbessern ünd ihre Selbststa ndigkeit zü fo rdern. 2057 

7. Bildungsangebote des lebenslangen Lernens: Einrichtüng von Bildüngs- ünd 2058 
Fortbildüngsprogrammen, die speziell aüf die Interessen ünd Bedü rfnisse a lterer 2059 
Menschen zügeschnitten sind, üm lebenslanges Lernen zü ermo glichen. 2060 

8. Ehrenamtsförderung: Fo rderüng von ehrenamtlichem Engagement dürch Schülüngen, 2061 
finanzielle Anreize ünd Anerkennüngsprogramme, üm Senior:innen die Mo glichkeit zü 2062 
geben, sich aktiv in die Gemeinschaft einzübringen. 2063 

9. Intergenerationaler Austausch: Initiativen zür Fo rderüng des Dialogs ünd der 2064 
Züsammenarbeit zwischen Jüng ünd Alt, z. B. dürch gemeinsame Projekte, 2065 
Veranstaltüngen oder Mentor:innenprogramme. 2066 
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10. Soziale Beratung und Unterstützung: Aüsbaü von Beratüngsstellen, die Senior:innen in 2067 
Fragen der sozialen Sicherheit, Gesündheitsversorgüng ünd finanziellen Unterstü tzüng 2068 
ümfassend beraten ünd begleiten. 2069 

Diese Maßnahmen sollten aüf eine inklüsive, gerechte ünd solidarische Gesellschaft abzielen, die 2070 
die Potenziale a lterer Menschen anerkennt ünd fo rdert. 2071 

2072 
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Thema: Sozialpolitik 2073 

Für ein soziales Miteinander in den Kommunen 2074 

Die soziale Spaltüng zwischen Arm ünd Reich wird immer tiefer, innerhalb der Sta dte sowie 2075 
zwischen Stadt ünd Land. Wa hrend marginalisierte Stadtviertel sowie viele kleinere ünd mittlere 2076 
Sta dte in strüktürschwachen Gebieten von Vernachla ssigüng ünd Mangel an sozialer 2077 
Infrastrüktür gepra gt sind, bilden sich andernorts dürch Aüfwertüng ünd Verdra ngüng 2078 
abgeschottete Wohlstandsinseln (Gentrifizierüng). Strüktürschwache Regionen leiden ünter dem 2079 
ersatzlosen Abbaü ihrer Indüstriearbeitspla tze, enormen Kaüfkraftverlüsten ünd der 2080 
Abwanderüng ihrer Bewohner:innen. 2081 

In den wachsenden Sta dten ünd ihrem Umland ist der Mangel an bezahlbarem Wohnraüm fü r 2082 
viele Menschen zü einer existenziellen Frage geworden. Große Teile der Innensta dte werden 2083 
privat bewirtschaftet oder befinden sich sogar komplett in Privatbesitz. Viele o ffentliche Ra üme 2084 
werden zü Konsümmeilen ünd Sicherheitszonen, oft ümrahmt von gesichtsloser Architektür. Fü r 2085 
all jene, die nicht konsümieren wollen oder ko nnen, gibt es immer weniger Platz. 2086 

Bünd ünd La nder investieren Milliarden in Prestigeobjekte ünd vernachla ssigen gleichzeitig die 2087 
Weiterentwicklüng attraktiver ünd lebenswerter Wohnorte. Die Schwa chüng der o ffentlichen 2088 
Finanzen, insbesondere in den Kommünen, fü hrt zü Einsparüngen bei sozialen Projekten. 2089 
Investitionen in die Daseinsvorsorge fehlen. 2090 

Doch mit der einseitigen Aüsrichtüng aüf Wirtschaftsfo rderüng, privaten Wohnüngsbaü ünd 2091 
Qüartiersaüfwertüng sind die falschen Rahmenbedingüngen gesetzt worden: Die Chancen des 2092 
Stadtümbaüs hin zü einer o kologischen, energieeinsparenden ünd sozialvertra glichen Wende 2093 
der Stadtentwicklüng ünter breiter Beteiligüng ünd Mitbestimmüng der Bewohner*innen 2094 
werden nür üngenü gend genützt. In einigen Projektgebieten ist die Stimmüng besser, das 2095 
Wohnümfeld baülich scho ner geworden, die sozialen Probleme aber sind weitergewachsen. 2096 

Die Linke fordert und unterstützt: 2097 

- Die Sta rküng der Mitbestimmüngsrechte der Einwohner:innen in allen politischen 2098 
Fragen 2099 

- Die Selbstorganisation dürch bspw. Mieterinitiativen der Einwohner*innen 2100 
- Die Gewa hrleistüng einer qüalitativ hochwertigen Daseinsvorsorge in o ffentlicher Hand; 2101 

dies gilt fü r den Verkehr, die soziale Infrastrüktür fü r Kinder, Familien ünd Senior*innen, 2102 
Gesündheitsdienste, Beratüngsstellen ü. v. m. 2103 

- Den Baü bezahlbarer kommünaler Wohnüngen 2104 
- Die Gründversorgüng aller Einwohner*innen in Bezüg aüf Strom, Heizüng, Gas ünd 2105 

Wasser müss gewa hrleistet sein 2106 
- Die sozialen Sicherüngssysteme mü ssen weiter aüsgeweitet werden, üm Lü cken der 2107 

sozialen Infrastrüktür zü schließen 2108 
- Eine sozialraümorientierte Politik, welche etwa mit Qüartiersmanagement, O PNV-2109 

Entwicklüng ünd Vernetzüng die Lebensbedingüngen in Stadtteilen ünd Qüartieren vor 2110 
Ort mü ssen verbessert 2111 

Vor Ort in der Kommune gibt es viele Möglichkeiten, sozialer Benachteiligung 2112 
entgegenzuwirken: 2113 

- Die Schaffüng sozialversicherüngspflichtiger Arbeitsverha ltnisse mit güten Lo hnen, von 2114 
denen Menschen leben ko nnen, ohne aüf aüfstockende Leistüngen angewiesen zü sein.  2115 
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- Der Aüsbaü ünd die kostenlose Nützüng des o ffentlichen Nahverkehrs, im ersten Schritt 2116 
zümindest fü r alle Personen ünter 18 Jahren, Schü ler*innen, Aüszübildende sowie 2117 
Rentner:innen , Bü rgergeld- ünd Gründsicherüngsbezieher:innen 2118 

- Die Schaffüng neüer Angebote schaffen der kommünalen Daseinsvorsorge, wie z. B. 2119 
kommünale Sozialpa sse fü r Müseen, Schwimmba der ünd Sozialtarife fü r Strom ünd Gas 2120 

- Die Lehrmittelfreiheit ünd kostenloses Mittagessen in Tageseinrichtüngen ünd an allen 2121 
Schülen 2122 

- Die regelma ßige Erstellüng eines Armütsberichts in den Kreisen ünd kreisfreien Sta dten 2123 
dürch die o ffentliche Hand 2124 

- Der Erhalt ünd Aüsbaü o ffentlich finanzierter sozialer Beratüngsstellen, z. B. 2125 
Erwerbslosenzentren, Schüldnerberatüngen, AIDS-Hilfen, ambülante Süchthilfe ünd 2126 
Schwangerschaftskonflikt-Beratüngsstellen sowie Beratüngsstellen fü r Geflü chtete 2127 
Menschen  2128 

- Die Sta rküng von Bü rgerzentren 2129 
- Die weitere Fo rderüng von Verbraücherschützzentralen mit einer aüsreichenden 2130 

personellen Aüsstattüng 2131 
- Die Aüsweitüng von Beratüngs- ünd Unterstü tzüngsangeboten fü r Menschen, die von 2132 

Wohnüngs- oder Obdachlosigkeit betroffen sind 2133 

2134 
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Thema: Sportpolitik 2135 

Sport als Grundlage für Gesundheit, Inklusion und gesellschaftlichen Zusammenhalt 2136 

Sport ist mehr als nür Bewegüng – er fo rdert Gesündheit, sta rkt den Gemeinschaftssinn ünd ist 2137 
ein zentraler Bestandteil kültüreller Teilhabe. Von der frü hkindlichen Bewegüngserziehüng ü ber 2138 
den Schülsport ünd das Training wa hrend der Berüfsjahre bis hin zü Angeboten fü r SeniorInnen: 2139 
Sport schafft Begegnüng ünd Entwicklüngsmo glichkeiten ü ber alle Lebensphasen hinweg. 2140 

Fast 30 % der Menschen in Deütschland sind Mitglied in einem Sportverein, ünd viele treiben 2141 
darü ber hinaüs regelma ßig Sport. Sportvereine sind in vielen Kommünen Nordrhein-Westfalens 2142 
die mitgliedersta rksten Gemeinschaften ünd erfü llen wichtige Aüfgaben – von der Fo rderüng 2143 
von Toleranz ünd sozialem Miteinander bis zür Gewaltpra vention. Dies ünterstreicht den hohen 2144 
gesellschaftlichen Wert des Sports. 2145 

Die Linke setzt sich fü r eine inklüsive Sportlandschaft ein, die allen Menschen züga nglich ist ünd 2146 
barrierefreie Angebote bietet. Wir wollen Sportangebote fü r alle Geschlechter ünd 2147 
Altersgrüppen. Alle Menschen mü ssen die Chance erhalten, schwimmen als wichtige 2148 
U berlebenstechnik zü erlernen. 2149 

Die Linke setzt sich ein fü r eine gerechte Sportfo rderüng. Denn die Fo rderüng von 2150 
Sportangeboten ist wichtig fü r: 2151 

- Die Sta rküng der Perso nlichkeitsentwicklüng ünd des Gemeinschaftssinns, 2152 
- Die Fo rderüng von Gesündheit ünd Pra vention, 2153 
- Den Erhalt ünd Aüsbaü des gesellschaftlichen Züsammenhalts. 2154 

Unsere Forderungen für eine solidarische Sportlandschaft: 2155 

 1. Sta rküng des Ehrenamts: Ehrenamtliches Engagement müss gesellschaftlich 2156 
anerkannt ünd gefo rdert werden, da es wesentlicher Bestandteil der Sportvereine ist. 2157 

 2. Fo rderrichtlinien gemeinsam erarbeiten: Mit den Sportvereinen ünd Sportbü nden 2158 
sollen kommünale Fo rderrichtlinien gestaltet werden, üm bedarfsorientierte Fo rderüng zü 2159 
gewa hrleisten. 2160 

 3. Kommünale Sport- ünd Schwimmsta tten: O ffentliche Sporteinrichtüngen wie Hallen, 2161 
Pla tze ünd Schwimmba der mü ssen erhalten, modernisiert ünd bei Bedarf erweitert oder neü 2162 
gebaüt werden. 2163 

 4. Gemeinnü tzige Gesündheitszentren: Kommünen sollten Gesündheitszentren fo rdern 2164 
ünd finanzieren, die allen Menschen züga nglich sind ünd besonders aüch Menschen mit 2165 
ko rperlichen Beeintra chtigüngen ünterstü tzen. 2166 

Unsere Ziele für eine gerechte Sportförderung: 2167 

Die Linke fordert eine kommünale Sportpolitik, die: 2168 

- den kostenlosen Eintritt in Schwimmba der ünd vergü nstigte Sozialtarife fü r 2169 
Transferleistüngsbeziehende sicherstellt, 2170 

- Nützüngsgebü hren fü r Sportvereine im Breitensport abschafft, 2171 
- den barrierefreien Zügang zü wohnortnahen Sportsta tten fü r alle gewa hrleistet, 2172 
- die Teilhabe von Fraüen ünd Ma dchen dürch spezifische Angebote wie 2173 

Selbstverteidigüngskürse fo rdert, 2174 
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- kommünale Fo rderüng fü r gemeinnü tzige Gesündheitszentren schafft, die Menschen jeden 2175 
Alters, insbesondere Berüfsta tige, Senior:innen, Migrantinnen ünd Menschen mit 2176 
Behinderüngen erreichen, 2177 

- transparente Sportentwicklüngs- ünd Investitionspla ne gemeinsam mit Sportvereinen ünd 2178 
-bü nden aüfstellt, 2179 

- Projekte ünd Vereine mit hohem Anteil an Kindern, Jügendlichen, Migrant:innen ünd 2180 
einkommensschwachen Menschen besonders fo rdert, 2181 

- kommünale Unterstü tzüng bei Fo rderantra gen an Land ünd Bünd bereitstellt, 2182 
- eine „Initiative Vereinssport“ aüflegt, üm Kindern bei Schüleintritt ein Jahr Mitgliedschaft 2183 

im Sportverein zü finanzieren, 2184 
- das Ehrenamt wertscha tzt ünd als gesellschaftlich wichtige Arbeit im Rahmen o ffentlicher 2185 

Maßnahmen fo rdert; steüerliche Entlastüngen fü r ehrenamtlich Ta tige, wie eine 2186 
Kilometerpaüschale, werden dabei angestrebt, 2187 

- den Erhalt ünd Aüsbaü von Anlagen fü r Trendsportarten wie Skaten ünd Parcoürs 2188 
ünterstü tzt, 2189 

- die Fo rderüng von Fanprojekten zür Gewaltpra vention sicherstellt ünd eng mit 2190 
Sportvereinen züsammenarbeitet. 2191 

2192 
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Thema: Wirtschafts- und Finanzpolitik 2193 

Für eine kommunale Wirtschafts- und Finanzpolitik, die den Menschen dient 2194 

Seit Jahren ist zü beobachten, wie die neoliberale Wirtschaftspolitik aüch aüf kommünaler Ebene 2195 
zünehmend negative Aüswirküngen zeigt. O ffentliche Einrichtüngen werden geschlossen, die 2196 
Infrastrüktür verfa llt ünd die Sta dte ünd Gemeinden sind mit immer ho heren Schülden belastet. 2197 

Die Verantwortüng fü r diese Sitüation liegt bei einer Politik, die den Interessen von Konzernen 2198 
ünd Großinvestor:innen folgt, anstatt die Bedü rfnisse der Menschen vor Ort in den Mittelpünkt 2199 
zü stellen. Nachdem viele Kommünen jahrelang aüf Privatisierüng gesetzt haben, ist zwar la ngst 2200 
erwiesen, dass die Privatisierüng kommünaler Aüfgaben keineswegs bessere Leistüngen bringt 2201 
ünd sich in der Regel nür aüf dem Rü cken der Bescha ftigten „rechnet“. Trotzdem nimmt der 2202 
Drück zür Privatisierüng wieder zü, da die finanziellen Spielra üme der Kommünen schrümpfen. 2203 

Schon 2023 scha tzten 348 der 396 Sta dte ünd Gemeinden in NRW ihre finanzielle Lage fü r 2024 2204 
sehr schlecht oder eher schlecht ein ünd erwarten sogar eine weitere Verschlechterüng ihrer 2205 
Finanzsitüation in den kommenden fü nf Jahren. Bereits 2023 konnten nür noch 73 Kommünen 2206 
ihren Haüshalt strüktürell aüsgleichen ünd 2028 werden 240 Kommünen in NRW ihre 2207 
finanziellen Reserven vo llig aüfgebraücht haben, wenn es so weitergeht. Die seit Jahrzehnten 2208 
bestehende Praxis der Unterfinanzierüng der Kommünen dürch das Land ünd nicht 2209 
kompensierter Aüfgabenzüweisüngen des Bündes müss endlich beendet werden.  2210 

Es zeichnet sich züdem ab, dass aüf die Sta dte ünd Gemeinden dürch massive Aüfrü stüng noch 2211 
weitere Einschnitte der o ffentlichen Daseinsvorsorge ünd Infrastrüktür zükommen. In dieser 2212 
Aüseinandersetzüng wird die Linke eine starke Gegenstimme sein, die den Züsammenhang von 2213 
Aüfrü stüng ünd dem Abbaü sozialer Infrastrüktür benennt. 2214 

Solange diese gründlegenden Reformen der kommünalen Finanzierüng nicht ümgesetzt sind, 2215 
beteiligt sich Die Linke nicht an dürch angebliche Sachzwa nge diktierten Kü rzüngshaüshalten, 2216 
aüch nicht, üm ein Abrütschen in den Nothaüshalt zü verhindern. Dürch derartige 2217 
Anstrengüngen der Kommünen wird letztlich nür der Drück aüf Land ünd Bünd, endlich zü einer 2218 
dürchgreifenden Reform der Kommünalfinanzen zü kommen ünd das Konnexita tsprinzip 2219 
einzühalten, erheblich vermindert 2220 

Die Linke fordert einen gründsa tzlichen Wandel in der kommünalen Wirtschafts- ünd 2221 
Finanzpolitik. Unser Ziel ist eine Wirtschaft, die den Menschen dient, 2222 
sozialversicherüngspflichtige Bescha ftigüng sichert, den sozialen Züsammenhalt sta rkt ünd 2223 
o kologische Nachhaltigkeit gewa hrleistet. Wir setzen aüf solidarische ünd demokratische 2224 
Lo süngen, die den o ffentlichen Sektor sta rken ünd zügleich eine gerechte Finanzierüng 2225 
ermo glichen. 2226 

Forderungen der Linken für eine gerechte und nachhaltige kommunale Wirtschafts- und 2227 
Finanzpolitik: 2228 

1. Soziale ünd demokratische Wirtschaft 2229 

• Die Kommünen sollen eine aktive Rolle in der wirtschaftlichen Entwicklüng 2230 
ü bernehmen, wobei der Foküs aüf sozialer Gerechtigkeit, o kologischer Nachhaltigkeit 2231 
ünd demokratischer Mitbestimmüng liegt. 2232 

• O ffentliche Betriebe, die dem Gemeinwohl dienen, sollen aüsgebaüt werden, 2233 
insbesondere in den Bereichen Energieversorgüng, Wohnen ünd Daseinsvorsorge. 2234 
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• Die Einschra nküngen der Züla ssigkeit von wirtschaftlicher Beta tigüng der Kommünen in 2235 
Art. 107 Gemeindeordnüng NRW mü ssen aüfgehoben werden. 2236 

2. Sta rküng der kommünalen Finanzen 2237 

• Die Linke fordert eine deütliche Erho hüng des kommünalen Anteils am 2238 
Steüeraüfkommen des Landes NRW von derzeit 23 Prozent aüf 28 Prozent, die zü Beginn 2239 
der 80er Jahre erreicht würden.  2240 

• Eine Reform der Gewerbesteüer hin zü einer Gemeindewirtschaftssteüer soll private 2241 
Einkü nfte in den Kommünen erfassen ünd zü einer ja hrlichen Mehreinnahme von 25 2242 
Milliarden Eüro fü hren. 2243 

• Die Gründsteüer ist neben der Gewerbesteüer die einzige bündeseinheitlich geregelte, 2244 
origina re Kommünalsteüer, bei der Sta dte ünd Gemeinden ü ber ein eigensta ndiges 2245 
Hebesatzrecht verfü gen. Die dürch das Urteil des Bündesverfassüngsgerichts vom 10. 2246 
April 2018 erzwüngene Reform der Gründsteüer müss drei Fünktionen erfü llen: Erstens 2247 
ist die Steüerlast sozial gerecht zü verteilen. Da ünter den heütigen Umsta nden die Frage 2248 
des aüsreichenden ünd bezahlbaren Wohnraüms eine der wichtigsten sozialen Fragen in 2249 
Ballüngsgebieten ist, darf eine Reform der Gründsteüer Mieterinnen ünd Mieter nicht 2250 
züsa tzlich belasten. Nichtprofitorientierte Wohnüngsünternehmen sollen von der 2251 
Gründsteüer befreit werden. Zweitens sind Kommünen vor Steüeraüsfa llen zü schü tzen, 2252 
indem die Gründsteüer verfassüngsfest aüsgestaltet wird. Dabei ist die Soüvera nita t der 2253 
Kommünen derart zü gewa hrleisten, dass sie dürch ein kommünales Hebesatzrecht fü r 2254 
eine Aüfkommensneütralita t der Gründsteüerreform aüf Gemeindeebene sorgen ko nnen. 2255 
Um einen Impüls zür Beka mpfüng von Gründstü cksspekülation zü setzen, mü ssen 2256 
ünbebaüte aber baüreife Gründstü cke bei Bedarf sta rker belastet werden. Die 2257 
Regelüngen in NRW belasten die Wohngründstü cke deütlich sta rker als 2258 
Gescha ftsgründstü cke. Um diese sta rkere Belastüng von Wohngründstü cke zü 2259 
vermeiden, hat das Land NRW per Gesetz den Sta dten die Mo glichkeit gegeben, die 2260 
Hebesa tze der Gründsteüer B fü r Wohn- ünd Gescha ftsgründstü cke zü differenzieren. 2261 
Fü r den Fall, dass das Landesmodell mit dem differenzierten Gründsteüerhebesatz vor 2262 
Gericht fü r verfassüngswidrig erkla rt werden sollte, fordern wir, dass das Land die 2263 
mo glichen Steüeraüsfa lle der Sta dte aüsgleicht. Darü ber hinaüs wollen wir die 2264 
Umlagefa higkeit der Gründsteüer B im Rahmen der Betriebskostenverordnüng aüfheben. 2265 
Die Gründsteüer B ist bislang voll ümlagefa hig ünd wird den Mieter:innen bei den 2266 
Mietnebenkosten damit aüch voll ümfa nglich in Rechnüng gestellt. Das trifft viele 2267 
Menschen, die mit immer weiter erho hten Mieten zü ka mpfen haben ünd zürecht Sorge 2268 
haben vor einem Nebenkosten-Hammer im Züge der Gründsteüervera nderüngen. Wir 2269 
setzen üns dafü r ein, dass die Gründsteüer B aüsschließlich von den Eigentü mer:innen 2270 
entrichtet wird.  2271 

• Ferner würde mit der Gründsteüerreform die Gründsteüer C wieder eingefü hrt. Hierbei 2272 
handelt es sich üm eine Gründsteüeroption der Kommünen fü r baüreife aber noch nicht 2273 
bebaüte Gründstü cke. Die Kommünen haben also die Mo glichkeit diesen gesonderten 2274 
Hebesatz zü erheben, sind allerdings nicht verpflichtet. Wir ünterstü tzen die Einfü hrüng 2275 
Gründsteüer C, wird den Kommünen damit doch ermo glicht, im Falle des Mangels an 2276 
Baüland dessen spekülativ motivierter Zürü ckhaltüng entgegenzüwirken. 2277 
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• Steüerpolitik müss gerechter werden: Wir fordern die Einfü hrüng einer Milliona rssteüer, 2278 
die Reform der Erbschaftsteüer sowie eine gerechte Besteüerüng von Unternehmen, üm 2279 
die Kommünen nachhaltig zü finanzieren. 2280 

• Das Konnexita tsprinzip einhalten: Bündes- ünd Landesregierüng haben den Kommünen 2281 
Aüfgaben ü bertragen, ohne fü r einen entsprechenden finanziellen Aüsgleich zü sorgen. 2282 
Das müss sich a ndern. Wir fordern: Wer die Müsik bestellt, müss sie aüch bezahlen. 2283 

• Die Fo rderprogramme von Land, Bünd ünd EU mü ssen zümindest fü r Kommünen in der 2284 
Haüshaltssicherüng zü 100 % ohne Eigenanteil abrüfbar sein, leichter züga nglich 2285 
gemacht ünd besser abgestimmt werden. Viele Fo rderto pfe ko nnen nicht abgerüfen 2286 
werden, weil die Kommünen mit dem Eigenanteil finanziell ünd den Formalita ten 2287 
personell ü berfordert sind. 2288 

3. Abbaü der kommünalen Altschülden 2289 

• Die Linke fordert die Einrichtüng eines Altschüldenfonds, üm die Schülden der 2290 
Kommünen zü ü bernehmen. Dies betrifft insbesondere Regionen, die von 2291 
Strüktürwandel ünd Arbeitslosigkeit betroffen sind. Dazü geho ren aüch die Belastüngen, 2292 
die den Kommünen dürch die Aüfnahme von Geflü chteten ünd Corona-Maßnahmen 2293 
entstanden sind, ünd die bisher in einem Nebenhaüshalt aüsgelagert würden. 2294 

• Der Bünd ünd das Land mü ssen Verantwortüng ü bernehmen ünd gemeinsam mit 2295 
den Kommünen die notwendige finanzielle Entlastüng leisten, üm zükü nftige 2296 
Investitionen zü ermo glichen. 2297 

4. Investitionen in Infrastrüktür ünd Daseinsvorsorge 2298 

• Es mü ssen endlich aüsreichende Mittel fü r Investitionen in Schülen, Kitas, Straßen, 2299 
o ffentlichem Nahverkehr ünd Wohnraüm bereitgestellt werden. Bünd ünd Land NRW 2300 
dü rfen die Kommünen nicht allein lassen. Dabei tritt Die Linke fü r eine Aüsweitüng 2301 
allgemeiner, nicht zweckgebündener Züweisüngen an die Kommünen ein. 2302 

• Rekommünalisierüngen privatisierter o ffentlicher Einrichtüngen wie Stadtwerke ünd 2303 
Wohnüngsbaügesellschaften mü ssen erfolgen, üm sie wieder dem Gemeinwohl 2304 
züga nglich zü machen. 2305 

• Sta dte ünd Kreise haben wichtige Fünktionen im Bereich der Wirtschaftsfo rderüng, sei 2306 
es bei der Ansiedlüng von Unternehmen oder der Bereitstellüng von Gründstü cken ünd 2307 
Infrastrüktür. Mit diesen Strüktüren, die die Privatwirtschaft selber nicht schaffen kann, 2308 
mü ssen sie sorgsam ümgehen. Eine konseqüente Bodenpolitik soll verhindern, dass 2309 
o ffentlicher Gründ ünd Boden in private Ha nde gelangt. Nützüngsrechte fü r 2310 
Gewerbefla chen sollen gründsa tzlich im Erbbaürecht vergeben werden. 2311 

5. Sta rküng der kommünalen Wirtschaft ünd des Gemeinwohls 2312 

• Die Fo rderüng von genossenschaftlichen Betrieben ünd die Schaffüng kommünaler 2313 
Eigenbetriebe sollen den Sta dten ünd Gemeinden wirtschaftliche Aütonomie ünd soziale 2314 
Verantwortüng ermo glichen. 2315 

• Kommünale Unternehmen sollen nicht nür wirtschaftlich erfolgreich sein, sondern aüch 2316 
soziale Verantwortüng ü bernehmen, etwa dürch die Bereitstellüng von bezahlbarem 2317 
Wohnraüm ünd o kologisch nachhaltigen Prodükten. 2318 

6. Verantwortüng fü r den sozialen Züsammenhalt 2319 
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• Güte Arbeit in der o ffentlichen Verwaltüng: Kommünale Betriebe sollen als Vorbilder fü r 2320 
faire Bezahlüng, Mitbestimmüng ünd eine integrative Arbeitskültür dienen. 2321 

7. O ffentliche Daseinsvorsorge als gesellschaftliche Aüfgabe 2322 

• Privatisierüngen mü ssen rü ckga ngig gemacht werden, da eine o ffentliche 2323 
Daseinsvorsorge im besten Interesse der Bevo lkerüng liegt. 2324 

• Kommünale Unternehmen sollen demokratisch kontrolliert werden, indem die 2325 
relevanten gesellschaftlichen Grüppen in die Entscheidüngsprozesse eingebünden 2326 
werden. 2327 

Für eine gerechte Zukunft in den Kommunen 2328 

Die von der Linken vorgeschlagene Wirtschafts- ünd Finanzpolitik fü r die Kommünen zielt 2329 
daraüf ab, die soziale, wirtschaftliche ünd o kologische Zükünft vor Ort aktiv zü gestalten. Es geht 2330 
üm den Aüfbaü einer gerechten Gesellschaft, in der die Kommünen als starke Akteüre in einer 2331 
solidarischen ünd nachhaltigen Wirtschaft wirken. Dies erfordert nicht nür Investitionen ünd 2332 
eine gerechte Steüerpolitik, sondern aüch eine konseqüente Neüaüsrichtüng hin zü einer 2333 
kommünalen Wirtschaft, die den Bedü rfnissen aller Menschen dient. 2334 

2335 



67 
 

Thema: Wohnen 2336 

Wir wollen eine Wohnpolitik, die allen das Recht aüf Wohnen garantiert ünd die sich nicht am 2337 
Markt orientiert, sondern an den Bedü rfnissen der Menschen. Die nicht aüf Profite aüs ist, 2338 
sondern aüf das Gemeinwohl. 2339 

Das Recht aüf Wohnen bedeütet mehr als ein Dach ü ber dem Kopf. Wir wollen Sta dte, Do rfer ünd 2340 
Stadtteile, die lebenswert sind ünd wo sich jede:r das Wohnen leisten kann. Wir wollen, dass 2341 
niemand Angst haben müss üm seine Wohnüng. 2342 

Wohnen ist ein Menschenrecht 2343 

Aüch in NRW wird Wohnen immer teürer. Gerade in den großen Sta dten steigen die Mieten 2344 
weiter ünd weiter, ohne dass sich Lo hne ünd Sozialleistüngen diesem anpassen. Aber aüch in den 2345 
ümliegenden Landkreisen gibt es kaüm noch bezahlbare Wohnüngen oder Baügründstü cke. Es 2346 
wird immer schwieriger, eine bezahlbare Wohnüng zü finden. Besonders Familien mü ssen 2347 
dadürch mit viel zü wenig Platz aüskommen. 2348 

U ber Mieten wird Reichtüm von ünten nach oben verteilt wird. A rmere Menschen mü ssen ihre 2349 
Miete zahlen, sonst droht ihnen die Obdachlosigkeit, wa hrend Reiche leistüngslos ünd nür dürch 2350 
Eigentüm ihr Vermo gen weiter ünd weiter vergro ßern ko nnen. 2351 

Dürch die Abschaffüng der Wohnüngsgemeinnü tzigkeit ünd die Privatisierüng großer 2352 
Wohnüngsbesta nde sind bündes- ünd landespolitisch viele Entscheidüngen getroffen worden, 2353 
die sich nün negativ in den Kommünen aüswirken. Ganze Viertel geho ren gewinnorientierten 2354 
ünd bo rsennotierten Wohnüngskonzernen, welche die Mieten weiter ünd weiter anheben, aber 2355 
anstatt die Ha üser zü sanieren das Geld an ihre Aktiona r:innen aüsschü tten. 2356 
Nebenkostenabrechnüngen sind oft falsch ünd vo llig ü berteüert. 2357 

Die Häuser denen, die drin wohnen 2358 

Als Linke stehen wir an der Seite der Mieter:innen. Wir ünterstü tzen Initiativen wie „Deütsche 2359 
Wohnen & Co enteignen“. Nür dürch die Vergesellschaftüng großer Wohnüngskonzerne ünd 2360 
einen großen Bestand in o ffentlicher Hand ko nnen wir langfristig gü nstige Mieten ünd güte 2361 
Wohnbedingüngen garantieren ünd dabei aüch Mieter:innen Mitbestimmüng ermo glichen. 2362 

Aüch wenn dies nicht in kommünaler Verantwortüng liegt, ko nnen wir in den Kommünen an 2363 
vielen Stellen die Sitüation fü r die Mieter:innen verbessern. 2364 

Mieter:innen stärken 2365 

Immer mehr Mieter:innen setzen sich gegen Mietenwahnsinn ünd Verdra ngüng zür Wehr, immer 2366 
mehr organisieren sich in Mieterinitiativen, üm gemeinsam gegen die Wohnüngsnot zü ka mpfen. 2367 
Wir als die Linke solidarisieren üns mit ihnen ünd ünterstü tzen sie, wo wir nür ko nnen.  2368 

Wir wollen einen wirksamen Mietendeckel in allen Kommünen. Der Preis fü r Wohnen darf sich 2369 
nicht an vo llig ü berdrehten Marktpreisen orientieren, sondern müss an die tatsa chlichen Kosten 2370 
angepasst sein. Das Land müss in viel mehr Kommünen den Wohnüngsmarkt als angespannt 2371 
anerkennen. 2372 

Der Mietspiegel fü hrt dazü, dass Mieten weiter ünd weiter steigen. Dürch eine Anpassüng an den 2373 
Mietspiegel ko nnen Mieterho hüngen dürchgefü hrt werden, die wiederüm dafü r sorgen, dass der 2374 
Mietspiegel steigt. Eine Spirale nach oben. Trotzdem wollen wir als Linke aüf kommünaler Ebene 2375 
einen qüalifizierten Mietspiegel, üm Mieter:innen vor Willkü r zü schü tzen. Er müss sich dafü r an 2376 
den Bestandsmieten orientieren ünd nicht an den neü abgeschlossen Mietvertra gen. 2377 
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 2378 

Die Linke fordert: 2379 

- Mietendeckel 2380 

- Mietspiegel, die sich an den Bestandsmieten orientieren 2381 

- Ausweitung und Unterstützung von Beratungsangeboten 2382 

- Zahlung von Mitgliedsbeiträgen von Mietvereinen durch die Jobcenter und Sozialämter 2383 

Grundsteuer 2384 

Die Gründsteüer ist neben der Gewerbesteüer die einzige bündeseinheitlich geregelte, origina re 2385 
Kommünalsteüer, bei der Sta dte ünd Gemeinden ü ber ein eigensta ndiges Hebesatzrecht 2386 
verfü gen. Die dürch das Urteil des Bündesverfassüngsgerichts vom 10. April 2018 gebotene 2387 
Reform der Gründsteüer müss drei Fünktionen erfü llen: Erstens ist die Steüerlast sozial gerecht 2388 
zü verteilen. Da ünter den heütigen Umsta nden die Frage des aüsreichenden ünd bezahlbaren 2389 
Wohnraüms eine der wichtigsten sozialen Fragen in Ballüngsgebieten ist, darf eine Reform der 2390 
Gründsteüer Mieterinnen ünd Mieter nicht züsa tzlich belasten. Nichtprofitorientierte 2391 
Wohnüngsünternehmen sollen von der Gründsteüer befreit werden. Zweitens sind Kommünen 2392 
vor Steüeraüsfa llen zü schü tzen, indem die Gründsteüer verfassüngsfest aüsgestaltet wird. Dabei 2393 
ist die Soüvera nita t der Kommünen derart zü gewa hrleisten, dass sie dürch ein kommünales 2394 
Hebesatzrecht fü r eine Aüfkommensneütralita t der Gründsteüerreform aüf Gemeindeebene 2395 
sorgen ko nnen. Um einen Impüls zür Beka mpfüng von Gründstü cksspekülation zü setzen, 2396 
mü ssen ünbebaüte aber baüreife Gründstü cke bei Bedarf sta rker belastet werden.  2397 

Die vom Bündesverfassüngsgericht geforderte Gründsteüerreform, die ab 2025 erstmals züm 2398 
Tragen kommt, belastet in NRW die Wohngründstü cke deütlich sta rker als 2399 
Gescha ftsgründstü cke. Um diese sta rkere Belastüng von Wohngründstü cken zü vermeiden, hat 2400 
das Land NRW per Gesetz den Sta dten die Mo glichkeit gegeben, die Hebesa tze der Gründsteüer 2401 
B fü r Wohn- ünd Gescha ftsgründstü cke zü differenzieren. Damit ko nnen Kommünen nün 2402 
Kostenexplosionen bei den Wohngeba üden vermeiden ünd stattdessen die Entlastüng bei den 2403 
Gewerbeimmobilien redüzieren.  Wir ünterstü tzen dieses Vorgehen.  2404 

Fü r den Fall, dass das Landesmodell mit dem differenzierten Hebesatz bei der Gründsteüer B vor 2405 
Gericht fü r verfassüngswidrig erkla rt werden sollte, fordern wir, dass das Land die mo glichen 2406 
Steüeraüsfa lle der Sta dte aüsgleicht.  2407 

Darü ber hinaüs wollen wir die Umlagefa higkeit der Gründsteüer B im Rahmen der 2408 
Betriebskostenverordnüng aüfheben. Die Gründsteüer B ist bislang voll ümlagefa hig ünd wird 2409 
den Mieter:innen bei den Mietnebenkosten damit aüch voll ümfa nglich in Rechnüng gestellt. Das 2410 
trifft viele Menschen, die mit immer weiter erho hten Mieten zü ka mpfen haben ünd zürecht 2411 
Sorge haben vor einem Nebenkosten-Hammer im Züge der Gründsteüervera nderüngen. Wir 2412 
setzen üns dafü r ein, dass die Gründsteüer B aüsschließlich von den Eigentü merinnen ünd 2413 
Eigentü mern entrichtet wird.  2414 

Ferner würde mit der Gründsteüerreform die Gründsteüer C wieder eingefü hrt. Hierbei handelt 2415 
es sich üm eine Gründsteüeroption der Kommünen fü r baüreife aber noch nicht bebaüte 2416 
Gründstü cke. Die Kommünen haben also die Mo glichkeit diesen gesonderten Hebesatz zü 2417 
erheben, sind allerdings nicht verpflichtet. Wir ünterstü tzen die Einfü hrüng der Gründsteüer C, 2418 



69 
 

wird den Kommünen damit doch ermo glicht, im Falle des Mangels an Baüland dessen spekülativ 2419 
motivierter Zürü ckhaltüng entgegenzüwirken. 2420 

Das Recht auf Wohnen kennt keine Ausnahmen 2421 

Wohngeld ist fü r viele Menschen eine Erleichterüng ünd hilft ihnen, die Miete zü bezahlen. Die 2422 
Linke setzt sich dafü r ein, dass die Wohnüngsa mter güt aüsgestattet sind ünd alle Antra ge 2423 
schnell bearbeitet werden ko nnen. 2424 

Die Bezieher:innen von Bü rgergeld erhalten zwar die als angemessen geltende Miete bezahlt, 2425 
aber bei Mietsteigerüngen fallen ihre Wohnüngen schnell aüs der Angemessenheit heraüs. 2426 
Zwangsümzü ge sind die Folge. Daher fordern wir fla chendeckend die aktüell aüf dem 2427 
Wohnüngsmarkt verfü gbaren Angebotsmieten züm Maßstab fü r die Angemessenheit der 2428 
Wohnkosten zü machen.  Steigen dann die Mieten, steigen die Angemessenheitsgrenzen mit. 2429 
Niemand darf zü einem Umzüg gezwüngen werden, weil die Wohnüng zü teüer wird. 2430 

Die Zahl der Wohnüngslosen in den Sta dten steigt. Wir fordern, dass mit dem Konzept „Hoüsing 2431 
First“ Menschen wieder in Wohnüngen gebracht werden. Aüch die Notü bernachtüngsstellen 2432 
mü ssen verbessert werden. Aktüell sind die Züsta nde dort so schlimm, dass Menschen lieber aüf 2433 
der Straße ü bernachten, aüch wenn dies Lebensgefahr bedeütet. Dies liegt an einer 2434 
privatwirtschaftlichen Betreibüng, die rein gewinnorientiert arbeitet. Wir fordern güte 2435 
Notü bernachtüngsstellen, die kostenlos sind ünd fü r alle Wohnüngslosen züga nglich, 2436 
ünabha ngig ihrer Staatsangeho rigkeit. Fü r Fraüen, qüeere Menschen, Menschen mit 2437 
Behinderüng ünd Jügendliche braücht es Angebote, die ihren Bedü rfnissen entsprechen. 2438 
Aüßerdem müss dort aüch die Unterbringüng mit Hünd mo glich sein. 2439 

Die Linke fordert: 2440 

- Genügend Mitarbeitende für die Bearbeitung von Wohngeldanträgen 2441 

- Einführung eines schlüssigen Konzeptes zur Ermittlung von Angemessenheitsgrenzen 2442 
mit jährlicher Evaluierung in allen Kommunen des Landes 2443 

- Housing First 2444 

- Gute, kostenlose Notübernachtungsstellen für alle Wohnungslosen 2445 

- Aufenthaltsmöglichkeiten tagsüber mit Heizung, sanitären Anlagen und sozialen 2446 
Angeboten 2447 

Für eine gemeinwohlorientierte Bodenpolitik 2448 

Das Argüment der fehlenden Wohnüngen wird dazü benützt, üm den Verkaüf von Gründstü cken 2449 
in güten Lagen an Investorinnen ünd Spekülant:innen zü legitimieren. „Aüfwertüngs-“ ünd 2450 
„Leüchttürmprojekte“ füngieren als Preistreiber in den Stadtteilen ünd verdra ngen die dort 2451 
lebenden Menschen. Boden ist aüfgründ der begrenzten Verfü gbarkeit keine Ware wie jede 2452 
andere, ünd die Einda mmüng von Bodenspekülation ist zentrale Aüfgabe linker Politik. Dürch 2453 
die Vergabe von Gründstü cken in Erbpacht kann eine Kommüne daüerhaft Einflüss aüf deren 2454 
Gestaltüng nehmen ünd Bodenspekülationen verhindern. Dürch eine wirküngsvolle 2455 
Bodenvorratspolitik ko nnen strategisch wichtige Gründstü cke frü hzeitig erworben werden ünd 2456 
die Mo glichkeiten der Kommünen erweitert werden. Erbpachtgründstü cke in sta dtischer Hand 2457 
erleichtern aüch den Erwerb von Wohneigentüm dürch jünge Familien.  2458 

Die Linke fordert: 2459 
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- Keine Leuchtturmprojekte, sondern langfristige Verbesserungen 2460 

- Vergabe von Grundstücken in Erbpacht 2461 

- Wirkungsvolle Bodenvorratspolitik 2462 

- Ausweitung von Vorkaufsrechten 2463 

Sozialen Wohnungsbau ausweiten 2464 

In vielen Sta dten herrscht Wohnüngsnot. Daher müss im Vordergründ kommünaler 2465 
Wohnüngspolitik der Neübaü von daüerhaft belegüngs- ünd preisgebündenen Mietwohnüngen 2466 
stehen. Wir fordern, dass die Sozialbindüng von Wohnüngen nicht mehr aüslaüfen kann, sondern 2467 
daüerhaft ist. Bei allen Neübaüvorhaben streben wir eine Qüote von mindestens 40% der 2468 
Wohnfla chen als o ffentlich gefo rderter Wohnraüm an.  2469 

Kommünen mü ssen güten ünd bezahlbaren Wohnraüm dürch eigene Baüta tigkeit schaffen. Sie 2470 
mü ssen dafü r sorgen, dass Wohnüngsbesta nde saniert ünd barrierefrei aüsgebaüt sowie 2471 
energetisch modernisiert werden. Diese Maßnahmen dü rfen nicht zür Verdra ngüng von 2472 
Mieter:innen fü hren. Aüf Bündesebene müss die Modernisierüngsümlage abgeschafft werden. 2473 
Dürch die Einfü hrüng eines Baülü ckenkatasters ko nnen Fla chen effektiv genützt werden ünd 2474 
willkü rlicher Fla chenfraß verhindert werden. 2475 

Als Linke sind wir gründsa tzlich gegen die weitere Aüsweisüng von Einfamilienhaüssiedlüngen, 2476 
da diese im Vergleich züm Geschosswohnüngsbaü ü berproportional viel Fla che verbraüchen. 2477 
Stattdessen wollen wir güte Konzepte fü r gemeinsames Wohnen fo rdern wie z.B. 2478 
Mehrgenerationenha üser. 2479 

Bei der Planüng von Neübaügebieten legen wir Wert aüf eine soziale Infrastrüktür wie Kitas, 2480 
Schülen, Einkaüfs- ünd Begegnüngsmo glichkeiten ünd eine güte Anbindüng an den o ffentlichen 2481 
Nahverkehr. Insbesondere im sta dtischen Raüm mü ssen Grü nfla chen ünd Parks, 2482 
Kinderspielpla tze ünd Jügendtreffs zwingend mitgedacht werden. Wir ünterstü tzen die 2483 
Schaffüng von Qüartieren, in denen Menschen ohne eigenes Aüto leben wollen. 2484 

Insbesondere in den la ndlichen Regionen wollen wir dafü r sorgen, dass Senior:innen ihre 2485 
Ha üser zügünsten jünger Familien gegen altersgerechte, barrierefreie Wohnüngen taüschen 2486 
ko nnen, ohne dabei finanzielle Nachteile zü erleiden. Wir setzen üns fü r energetische 2487 
Sanierüngen im Altbaübestand ein, üm Wohnraüm zü erhalten ünd die Energiekosten bezahlbar 2488 
zü halten.  2489 

Die Linke fordert: 2490 

- Ausweitung des sozialen Wohnungsbaus und eine festgelegte Quote von mindestens 2491 
40% der Bruttogeschossfläche in den Bebauungsplänen und städtebaulichen Verträgen 2492 

- Ausweitung kommunaler Bautätigkeit 2493 

- Baulückenkataster 2494 

- Kein Bau von Einfamiliensiedlungen 2495 

- Tauschprogramme „alt zu jung“ 2496 

- Energetische Sanierung im Altbaubestand 2497 

- Projekte „Wohnen ohne eigenes Auto“ 2498 

Kommunale Möglichkeiten nutzen 2499 



71 
 

Dürch die Einfü hrüng einer Zweckentfremdüngssatzüng ko nnen Kommünen effektiv sowohl 2500 
gegen Leerstand als aüch gegen Kürzvermietüngsmodelle wie AirBnBs vorgehen. Abbrüch, 2501 
Leerstand ünd Nützüngsa nderüng sind anzeige- ünd genehmigüngspflichtig ünd ko nnen 2502 
üntersagt werden. Die Einfü hrüng eines Leerstandskatasters macht ihn nicht nür sichtbar, 2503 
sondern vereinfacht Eingreifen bis hin zü Enteignüngen. 2504 

Aüßerdem stehen mit der Einfü hrüng einer sozialen Erhaltüngssatzüng (Milieüschützsatzüng) 2505 
weitere Instrümente zür Verfü güng. So sind dort aüch Modernisierüngen ünd bestimmte 2506 
Baüta tigkeiten genehmigüngspflichtig, sodass die Verdra ngüng von Bewohner:innen erschwert 2507 
wird. 2508 

Wir braüchen eine kommünale Wohnaüfsicht, die gegen Mietwücher, Zweckentfremdüng ünd 2509 
Verwahrlosüng von Wohnraüm vorgeht. Sie müss immer an der Seite der Bewohner:innen 2510 
stehen ünd fü r sie Lo süngen finden. 2511 

Die Linke fordert: 2512 

- Zweckentfremdungssatzung in allen Kommunen 2513 

- Leerstandskataster 2514 

- Soziale Erhaltungssatzungen insbesondere in ärmeren Quartieren 2515 

- Stärkung der kommunalen Wohnaufsicht 2516 

Kommunale Wohnungsbaugesellschaften stärken 2517 

Wir wollen kommünale Wohnüngsgesellschaften sta rken. Sie sollen wirksame Instrümente fü r 2518 
eine soziale Wohnüngspolitik werden ünd keine Gewinne fü r ihre Gesellschafter aüsschü tten 2519 
mü ssen. Sie mü ssen finanziell gesta rkt werden, üm ihrer Aüfgabe bezahlbaren Wohnraüm zü 2520 
schaffen gerecht zü werden. Aüch Mo glichkeiten von Mitbestimmüng der Mieter:innen wollen 2521 
wir schaffen. 2522 

Die Linke fordert: 2523 

- Kommunale Wohnungsgesellschaften müssen ihre Mieterhöhungen unter dem 2524 
Kostendeckungsprinzips begrenzen 2525 

- Keine Gewinnausschüttungen, sondern Reinvestition 2526 

- Mittel der Gesellschaft sind dauerhaft zweckgebunden, der Verkauf von Wohnungen an 2527 
renditeorientierte Träger:innen ist verbindlich ausgeschlossen. 2528 

- Die kommunalen Wohnungsgesellschaften müssen Strukturen einführen, die 2529 
Mieter:innen beteiligen und mitbestimmen lassen – denkbar ist z.B. eine Drittelparität 2530 
(Kommune, Beschäftigte, Mieter:innen).  2531 

- Dort, wo Kleinstädte nicht die Kapazitäten haben, eigene Wohnungsgesellschaften 2532 
aufzubauen, streben wir die Gründung von kreiseigenen Wohnungsgesellschaften an 2533 

Kommunale Wärmeplanung sozial gestalten 2534 

Im Wa rmeplanüngsgesetz des Bündes ist geregelt, dass in Kommünen mit mehr als 100.000 2535 
Einwohner:innen bis züm Jüni 2026 ein Wa rmeplan erstellt werden müss. Fü r Gemeindegebiete 2536 
mit bis zü 100.000 Einwohnern ist dafü r Zeit bis züm 30. Jüni 2028. 2537 

Als Linke setzen wir üns dafü r ein, dass diese sozial vertra glich gestaltet ist. Der Anschlüss an ein 2538 
Fernwa rmenetz darf nicht dazü fü hren, dass die Kosten fü r die Mieter:innen explodieren. Die 2539 
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Bezahlbarkeit müss aüch in einem frü hen Stadiüm der Planüng eine Rolle spielen. Planüngen 2540 
dü rfen sich nicht an Eigentü mer:innen orientieren, sondern mü ssen die Belange von 2541 
Mieter:innen in den Mittelpünkt stellen. Wir stellen üns gegen klimatisch sinnlose Pla ne wie die 2542 
Nützüng von Wasserstoff züm reinen Heizen ünd die Verbrennüng von Holz, die 2543 
gesündheitsscha dlichen Feinstaüb freisetzt. Die energetische Modernisierüng von Ha üsern müss 2544 
Pflicht werden, deren Kosten dü rfen aber aüf die Mieter:innen nür soweit ümgelegt werden, dass 2545 
sie nicht die Einsparüngen bei den Energiekosten ü bersteigen. 2546 

Die Linke fordert: 2547 

- Kommunale Wärmeplanung muss sozial verträglich gestaltet werden 2548 

- Keine Nutzung von Wasserstoff und Holz in der Heizplanung 2549 


